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6 LITERATUR vissssssssssssssssssssssssssssssssssssssssssssessonsss 


1 Einleitung 


Die Eingliederung von Personen mit Behinderungen in den Arbeitsmarkt ist eine der größten 
sozialen und arbeitsmarktpolitischen Herausforderungen in den europäischen Ländern. 
Gesundheitlich beeinträchtigte Personen stehen aufgrund erheblicher Veränderungen und 
Umbriiche in der jüngsten Vergangenheit zunehmend einer Reihe von 
Beschäftigungsbarrieren gegenüber. Angetrieben von Technologie und Globalisierung fand 
eine Verlagerung hin zu hoch qualifizierten Arbeitsplätzen statt. Damit verringerte sich die 
Nachfrage nach weniger qualifizierten Arbeitskräften, unter denen Menschen mit 
Behinderungen überrepräsentiert sind. Erfahrungen aus der Vergangenheit lassen zudem 
befürchten, dass ökonomische Krisen benachteiligte Personen verstärkt treffen und deren 
Inaktivitäts- und Arbeitslosigkeitsraten nach einer gewissen Zeitspanne strukturell erhöhen. 

Eine Nicht-Eingliederung von behinderten Personen in den Arbeitsmarkt verursacht 
sowohl Kosten für die Volkswirtschaft als auch soziale Nachteile für die Betroffenen. Sie 
reduziert das effektive Arbeitskräfteangebot während gleichzeitig die Ausgaben für 
Transferleistungen für behinderte und gesundheitlich beeinträchtigte Personen eine Belastung 
für die öffentlichen Finanzen darstellen." Aufgrund demographischer Veränderungen und der 
Stagnation bzw. sogar Verringerung des Arbeitskräfteangebots in den meisten europäischen 
Staaten in den kommenden Jahrzehnten gewinnen Strategien zur Verbesserung dieser 
Situation an Bedeutung. Personen mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen finden sich unter 
jenen Gruppen der Bevölkerung, die verstärkt für das Arbeitskräfteangebot mobilisiert werden 
müssen, auch um die Aussicht auf ein höheres Wirtschaftswachstum in Zukunft 
sicherzustellen. Auf der individuellen Seite sind Beschäftigung bzw. Erwerbsarbeit ein 
zentraler Faktor für den sozialen Status und die persönliche Identität von Personen im 
arbeitsfähigen Alter. Für die Gewährleistung von Chancengleichheit und voller Teilhabe im 
wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Leben hat eine Beschäftigung entscheidende 
Bedeutung (BMASK 2012, 123f; OECD 2010). 

Die Beschäftigungsquoten von Personen mit Behinderungen liegen im Durchschnitt um 
40% unter dem allgemeinen Niveau, Arbeitslosenraten betragen typischerweise das Doppelte 
OECD 2010, 10). Wenn eine Erwerbstätigkeit besteht, sind Personen mit Behinderungen 
häufiger in Jobs beschäftigt, die geringere Qualifikationen verlangen. Sie weisen auch 


schlechtere Karriereaussichten auf als ihre nicht behinderten Kolleg/Innen, und arbeiten 





' Die Ausgaben für Invaliditätspensionen und Krankengelder betrugen im Jahr 2007 im Durchschnitt der OECD- 
Länder 1,9%, in Österreich 2,4% des BIP (OECD 2010, 58). 


wesentlich häufiger Teilzeit (Brennan/Conroy 2009, 12; Greve 2009, 15). Dieser Befund 
ergibt sich trotz der in vielen EU-Ländern in den vergangenen zwei Jahrzehnten massiven 
politischen Initiativen mit einem Schwerpunkt auf aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, 
die sich gezielt an Menschen mit Behinderungen richten. 

Der Behinderten-Status wirkt sich entsprechend negativ auf die erzielte 
Einkommenshöhe aus (Humer et al. 2007, 20f; Lalive et al. 2009, 24). Die meisten nicht- 
beschäftigten Personen mit Behinderungen erhalten zwar Öffentliche Transfers, verzeichnen 
aber deutlich unterdurchschnittliche Einkommen. Als eine direkte Folge ist auch die 
Armutsgefährdungsrate von behinderten Personen wesentlich höher (OECD 2010, 10). Hinzu 
kommt, dass Frauen und junge Menschen mit Behinderungen in den meisten europäischen 
Ländern zusätzlich benachteiligt sind. Für junge Menschen ist es aufgrund der hohen 
Barrieren auf dem Ausbildungsmarkt schwierig, eine Berufsausbildung zu beginnen 
(Brennan/Conroy 2009, 15; DGB 2010, 6). 

Die Mehrheit der europäischen Länder weist eine spezifische Gesetzgebung für 
behinderte Personen auf, die alle gesellschaftlichen Bereiche umfasst, in denen eine 
Diskriminierung auftreten kann. Beschäftigung bzw. Arbeit stellt dabei ein Schlüsselelement 
dar (Eichhorst et al. 2010, 28). Grundsätzlich lassen sich in der Politik für behinderte 


Personen zwei zueinander potentiell im Konflikt stehende Ziele ausmachen: 


e Die Bereitstellung eines angemessenen und sicheren Einkommens für jene, die nicht 


arbeiten können (Kompensationskomponente); 


e entsprechende Anreize und Unterstützungen für Arbeit für jene, die arbeiten können 


(Integrationskomponente) (OECD 2010, 85). 


In den letzten Jahrzehnten ist mit der Implementierung von Beschäftigungsquoten, Anti- 
Diskriminierungs-Gesetzgebung, Beschäftigungsschutz und zielgerichteten aktiven 
Arbeitsmarktmaßnahmen eine Tendenz in Richtung aktive Maßnahmen zu beobachten 
(Eichhorst et al. 2010, 30). Laut OECD (2010, 86) zeigen sich in Europa in den Niederlanden 
und im Vereinigten Königreich, gefolgt von Dänemark und Österreich die stärksten 
Integrationsorientierungen. Österreich weist in diesem Vergleich gut entwickelte 
Rehabilitations- und Beschäftigungsprogramme auf. Die Zusammensetzung der Ausgaben für 


Behinderung ist dennoch nach wie vor in Richtung passive Transfers verzerrt, im 


Allgemeinen werden in den OECD-Ländern nur fünf Prozent des Gesamtbudgets oder 


weniger für Beschäftigungs- und Rehabilitationsprogramme ausgegeben.” Änderungen dieser 
Situation erscheinen gesamtwirtschaftlich notwendig und auch für die Betroffenen hilfreich. 
Ziel der vorliegenden Expertise ist die nähere Analyse von ausgewählten zentralen 
Maßnahmenblöcken auf der Seite von Arbeitnehmer/Innen, Arbeitgeber/Innen und relevanten 
Institutionen entlang der drei Säulen im österreichischen Behinderteneinstellungsgesetz — 
Beschäftigungspflicht, Förderung beruflicher Eingliederung und erhöhter Kündigungsschutz — 
, die zumindest potentiell Barrieren dafür abmildern könnten, dass behinderte Personen eine 
Erwerbstätigkeit aufnehmen oder fortsetzen bzw. Arbeitgeber/Innen behinderte 
Arbeitnehmer/Innen beschäftigten. Um ein Zusammenwirken von Maßnahmen bzw. 
Gesamtmodelle zu untersuchen, werden in diesem Sinne Gesamtsysteme in Ländern mit 
vergleichsweise hohen Erwerbsquoten von behinderten Personen (Dänemark, Schweden, 
Niederlande, Vereinigtes Königreich)” analysiert.* Zusätzlich erfolgt eine länderübergreifende 


Analyse von (verpflichtenden) Beschäftigungsquoten.” 


Im Rahmen der Expertise wird u.a. folgenden Fragen nachgegangen: 


e Welche Maßnahmenkomplexe sind (u.U. auch in Österreich) praktikabel und 


erfolgsversprechend? 
e Wie sind diese in jenen Ländern, die damit Erfolg haben, ausgestaltet? 


e Wie kann eine angemessene Balance zwischen der Sicherung von Arbeitsplätzen auf der 
einen Seite und der Förderung von Arbeitsmobilität in puncto der Verbesserung von 


Einstellungschancen Arbeitsuchender gefunden werden? 


e Führen die jeweiligen Maßnahmenkomplexe netto zu einer maßgeblichen Erhöhung der 
Erwerbsquoten? Sind erhebliche Mitnahme- oder Substitutionseffekte zu erwarten? 


Durch welche Spezifikationen kann dies verhindert werden? 


e Setzen die Maßnahmenkomplexe zum richtigen Zeitpunkt ein? Ist die Dosierung zu stark 


oder zu schwach? 





* Österreich 2007: zwei Prozent (OECD 2010, 59). 


Beschäftigungsquoten von Personen mit Behinderungen 2007 basierend auf EU-SILC 2007 und 
Arbeitskräfteerhebung 2005/6: Schweden 62%, Dänemark 52%, Vereinigtes Königreich 45%, Niederlande 44%; 
Österreich 44% (OECD 2010, 51). 


* Ausgeklammert ist dabei (abgesehen von speziellen Maßnahmen wie z.B. Experience-Rating, Gatekeeper- 
Gesetz in den Niederlanden) im Wesentlichen die Thematik rund um Invaliditätspensionen, da diese ohnehin in 
den letzten Jahren in Österreich auf breiter Basis (Stichwort „Invalidität im Wandel“) analysiert wurde. 


> Der Grund für die länderübergreifende Analyse ist, dass es in den untersuchten Ländern Dänemark, Schweden, 
Niederlande und dem Vereinigten Königreich keine verpflichtenden Beschäftigungsquoten gibt. 


Die Analyse erfolgt auf Basis einer ausführlichen Analyse nationaler, internationaler und 
supranationaler einschlägiger Literatur. Kapitel 2 enthält basierend auf einer Auswertung der 
jüngsten verfügbaren international vergleichbaren EU-SILC-Daten grundlegende statistische 
Daten in den Bereichen Häufigkeit von Behinderung, Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und 
Armutsgefährdung von behinderten Personen sowie Teilnehmer/Innen an und Ausgaben für 
aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen in den untersuchten Ländern (Dänemark, 
Schweden, Niederlande, Vereinigtes Königreich) und in Österreich. Länderanalysen für die 
untersuchten Länder in den Politikbereichen Antidiskriminierungs-/Gleichstellungs- 
Gesetzgebung, aktive arbeitsmarktpolitische Programme und Anreize für Beschäftigung 
sowie Kündigungsschutz inkl. einer Gesamtbeurteilung finden sich in Kapitel 3. Eine 
länderübergreifende Analyse von (verpflichtenden) Beschäftigungsquoten in Europa erfolgt in 
Kapitel 4. Kapitel 5 fasst die zentralen Ergebnisse der Expertise zusammen und enthält 
Empfehlungen im Hinblick auf potentielle Good-Practice-Maßnahmen, die u.U. auch auf 


Österreich übertragbar sind. 


2 Vergleichende statistische Daten 


2.1 EU-SILC Daten 


Die EU-SILC-Mikrodaten ermöglichen es, beruhend auf identen Fragen vergleichbare 
Erkenntnisse über die Häufigkeit von Behinderung und über den sozioökonomischen Status 
von Menschen mit Behinderungen in den EU-Ländern zu gewinnen®. Sie enthalten 
Informationen über den Behinderungsstatus auf der Basis der folgenden Frage zu 


Aktivitätseinschränkungen aufgrund gesundheitlicher Probleme: 


e Gibt es Einschränkungen aufgrund gesundheitlicher Probleme bei gewöhnlichen 
Aktivitäten, während mindestens der letzten 6 Monate? Die vorgegebenen drei 
Antwortmöglichkeiten sind: „Ja, stark eingeschränkt", „Ja, eingeschränkt” oder „Nein, 
nicht eingeschränkt". Die für diese Studie verwendete Definition begreift alle jene 


Befragten als Menschen mit Behinderungen, die nicht mit „nein“ geantwortet haben.’ 


Mit diesen Daten wird das Auftreten von Behinderungen nach sozio-Öökonomischen 
Merkmalen in den vier analysierten EU-Mitgliedstaaten (Dänemark, Schweden, Niederlande 
und Vereinigtes Königreich) sowie in Österreich festgestellt. Es wird auch untersucht, wie 
sich Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und Armutsgefährdungsrisiko zwischen Menschen mit 


und ohne Behinderungen in diesen Ländern unterscheiden. 


2.1.1 Häufigkeit von Behinderung 


Der höchste Anteil an allen Personen im erwerbsfähigen Alter (Männer und Frauen 16 bis 64 
Jahre), die über Aktivitätseinschränkungen wegen gesundheitlicher Probleme berichten, ist in 
den Niederlanden und Dänemark mit 25% zu beobachten, gefolgt von Österreich (21%). 
Deutlich niedrigere Quoten finden sich in Schweden und dem Vereinigten Königreich (13 
bzw. 15%). Der Durchschnitt für die EU-27 beträgt 18%. 

Im Durchschnitt wird eine Behinderung in allen betrachteten Ländern häufiger von 


Frauen als von Männern erlebt (EU-27: 19% vs. 16%), wobei der Unterschied in Österreich 





° Da es sich um eine Selbsteinschätzung handelt, sind die Antworten allerdings u.U. durch gesellschaftliche 
Normen, Alter, Geschlecht, persönliche Befindlichkeit, etc. beeinflusst. 


7 Dies entspricht der OECD-Definition von Behinderung auf Basis der SILC-Daten (OECD 2010, 22). 


am geringsten (weniger als 1 Prozentpunkt) bzw. in den Niederlanden und in Schweden (6 
Prozentpunkte) am stärksten ausgeprägt ist. 

In allen betrachteten Ländern nehmen Behinderungen auch mit zunehmendem Alter 
tendenziell zu. Auffällig ist, dass sowohl bei Männern als auch bei Frauen in den 
Niederlanden, Österreich und Dänemark in der Altersgruppe 45 bis 54 Jahre zumindest rund 
jede vierte Person und in der Altersgruppe 55 bis 64 Jahre zumindest rund jede dritte Person 
eine gesundheitliche Einschränkung angibt. In Österreich sind insbesondere die Raten für 55- 
64-jährige Männer und Frauen (jeweils 39%) vergleichsweise hoch. Deutlich geringer fallen 
diese Anteile in Schweden und im Vereinigten Königreich aus. Allgemein sind rund 60% 
aller Personen mit gesundheitlichen Einschränkungen im Erwerbsalter über 45 Jahre alt. Auf 
der anderen Seite des Altersspektrums finden sich verhältnismäßig hohe Raten bei Frauen im 


Alter von 16-24 Jahren in Dänemark (23%) und den Niederlanden (21%) (vgl. Tab. 1). 


Tab. 1: Vorkommen von Behinderung* bei Personen im arbeitsfähigen Alter nach 
Altersgruppen und Geschlecht, 2009 (in % aller Personen der jeweiligen Gruppe) 












































Alle Männer Frauen 

16- 25- 35- 45- 55- | Total | 16- 25- 35- 45- 55- | Total 

24 34 44 54 64 24 34 44 54 64 
DK 24,9 | 11,6 | 17,9 | 18,7 | 28,3 | 32,6| 224| 23,0} 18,9} 25,8| 31,1| 36,3| 27,4 
SE 12,8 6,4 6,8 7,8 | 11,3 | 182 | 10,0 8,9 8,1 | 145| 187| 26,3 | 15,8 
NL 25,0 | 10,1 | 13,4 | 19,5 | 27,5 | 34,2} 21,8 | 20,8 | 16,6 | 26,1| 31,2| 42,5 | 28,0 
UK 15,2 6,0 8,2 | 11,1 | 19,6 | 28,3 | 14,5 6,6 | 10,6} 14,2 | 18,9] 28,7) 15,8 
AT 20,7 | 10,8 | 13,1 | 17,2 | 23,5 | 39,1 | 20,5 7,9 | 11,7 | 15,5 | 28,7 | 39,2 | 20,9 


























Quelle: eigene Auswertung EU-SILC 2009 
* Personen, die aufgrund von gesundheitlichen Problemen bei täglichen Aktivitäten eingeschränkt oder stark 
eingeschränkt sind. 


In allen betrachteten Ländern ist wie in den EU-27 die Häufigkeit von Behinderung unter 
denjenigen mit niedrigem Bildungsstand (mit weniger als Sekundarstufe II) am höchsten, und 
in der bestgebildeten Gruppe (mit Hochschulabschlus) am niedrigsten. Die 
Behinderungsraten bei Menschen mit einer geringeren Bildung als Sekundarstufe II sind 
i.d.R. mehr als doppelt so hoch als für die Gruppe mit tertiärem Bildungsabschluss. Mit 
Ausnahme des Vereinigten Königreichs und insbesondere Schwedens weist in den 
untersuchten Ländern zumindest ein Drittel aller Personen mit niedrigem Bildungsstand im 
Alter von 25 bis 64 Jahren? gesundheitliche Probleme auf, die ihre Aktivitäten einschränkt 
(vgl. Tab. 2). In den EU-27 betrifft dies im Durchschnitt zumindest ein Viertel aller Personen 


mit niedrigem Bildungsstand. 





8 Die Analyse beschränkt sich auf diese Altersgruppe, da sich die Mehrzahl der jüngeren Personen (Altersgruppe 
16 bis 24 Jahre) zu einem Gutteil noch in Ausbildung befindet. 


10 





Tab. 2: Vorkommen von Behinderung* bei Personen im Alter von 25-64 Jahren nach 


Bildungsgruppen und Geschlecht, 2009 (in % aller Personen der jeweiligen Gruppe) 


























Manner Frauen 
weniger als Sekundar- Tertiar weniger als Sekundar- Tertiar 
Sekundar- stufe II Sekundar- stufe II 
stufe II stufe II 
DK 38,2 20,7 18,6 42,2 24,4 23,6 
SE 16,8 13,2 5,9 26,7 21,4 11,5 
NL 38,1 22,7 17,5 41,9 27,4 22,9 
UK 30,9 17,0 13,0 30,4 17,6 12,8 
AT 35,3 23,8 16,7 36,0 23,4 15,2 























Quelle: eigene Auswertung EU-SILC 2009 
* Personen, die aufgrund von gesundheitlichen Problemen bei täglichen Aktivitäten eingeschränkt oder stark 
eingeschränkt sind. 


2.1.2 Beschäftigungsstatus von Menschen mit und ohne Behinderung 


Nach den EU-SILC-Daten für 2009 betragen die Erwerbsquoten von behinderten Personen im 
Erwerbsalter in Dänemark und den Niederlanden knapp mehr als 50%, in Schweden und 
Österreich knapp weniger als 50%. Am geringsten fallen diese im Vereinigten Königreich mit 
44% aus (EU-27 ebenfalls 44%). In allen fünf untersuchten EU-Ländern und in den EU-27 
weisen Menschen mit Behinderungen im Durchschnitt eine um 30 bis 40% niedrigere 
Beschäftigungsquote als nicht behinderte Menschen auf (EU-27 um 35% niedriger). 

Hinzu kommt, dass mit Ausnahme von Österreich die Teilzeitquoten bei den behinderten 
Beschäftigten wesentlich höher ausfallen als bei den nicht behinderten Beschäftigten. Die 
höchste Teilzeitquote bei den behinderten Beschäftigten weisen von den untersuchten 
Ländern mit 43% die Niederlande (bei einer hohen Teilzeitquote aller erwerbstätigen 
Personen), gefolgt von Schweden mit 40% auf. Eine Teilzeitquote bei behinderten Personen 
von 27% verzeichnet das Vereinigte Königreich, lediglich um die 20% Dänemark und 


Österreich (vgl. Tab. 3). 





° Zum Vergleich Beschäftigungsquoten von Personen mit Behinderungen 2007 basierend auf EU-SILC 2007 und 
Arbeitskräfteerhebung 2005/6: Schweden 62%, Dänemark 52%, Vereinigtes Königreich 45%, Niederlande 44%; 
Österreich 44% (OECD 2010, 51). Für Schweden ergibt sich die geringere Gesamterwerbsquote in EU-SILC 
2009 aus der niedrigen Erwerbsquote in der Altersgruppe 16-24 Jahre. 
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Tab. 3: Erwerbsquoten und Teilzeitquoten von Personen mit und ohne Behinderung* im 
arbeitsfahigen Alter, 2009 


























Erwerbsquoten Teilzeitquoten (in % Erwerbstätige) 
Ohne Mit Total Ohne Mit Total 
Behinderung Behinderung Behinderung Behinderung 
DK 75,4 52,6 69,7 9,1 20,4 11,2 
SE 78,1 48,4 74,3 19,9 39,6 21,5 
NL 76,3 50,1 69,8 34,4 43,2 36,0 
UK 74,3 43,6 69,7 20,2 26,6 20,8 
AT 70,1 47,9 65,5 19,2 20,0 19,3 























Quelle: eigene Auswertung EU-SILC 2009 
* Personen, die aufgrund von gesundheitlichen Problemen bei täglichen Aktivitäten eingeschränkt oder stark 
eingeschränkt sind. 


Nach Geschlecht weisen in allen untersuchten Ländern mit Ausnahme Dänemarks behinderte 
Männer eine höhere Erwerbsquote als behinderte Frauen aus (EU-27: 48% vs. 41%). Die 
Erwerbsquoten von Frauen mit gesundheitlichen Einschränkungen sind unter den 
untersuchten Ländern insbesondere im Vereinigten Königreich (42%) und in Österreich 
(43%) gering, in Dänemark mit 53% am höchsten (vgl. Tab. 4). Wie für die 
Gesamtbevölkerung fallen auch die Teilzeitquoten bei behinderten Frauen über alle Länder 


wesentlich höher als bei behinderten Männern aus. 


Tab. 4: Erwerbsquoten von Personen mit und ohne Behinderung* im arbeitsfähigen Alter nach 
Geschlecht, 2009 





























Männer Frauen 
Ohne Mit Total Ohne Mit Total 
Behinderung Behinderung Behinderung Behinderung 
DK 76,9 52,4 71,4 73,9 52,7 68,1 
SE 79,6 50,0 76,6 76,4 47,3 71,8 
NL 82,4 55,5 76,5 69,9 46,1 63,2 
UK 78,8 45,2 73,9 69,9 42,1 65,5 
AT 77,7 53,2 72,7 62,4 42,8 58,3 























Quelle: eigene Auswertung EU-SILC 2009 
* Personen, die aufgrund von gesundheitlichen Problemen bei täglichen Aktivitäten eingeschränkt oder stark 
eingeschränkt sind. 


Der Befund niedrigerer Erwerbsquoten bei Personen mit Behinderungen gilt über alle 
Altersgruppen hinweg, die Unterschiede sind jedoch in den Altersgruppen ab 45 Jahren 
besonders deutlich ausgeprägt. Während in Österreich in der Altersgruppe 45 bis 54 Jahre die 
Beschäftigungsraten für behinderte Personen mit 63% überdurchschnittlich hoch ausfallen, 
sind sie in der Altersgruppe 55 bis 64 Jahre mit 22% ausgesprochen niedrig (Schweden als 
erfolgreichstes Land 41%; EU-27: 27%). Umgekehrt sind von den untersuchten Ländern bei 
den 16-24-Jährigen die Erwerbsquoten von behinderten Personen in Österreich mit 44% am 


höchsten (vgl. Tab. 5) (EU-27: 31%). 
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Tab. 5: Erwerbsquoten von Personen mit und ohne Behinderung* im arbeitsfähigen Alter nach 
Altersgruppen, 2009 



































16-24 25-34 35-44 45-54 55-64 
K. Beh. Beh. K. Beh. Beh. K. Beh. Beh. K. Beh. Beh. K. Beh. Beh. 
DK 38,4 32,7 79,6 65,9 92,5 73,0 90,3 60,0 69,2 33,9 
SE 42,4 24,3 84,5 59,9 92,6 55,5 90,5 61,0 78,1 41,0 
NL 40,0 31,8 91,2 69,7 89,9 58,7 88,8 63,4 57,8 32,6 
UK 47,6 37,3 80,9 49,0 85,1 54,1 88,8 51,1 68,6 31,4 
AT 47,7 44,3 74,6 55,7 86,1 66,5 87,1 62,5 42,1 22,0 


























Quelle: eigene Auswertung EU-SILC 2009 


* Personen, die aufgrund von gesundheitlichen Problemen bei täglichen Aktivitäten eingeschränkt oder stark 
eingeschränkt sind. 


Die Erwerbsquoten nach Bildungsstatus zeigen, dass behinderte Personen mit weniger 
Bildung als Sekundarstufe II am wenigsten wahrscheinlich beschäftigt und damit doppelt 
benachteiligt sind. Für die Gruppe mit niedrigem Bildungsstand sind die Erwerbsquoten 
ohnehin allgemein gering. Das Vereinigte Königreich (23%), Österreich (31%) und Schweden 
(32%) weisen in der Gruppe der gering gebildeten Personen mit Behinderung eine 
Beschäftigungsneigung auf, die unter dem EU27-Durchschnitt (33%) liegt. Am höchsten ist 


die Beschäftigung in dieser Gruppe von den untersuchten Ländern in Dänemark und den 


Niederlanden mit 40% (vgl. Tab. 6). 


Tab. 6: Erwerbsquoten von Personen mit und ohne Behinderung* im arbeitsfähigen Alter nach 
Bildungsgruppen, 2009 























weniger als Sekundarstufe II Sekundarstufe II Tertiär 
Keine Mit Keine Mit Keine Mit 

Behinderung | Behinderung | Behinderung | Behinderung | Behinderung | Behinderung 
DK 74,4 39,5 85,0 59,7 87,8 71,8 
SE 1352 31,7 87,9 51,1 88,6 64,2 
NL 69,4 39,5 83,4 53,3 89,3 64,8 
UK 67,4 23,0 82,5 50,5 84,8 53,7 
AT 59,5 30,8 76,2 49,6 84,0 67,3 


























Quelle: eigene Auswertung EU-SILC 2009 


* Personen, die aufgrund von gesundheitlichen Problemen bei täglichen Aktivitäten eingeschränkt oder stark 
eingeschränkt sind. 


Mit der Ausnahme des Vereinigten Königreichs (1-fach) und Schwedens (1,5-fach) betragen 
die Arbeitslosigkeitsraten von Personen mit Behinderungen sowohl bei den Männern als auch 
bei den Frauen das 2- bis 3-fache der Arbeitslosigkeitsraten von Personen ohne Behinderung. 
Die höchsten Gesamt-Arbeitslosigkeitsraten für Personen mit Behinderung weisen Österreich 


und Dänemark mit 10% und mehr auf (vgl. Tab. 7). 
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Tab. 7: Arbeitslosigkeitsraten von Personen mit und ohne Behinderung* im arbeitsfahigen 
Alter nach Geschlecht, 2009 
























































Manner und Frauen Manner Frauen 

ohne mit Total ohne mit Total ohne mit Total 

Beh. Beh. Beh. Beh. Beh. Beh. 
DK 4,0 10,0 5,5 4,3 12,9 6,2 3,6 7,7 4,7 
SE 6,0 8,1 6,3 6,9 9,1 7,1 5,0 7,4 5,4 
NL 1,8 3,1 2,1 2,5 4,2 2,8 1,2 2,2 1,5 
UK 4,9 4,5 4,9 6,7 6,7 6,7 32 2,5 3,1 
AT 5,1 11,3 6,3 6,1 12,0 7,3 4,0 10,5 5,4 
Quelle: eigene Auswertung EU-SILC 2009 


* Personen, die aufgrund von gesundheitlichen Problemen bei täglichen Aktivitäten eingeschränkt oder stark 
eingeschränkt sind. 


2.1.3 Armutsgefährdungsrisiko für Menschen mit und ohne Behinderung 


Ein höheres Armutsgefährdungsrisiko'” bei Menschen, die eine Behinderung angeben, lässt 
sich in allen fünf untersuchten Ländern beobachten. Im Durchschnitt der EU-27 sind 21% 
jener Personen von Armut bedroht, die eine Behinderung angeben, im Gegensatz zu 14%, 
wenn sie keine Behinderung angeben. Im Allgemeinen sind behinderte Frauen etwas häufiger 
von Armutsgefährdung betroffen als behinderte Männer, dies gilt bei den untersuchten 


Ländern jedoch nicht für Schweden und das Vereinigte Königreich (vgl. Tab. 8). 


Tab. 8: Armutsgefährdungsrisiko von Personen mit und ohne Behinderung* im arbeitsfähigen 
Alter nach Geschlecht, 2009 





















































Männer und Frauen Männer Frauen 

ohne mit Total ohne mit Total ohne mit Total 

Beh. Beh. Beh. Beh. Beh. Beh. 
DK 15,4 18,1 16,1 15,8 17,2 16,1 15,1 18,8 16,1 
SE 15,2 19,8 15,8 15,0 20,8 15,6 15,5 19,1 16,0 
NL 11,3 18,4 13,1 11,7 17,3 12,9 11,0 19,2 13,3 
UK 13,9 22,3 15,2 13,7 23,7 15,2 14,0 21,1 15,1 
AT 9,2 16,4 10,7 8,5 15,9 10,0 9,9 16,9 11,4 
Quelle: eigene Auswertung EU-SILC 2009 





* Personen, die aufgrund von gesundheitlichen Problemen bei täglichen Aktivitäten eingeschränkt oder stark 
eingeschränkt sind. 


2.1.4 Zusammenfassung 


Obwohl es große Unterschiede im Ausmaß der Häufigkeit von Behinderung sowie der 
Beschäftigungsrate und dem Armutsgefährdungsrisiko von behinderten Personen im 


Erwerbsalter zwischen den auf der Basis der EU-SILC-Daten für das Jahr 2009 untersuchten 





10 Relative Einkommensdefinition: verfügbares gewichtetes Haushaltseinkommen unterhalb der Schwelle von 
60% des nationalen gewichteten Haushaltseinkommens. 
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EU-Ländern gibt, lassen sich folgende Gemeinsamkeiten festhalten, die die in der Einleitung 


referierten älteren OECD-Daten bestätigen: 


e Frauen sind im Durchschnitt häufiger mit einer Behinderung konfrontiert als Männer. 
Darüber hinaus weisen behinderte Personen tendenziell ein höheres Alter und ein 


geringeres Bildungsniveau als nicht behinderte Personen auf. 


e Menschen mit Behinderungen sind weitaus seltener erwerbstätig und häufiger arbeitslos 


als Menschen ohne Behinderungen. 


e Menschen mit Behinderungen sind infolge der geringeren Beschäftigung und der 
häufigeren Angewiesenheit auf Sozialleistungen insgesamt auch häufiger von Armut 


bedroht als Menschen ohne Behinderungen. 


In Österreich findet sich unter den untersuchten Ländern mit 21% ein mittlerer Anteil von 
Personen im Erwerbsalter, die eine selbstberichtete Behinderung angeben. Der Unterschied 
zwischen Frauen und Männern ist mit deutlich weniger als einem Prozentpunkt am geringsten 
ausgeprägt. Die Prävalenz ab 45 Jahren ist jedoch vergleichsweise hoch, fast jede dritte 
Person ist betroffen. Bei den 16- bis 24-jährigen Personen ergibt sich ein mittlerer Wert von 
weniger als 10%. Die Gesamterwerbsquote von Personen mit Behinderungen ist mit 48% eher 
gering, wobei jedoch die Vollzeitquote mit 80% hoch ausfällt. Die Erwerbsquote von 
behinderten Frauen ist mit 43% am unteren Ende der untersuchten Länder angesiedelt, ebenso 
jene von Personen über 45 Jahren mit etwas mehr als 40%. Die Armutsgefährdungsrate von 
behinderten Personen fällt unter den untersuchten Ländern mit 16% am geringsten aus 


(Frauen: 17%).'! 


2.2 Teilnehmer/Innen an und Ausgaben für aktive 
Arbeitsmarktprogramme 


Von den untersuchten Ländern weist Dänemark mit Abstand die meisten Teilnehmer/Innen an 
und die höchsten Ausgaben für aktive Arbeitsmarktprogramme für Menschen mit 
Behinderungen auf (2,2% aller Personen im Erwerbsalter bzw. 0,8% des BIP). In Schweden 
und in den Niederlanden nehmen 1,6 bis 1,7% aller Personen im Erwerbsalter an aktiven 


Arbeitsmarktprogrammen für Menschen mit Behinderungen teil, die Ausgaben dafür betragen 





l! Die Länderprofile für Dänemark, Schweden, Niederlande und das Vereinigte Königreich finden sich in den 
nachfolgenden Länderkapiteln. 
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rund 0,5% des BIP. In Osterreich beträgt die Teilnahmequote 0,5%, die Ausgaben erreichen 
rund 0,1% des BIP. Die geringsten Teilnehmer/Innenzahlen (0,4%) und Ausgaben (0,0%) 
ergeben sich für das Vereinigte Königreich.'? 

Während der Programmschwerpunkt in Dänemark eindeutig bei der subventionierten 
Beschäftigung und in den Niederlanden eindeutig bei geschützter Beschäftigung liegt (jeweils 
mit Abstand höchste Teilnehmer/Innenzahlen und Ausgaben in diesem Bereich), weist 
Schweden in diesen beiden Bereichen jeweils die zweithöchsten Teilnehmer/Innenzahlen und 
Ausgaben unter den untersuchten Ländern auf. Unterstützte Beschäftigung wird v.a. von den 
Niederlanden forciert, während berufliche Rehabilitation insbesondere in Dänemark (und 
gemessen an den Teilnehmer/Innenzahlen auch in Schweden) verfolgt wird. Bei insgesamt 
vergleichsweise geringen Ausgaben liegt der relative Schwerpunkt in Österreich bei 
subventionierter und unterstützter Beschäftigung. Im Vereinigten Königreich lässt sich ein 


Fokus auf unterstützter Beschäftigung erkennen (vgl. Tab. 9). 


Tab. 9: Teilnehmer/innen an und Ausgaben für aktive Arbeitsmarktprogramme für Menschen 
mit Behinderungen (2010) 





Teilnehmer/Innen in % Ausgaben in % BIP 
Bevölkerung 15-64 Jahre 























DK | SE NL | UK AT | DK | SE NL | UK AT 
Subventionierte Beschäftigung 1,60 | 1,04 | 0,24 - | 0,21 | 0,52 | 0,25 | 0,01 0,00 | 0,02 
Geschützte Beschäftigung 0,22 | 0,37 | 0,91 0,03 | 0,04 | 0,10 | 0,15 | 0,42 | 0,01 | 0,01 
Unterstützte Beschäftigung 0,16 | 0,07 | 0,44 | 0,39* | 0,20 | 0,02 | 0,03 | 0,05 | 0,02* | 0,02 
Berufliche Rehabilitation 0,24 | 0,21 0,00 | 0,04 | 0,15 | 0,02 0,00 | 0,01 
Gesamtsumme 2,22 | 1,69 | 1,59 | 0,42 | 0,49 | 0,79 | 0,45 | 0,48 | 0,02 | 0,06 



































Quelle: Eurostat LMP Database; zusätzliche nationale Quellen siehe Tab. 10, 11, 13, 14 und 15. 
* Schätzung neues Programm Work-Choice pro Jahr 2010/11-2014/15; obwohl universelles Programm, 
Subsumierung unter unterstützte Beschäftigung 


In Österreich erreichen die Gesamtausgaben für aktive Arbeitsmarktprogramme für Menschen 
mit Behinderungen unter den untersuchten Ländern mit 0,1% des BIP einen 
unterdurchschnittlichen Wert. Auch die Anzahl der Teilnehmer/Innen an der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter ist mit 0,5% vergleichsweise gering. Ein eindeutiger 


Maßnahmenschwerpunkt lässt sich nicht verorten, wobei der subventionierten Beschäftigung 





'? Die Zuordnung der Daten zu den Programmtypen ist nicht immer eindeutig. Die Angaben sind auch nicht 
immer vollständig. Es zeigt sich jedoch eine sehr gute tendenzielle Übereinstimmung der Gesamtausgaben mit 
den von der OECD (2010, 59) publizierten Gesamtausgaben für Beschäftigungs- und Rehabilitationsprogramme 
im Jahr 2007. 
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(Beschäftigungsbeihilfen) sowie der unterstützten Beschäftigung (Arbeitsassistenz und 


sonstige Unterstützungsmaßnahmen) die größte Bedeutung zukommt (vgl. Tab. 10).'° 


Tab. 10: Österreich: Teilnehmer/Innen an und Ausgaben für aktive Arbeitsmarktprogramme für 
Menschen mit Behinderungen (2010) 





Teilnehmer/Innen in % Ausgaben in % BIP 
Bevölkerung 15-64 Jahre 





Subventionierte Beschäftigung 





Beschäftigungsbeihilfen für 0,21 0,02 
Behinderte 





Geschützte Beschäftigung 





Integrative Betriebe 0,04 0,01 





Unterstützte Beschäftigung 





Arbeitsassistenz für Behinderte 0,20 0,02 
und sonstige Unterstützungs- 
maßnahmen 





Berufliche Rehabilitation 





Berufliche Qualifizierung für 0,04 0,01 
Behinderte 

















Gesamtsumme 0,49 0,06 





Quelle: Eurostat Labour Market Policy Database 





'S Die Länderprofile für Dänemark, Schweden, Niederlande und das Vereinigte Königreich finden sich in den 
nachfolgenden Länderkapiteln. 
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3 Landeranalysen 


3.1 Danemark 


3.1.1 Einleitung 
3.1.1.1 Grundzüge und Grundsätze der Behindertenpolitik in Dänemark 


Der dänische Ansatz zur Arbeitsmarktpolitik für Menschen mit Behinderungen ist im Rahmen 
des nordischen Zugangs zur Sozialpolitik zu sehen, der auf dem Konzept allgemeiner sozialer 
Rechte von Menschen unabhängig von ihrer Behinderung oder vergangenen oder 
gegenwärtigen Verbindungen zum Arbeitsmarkt basiert. Dementsprechend ist die 
Stoßrichtung sehr auf Mainstream-Politik ausgerichtet. Schulungs- und Rehabilitations- 
Maßnahmen etwa zielen i.d.R. auf alle sozial benachteiligten Gruppen anstatt speziell auf 
behinderte Menschen ab. Während es zwar spezifische Beschäftigungsmaßnahmen für 
Menschen mit Behinderungen gibt, ist es ihr primäres Ziel, diese zu aktivieren und in den 
regulären Arbeitsmarkt zu integrieren. Dies erklärt auch, warum es in Dänemark 
vergleichsweise wenig Spielräume für Formen der Beschäftigung wie etwa geschützte 
Beschäftigung gibt, die potentiell auf die Schaffung einer Art zweiten Arbeitsmarkt nur für 
behinderte Menschen hinauslaufen könnten. 

Die dänische Behindertenpolitik beruht auf den folgenden vier Prinzipien (Danish 


Disability Council 2002): 


e 1. Grundsatz der Gleichbehandlung: Der Grundsatz der Gleichbehandlung ist ein 
Ergebnis der Rahmenbedingungen der Vereinten Nationen für die Gleichstellung und die 
Gleichbehandlung von behinderten Personen und anderen Bürger/Innen. Dieses Prinzip 
wurde durch einen Parlamentsbeschluss im Jahr 1993 ratifiziert. Das Prinzip der 
Gleichstellung und Gleichbehandlung von behinderten Menschen ist seither ein zentraler 
Bestandteil der Behindertenpolitik. Dies scheint auch der Hauptgrund zu sein, warum 
verpflichtende Beschäftigungsquoten in Dänemark niemals eingeführt wurden, da diese 
gegen das Prinzip der Gleichbehandlung und der Chancengleichheit verstoßen würden. 
Auch könnte eine solche Quoten-Gesetzgebung den Arbeitgeber/Innen signalisieren, dass 


behinderte Menschen eine spezielle Bevölkerungsgruppe darstellen. 


e 2. Grundsatz der Kompensation: Das Kompensationsprinzip bedeutet, dass Menschen mit 
Behinderungen, so weit wie möglich, Kompensation für die Folgen ihrer Behinderung 
erhalten. Diese Kompensation kann dadurch erfolgen, dass gesellschaftliche 


Möglichkeiten und Aktivitäten für behinderte Personen zugänglich gemacht werden. Das 
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Kompensationsprinzip ist im Gesetz tiber das Verbot von Ungleichbehandlungen am 
Arbeitsmarkt von 1998 hervorgehoben, das bei der Definition von Handicap den Bedarf 
von behinderten Menschen inkludiert, für Funktionseinschränkungen kompensiert zu 
werden, um sicherzustellen, dass ihre Beteiligung an der Gesellschaft auf dem gleichen 
Niveau mit anderen Personen erfolgt. Es kommt auch zum Ausdruck in Initiativen wie 
der Bereitstellung von persönlichen Assistent/Innen für behinderte Menschen am 
Arbeitsplatz, die es ihnen ermöglichen, ihre Arbeit in der gleichen Weise wie ihre nicht 


behinderten Kolleg/Innen durchzuführen. 


e 3. Grundsatz der Solidarität: Das Solidaritätsprinzip als zentrales Element der 
Behindertenpolitik bedeutet, dass jedermann/frau dafür verantwortlich ist, dass 
behinderte Menschen die erforderlichen Dienstleistungen erhalten, wenn diese benötigt 
werden. Das Prinzip spiegelt sich in den Leistungen, die weitgehend von der öffentlichen 


Hand durch Steuern finanziert werden, wider. 


e 4. Grundsatz der sektoralen Verantwortung: Dieser Grundsatz ist ein weiteres 
Kernelement der neu entwickelten Behindertenpolitik. Sektorale Verantwortlichkeit 
impliziert, dass die Behörde, welche eine Aktivität, eine Dienstleistung oder ein Produkt 
anbietet, auch dafür verantwortlich ist, dass die Leistung für Menschen mit 
eingeschränkter funktioneller Kapazität zugänglich ist. Damit sind Aktivitäten mit 
Blickrichtung auf Menschen mit Behinderungen nicht nur eine Aufgabe für den sozialen 
Sektor, sondern decken auch andere Bereiche wie Verkehr, Beschäftigung, Bildung und 


Gesundheit ab. Die verschiedenen Bereiche werden durch mehrere Ministerien vertreten. 


3.1.1.2 Definition von Behinderung 


In Dänemark existiert keine allgemein akzeptierte Definition von Behinderung. Die einzige 
formelle und relativ weitgefasste Definition, die verwendet wird, stammt aus dem Gesetz zum 
Verbot ungleicher Behandlung auf dem Arbeitsmarkt. Danach tritt eine Behinderung auf, 
wenn die betreffende Person eine „körperliche, geistige oder intellektuelle funktionelle 
Beeinträchtigung aufweist, die kompensiert werden muss, damit diese Person auf einem 
gleichartigen Niveau mit anderen Bürger/Innen in einer vergleichbaren Situation bestimmte 
Funktionen ausüben kann“. Das in der Gesetzgebung verwendete Wort ist „Handicap“, ein 
Begriff, der in Dänemark generell anstelle von „Behinderung“ verwendet wird. 

Die Definition basiert auf der UN-Definition von Handicap, wonach Handicap den 


Verlust oder zumindest die Einschränkung von Chancen bedeutet, an der Gesellschaft in 
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gleicher Weise teilzunehmen, wie andere Menschen, womit Mängel in der Umgebung der 
behinderten Person betont werden. Somit folgt die dänische Definition anstelle der 
Fokussierung auf die Beeinträchtigung des Individuums (medizinischer Ansatz) durch die 
Hervorhebung der Bedeutung der Umgebung und der sozialen Faktoren dem Umgebungs- 
oder sozialen Ansatz. 

Zur Feststellung der Anspruchsberechtigung auf Hilfe und Unterstützung (und auf 
Invaliditätsleistungen) im Zusammenhang mit einer Behinderung werden verschiedene 
Leitfäden, was eine Behinderung konstituiert, verwendet. Dies ermöglicht eine 
individualisierte Case-By-Case-Entscheidung bei der Beurteilung einer Förderberechtigung. 


Auf dem Gebiet der Beschäftigung umfasst der Leitfaden die folgenden Einschränkungen: '* 
e Sehbehinderung oder Legasthenie, 

e schwere Gehörschäden, 

e schwere funktionelle Einschränkungen, 

e AHDH - Asperger, 

e  Gehirnschaden, 

e psychische Störungen, 


e jedes andere Handicap, das besondere Kompensation oder Unterstützung rechtfertigen 


könnte. 


3.1.1.3 Empirische Daten 


Nationale Daten 





In Dänemark gibt es keine zentrale Registrierung von behinderten Menschen und folglich 
auch keine vollständige Erfassung; es existieren jedoch Register-basierte Daten über den 
Erwerbsstatus von Menschen mit Behinderungen. Laut dem dänischen Nationalem Zentrum 
für Sozialforschung (SFI), welches das Monitoring und die Evaluierung der 
Arbeitsmarktsituation von Menschen mit Behinderungen für die Regierung durchführt, 
wiesen im Jahr 2010 16% der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (560.187 Personen) eine 


Behinderung oder ein langfristiges gesundheitliches Problem auf. 





'* Spezialfunktionen Arbeit & Handicap. 
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Die Erwerbsquote von Menschen mit Behinderung im Alter von 15-64 Jahren betrug 
47% gegenüber 77% von Menschen ohne Behinderung. Während bei beiden Gruppen seit 
2008 ein Rückgang in den Erwerbsquoten zu verzeichnen ist, lässt sich seither kein 
signifikanter Unterschied in der Entwicklung der Beschäftigung von Menschen mit und ohne 


Behinderungen beobachten. 


Abb. 1: Erwerbsquoten der 15-64 Jährigen nach Behinderungsstatus, 2002-2010 in % 





2002 2005 2008 2010 


@PersonenmitBehinderung |) Personenohne Behinderung 


Quelle: Dänisches Nationales Zentrum für Sozialforschung (SFI) 2011 


Innerhalb der Bevölkerung mit Behinderungen schwankt das Ausmaß der Beschäftigung auch 
stark nach dem Grad der Behinderung. Im Jahr 2010 waren nur 32% der Menschen mit einer 
erheblichen Behinderung in Beschäftigung, und damit deutlich weniger als bei Menschen mit 


einer geringeren Behinderung (69%). 


Internationale Daten 





Dänemark weist von den untersuchten Ländern laut den EU-SILC Daten im Jahr 2009 mit 
25% den höchsten Anteil an Personen mit gesundheitlichen Einschränkungen im Erwerbsalter 
auf. Der Unterschied zwischen Frauen (27%) und Männern (22%) ist mit fünf Prozentpunkten 
relativ deutlich ausgeprägt. Sowohl für Personen ab 45 Jahren (rund ein Drittel) als auch für 
Personen in der Altersgruppe 16-24 Jahre (mehr als jede/r Sechste) ergibt sich eine 
vergleichsweise hohe Betroffenheit. Die Erwerbsquote für behinderte Personen fällt mit 53% 


relativ hoch aus, zusätzlich ist die Teilzeitquote (an allen Erwerbstätigen) mit 20% 
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vergleichsweise gering. Relativ hohe Erwerbsquoten ergeben sich auch fiir Frauen (53%) und 
Personen ab 45 Jahren mit Behinderungen (etwas weniger als jede/r Zweite). Die 
Armutsgefahrdungsquote von behinderten Personen insgesamt ist mit 18% eher gering 


(Frauen: 19%). 


3.1.2 Antidiskriminierungs-/Gleichstellungs-Gesetzgebung 


In Dänemark waren zu keiner Zeit verpflichtende Beschäftigungsquoten in Geltung. Wie in 
anderen nordischen Ländern würde eine solche verbindliche Regelung generell als 
unvereinbar mit den Gleichbehandlungs-Überlegungen betrachtet werden. Stattdessen hat 
Dänemark Gleichbehandlungsregeln verabschiedet, die es verbieten, 
Beschäftigungsentscheidungen von der Behinderung einer Person abhängig zu machen. '” 

Das Gesetz über das Verbot von Ungleichbehandlungen am Arbeitsmarkt ist der 
wichtigste Rechtsakt zur Wahrung der Gleichbehandlung von behinderten Menschen am 
Arbeitsmarkt. Während in Ländern mit verbindlicher Quoten-Gesetzgebung eine solch 
weitgefasste Definition von Behinderung bzw. Handicap wie in Dänemark keine sinnvolle 
Grundlage für den Geltungsbereich einer Quote bieten würde, entspricht diese Definition im 
dänischen Kontext dem allgemeinen Verständnis von Behinderung als ein 
umgebungsbasiertes Konzept, nach dem Einschränkungen der Fähigkeit einer Person zur 
gleichberechtigten Teilnahme an der Gesellschaft durch die Unfähigkeit dieser Gesellschaft 
erzeugt werden, den Bedürfnissen von Menschen mit Behinderungen gerecht zu werden. 

Das Gesetz verbietet sowohl direkte als auch indirekte Diskriminierung, und gilt für die 
Einstellungsphase, während einer aufrechten Beschäftigung und bei Kündigung. Das Gesetz 
verbietet auch diskriminierende Stellenausschreibungen und Belästigung. Anforderungen an 
zumutbare Adaptierungen werden ebenfalls von der Gesetzgebung erfasst (vgl. 3.1.3.3). 

Die Regel des „bevorzugten Zugangs‘ repräsentiert eine weitere Rechtsvorschrift, um 
Hindernisse für die Beschäftigung behinderter Personen abzubauen. Sie berechtigt behinderte 
Arbeitssuchende bei der Bewerbung um einen Job im öffentlichen Sektor zu einem 
Bewerbungsgespräch eingeladen zu werden, sofern sie die formalen 
Qualifikationsanforderungen erfüllen. Wenn der/die öffentliche Arbeitgeber/In zu dem 
Ergebnis kommt, dass der/die behinderte Bewerber/In gleich qualifiziert ist, wie andere 


Bewerber/Innen, muss der behinderten Person die vakante Stelle angeboten werden. Wenn 





'S Gesetz über das Verbot von Ungleichbehandlungen am Arbeitsmarkt 1996 (geändert 2004, 2006 und 2008 in 
Übereinstimmung mit der Employment Equality Framework Direktive 2000/78/EC) und Gesetz über den 
Gleichbehandlungsausschuss 2008. 
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der/die öffentliche Arbeitgeber/In den/die behinderte/n Bewerber/In nicht anstellt, muss er/sie 
einen schriftlichen Bericht an das öffentliche Arbeitsamt abgeben, in dem er/sie darlegt, 
warum der/die behinderte Bewerber/In nicht zum Zug kam. 

Ein/e Arbeitnehmer/In, der/die diskriminiert wird, hat Anspruch auf Schadensersatz und 
kann eine offizielle Beschwerde an den Gleichbehandlungsausschuss 
(Ligebehandlingsnevnet), der als nationale Behörde für Beschwerden zu Ungleichbehandlung 
zuständig ist, richten. Der Ausschuss wurde im Jahr 2008 als einzige Behörde für 
Gleichstellungsfragen mit Zuständigkeit für alle Diskriminierungsursachen einschließlich 
Behinderung etabliert. Der Ausschuss ist befugt, Beschwerden zu Ungleichbehandlungen 
sowohl innerhalb als auch außerhalb des Arbeitsmarktes nachzugehen, und Schadensersatz für 
die Verletzung des Verbots der Ungleichbehandlung zu verhängen. Wenn die Entscheidungen 
des Gleichbehandlungsausschusses nicht eingehalten werden, muss dieser den Fall auf Antrag 
des/der Beschwerdeführer/In in seinem/ihrem Namen gerichtsanhängig machen. 

Der dänische Behindertenrat ist die wichtigste staatliche Stelle, die die Umsetzung der 
behinderungsbezogenen Regeln und Initiativen in Dänemark überwacht, und die diversen 
Ministerien und staatlichen Stellen unterstützt. Der Rat wurde 1980 gegründet und besteht aus 
Vertreter/Innen des Gesundheits- und Sozialbereichs und vertritt sowohl Nutzer/Innen als 
auch Anbieter/Innen von behinderungsbezogenen Dienstleistungen. Die Mitglieder des Rates 
werden vom Ministerium für Soziales und Integration ernannt. 

Das Zentrum für Chancengleichheit für behinderte Personen, eine spezialisierte Behörde 
im Rahmen des dänischen Behindertenrats, überwacht die Entwicklungen in puncto 
Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen und nicht behinderten Menschen, und weist 
die Behörden auf Bereiche und Situationen hin, in denen Menschen mit Behinderungen 


diskriminiert werden. 


3.1.3 Aktive arbeitsmarktpolitische Programme und Anreize für Beschäftigung 


In Dänemark gibt es eine Reihe von aktiven arbeitsmarktpolitischen Instrumenten, die speziell 
auf Personen mit eingeschränkter Arbeitsfähigkeit ausgerichtet sind. Die Gesamtausgaben für 
aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen für Menschen mit Behinderungen zählen mit 0,8% 
des BIP zu den höchsten in den europäischen Ländern. Die hohe Inanspruchnahme von 
subventionierten Beschäftigungsprogrammen und die Tatsache, dass der Großteil der 
Ausgaben für aktive Arbeitsmarktprogramme für behinderte Personen diese 
Beschäftigungsform betrifft, zeigt, dass sich die dänische Arbeitsmarktpolitik für behinderte 


Menschen stark an der Beschäftigung im allgemeinen Arbeitsmarkt orientiert. Im Vergleich 
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dazu ist die geschiitzte Beschaftigung im Hinblick auf die Zahl der Teilnehmer/Innen von 
geringerer Relevanz. Die relativ hohen Kosten entstehen aufgrund der Schwere der 
Behinderung von im Rahmen des Programms beschäftigten Personen. In den frühen 2000er- 
Jahren gab es auch einen stärkeren Fokus auf diverse unterstützte Beschäftigungsmaßnahmen, 
wie persönliche Assistenz, Betreuung und Hilfen sowie Zuschüsse für Anpassungen am 
Arbeitsplatz. Berufliche Rehabilitation stellt nach wie vor eines der umfassendsten 


Programme dar (vgl. Tab. 11). 


Tab. 11: Teilnehmer/Innen an und Ausgaben für aktive Arbeitsmarktprogramme für Menschen 
mit Behinderungen (2010) 





Teilnehmer/Innen in % Ausgaben in % BIP 
Bevölkerung 15-64 Jahre 





Subventionierte Beschäftigung 














Flexjobs 1,45 0,51 
Skänejob (geschützte Jobs) 0,15 0,01 
„Eisbrecher“-Programm* 0,00 - 
Summe 1,60 0,52 








Geschützte Beschäftigung 





Geschützte Beschäftigung** 0,22 0,10 








Unterstützte Beschäftigung 





Persönliche Assistenz 0,16 0,02 








Berufliche Rehabilitation 





Berufliche Rehabilitation 0,24 0,15 

















Gesamtsumme 2,22 0,79 





Quelle: Eurostat LMP Database; DISCUS 2011 (Persönliche Assistenz); Thomsen/Hggelund 2011 (Geschiitzte 
Beschäftigung); National Labour Market Authority 2007 („Eisbrecher“-Programm) 
*Daten von 2005; **Daten von 2009 


3.1.3.1 Subventionierte Beschäftigung 


Um Menschen mit Behinderungen in den Arbeitsmarkt zu integrieren ist es von Bedeutung, 
dass Arbeitgeber/Innen eine Form der Entschädigung erhalten, die die finanziellen 
Hindernisse für die Einstellung von Menschen mit gesundheitlichen Problemen oder 
Behinderungen abmildert (OECD 2010). Bei subventionierter Beschäftigung werden 
Lohnkostenzuschiisse an Arbeitgeber/Innen bereitgestellt, um die Löhne behinderter 
Arbeitnehmer/Innen als Kompensation für die geringere Produktivität zu ergänzen. Dies 
bedeutet, dass der/die Arbeitgeber/In von keinen zusätzlichen Kosten betroffen ist. Von noch 
größerer Bedeutung ist aber, dass diese Maßnahme gewährleisten soll, dass Menschen mit 


Behinderungen in regulärer Beschäftigung bleiben können und einen leichteren Zugang zum 
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offenen Arbeitsmarkt mit ähnlichen Lohn- und Arbeitsbedingungen wie nicht behinderte 
Menschen haben (dies steht in Einklang mit dem allgemeinen politischen Schwerpunkt, 
behinderte Menschen so weit wie möglich in die Gemeinschaft zu integrieren). 

Von den drei Programmen, die lohnbezuschusste Arbeitsplätze für langfristig behinderte 
Personen im regulären Arbeitsmarkt bereitstellen, hat das „Flexjob“-Programm (Fleksjob) das 
größte Betätigungsfeld. Die beiden anderen Programme sind das „Eisbrecher“-Programm 
(Isbryderordningen) und die geschützten Jobs (Skänejob — zu unterscheiden von geschützter 
Beschäftigung). Alle drei Programme wurden im Jahr 1998 eingeführt und entwickelten sich 
aus einer aktiveren Linie der Sozialpolitik, die die Bedeutung von Instrumenten zur 


Integration unterstrich. 


„Flexjob“ 


Das „Flexjob“-Programm zielt darauf ab, Personen, deren Erwerbsfähigkeit dauerhaft 
reduziert ist, zu ermöglichen, mit der Option von flexiblen Arbeitsarrangements (angepasste 
Arbeitsbedingungen, eingeschränkte Arbeitsanforderungen, etc.) eine Vollzeitzeittätigkeit im 
regulären Arbeitsmarkt auszuüben. Die Regelung ersetzt ein früheres Lohnkostenzuschuss- 
Programm, die 50/50 Regelung, das seit 1995 in Kraft war und Arbeitgeber/Innen einen 
Lohnkostenzuschuss von 50% für die Einstellung von behinderten Arbeitnehmer/Innen 
gewährte. '® 

„Flexjobs“ können sowohl im öffentlichen als auch in privaten Unternehmen eingerichtet 
werden. Seit 2001 kann das Programm auch behinderte Selbstständige unterstützen, die ihr 
eigenes Unternehmen fortsetzen wollen (ihr Anteil an den Teilnehmer/Innen an „Flexjob“ 
betrug jedoch im Jahr 2009 nur etwa 1,4%). Die Löhne basieren auf einer Vereinbarung 
zwischen Arbeitgeber/In, Arbeitnehmer/In und Gewerkschaft. Um Anspruch auf einen 
„Flexjob“ zu haben, müssen alle anderen Wege, Beschäftigung unter normalen 
Arbeitsbedingungen zu erlangen, sowie alle Rehabilitationsmöglichkeiten ausgeschöpft sein. 
Arbeitgeber/Innen, die förderfähige Arbeitnehmer/Innen einstellen, sind zu einem 
Lohnkostenzuschuss berechtigt, der abhängig vom Grad der Verringerung der 
Erwerbsfähigkeit die Hälfte oder zwei Drittel des Lohnes bis zur Obergrenze des 
kollektivvertraglichen Mindestlohns entspricht. Der ausbezahlte Lohn ist für eine Vollzeit- 


Tätigkeit, es kann jedoch eine Stundenreduktion mit dem/r Arbeitgeber/In vereinbart werden. 





!% Das 50/50-Programm ersetzte wiederum ein noch älteres Schema, das in der Mitte der 1980er Jahre eingeführt 
worden war, und einen Lohnkostenzuschuss von 40% für die Einstellung von behinderten Arbeitnehmer/Innen 
gewährte. 
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Das „Flexjob“-Programm stellt dauerhaft lohnsubventionierte Arbeitsplätze bereit, d.h. 
die Beihilfe ist zeitlich unbefristet solange der/die Arbeiternehmer/In den subventionierten 
Arbeitsplatz innehat. Mit einem „Flexjob“ gibt es zwar keinen Anspruch auf eine Frührente 
im Alter von 60 Jahren, aber Anspruch auf den „Flex-Transfer“ unter der Voraussetzung, dass 
hiefür Versicherungsbeiträge eingezahlt wurden oder für mindestens 25 Jahre innerhalb der 
letzten 30 Jahre Pensionsbeiträge bezahlt wurden. Personen, denen einen „Flexjob“ gewährt 
wurde, die aber aufgrund eines Mangels an verfügbaren Arbeitsplätzen nicht beschäftigt sind, 
erhalten eine Wartebeihilfe (Ledighedsydelse). Sie beträgt zwischen 91% und 82% des 
höchsten Arbeitslosengeldes. 

Die Zahlung der Lohnsubvention an den/die Arbeitgeber/In wird von der Gemeinde 
abgewickelt, die wiederum eine Erstattung von 65% vom Staat erhält.” Lokale Job-Center 
sind für die Verwaltung der Regelung verantwortlich. Sie organisieren die Arbeitsvermittlung 
und gewähren die Mittel für weitere potentielle Maßnahmen im Rahmen von „Flexjobs“: 
persönliche Assistenz; Beistellung eines/r Mentor/In bzw. Hilfen in Form von geringfügiger 
Umgestaltung des Arbeitsplatzes oder Teilnahme an einer kurzen Berufsausbildung. 

Die Beliebtheit des Programms spiegelt sich in der Tatsache wider, dass seit seiner 
Einführung im Jahr 1998 103.000 Personen einen „Flexjob“ beantragt haben (Discus 2010). 
Nach einem Höchststand im Jahr 2004 von fast 13.000, betrug der jährliche Zustrom in den 
letzten drei Jahren ca. 9.000 Personen. Die Schaffung von Arbeitsplätzen konnte damit jedoch 
nicht Schritt halten, was sich durch die wachsende Zahl der berechtigten Personen auf der 
Warteliste und durch längere Wartezeiten manifestiert. Im Jahr 2010 wurden 60.735 Personen 
in einem „Flexjob“ beschäftigt, die überwiegende Mehrheit (86%) in Vollzeit. Die Zahl der 
Vollzeit-Teilnehmer/Innen hat sich von 8.600 Personen im Jahr 2000 auf 52.500 Personen im 
Jahr 2010 erhöht. 





17 Bis 2002 wurden die entsprechenden Ausgaben der Kommunen zu 100% durch den Staat erstattet. 


26 


Abb. 2: Personen mit ,,Flexjobs“, 2007-2010 





2007 2008 2009 2010 


E Teilzeit E Vollzeit 


Quelle: Statistics Denmark 


„Flexjob“-Teilnehmer/Innen sind vor allem Frauen (61%) sowie ältere Menschen. Im Jahr 
2000 betrug der Anteil von Personen im Alter von 50 bis 66 Jahren 37% aller 
Teilnehmer/Innen in Vollzeit, bis zum Jahr 2010 erhöhte er sich auf 54%. Der Anteil der 
„Flexjob“-Inhaber/Innen mit einer Subvention von zwei Dritteln hat sich in den letzten fünf 
Jahren von rund 60% auf knapp über 70% erhöht. Das Programm wird voraussichtlich im Jahr 
2015 ausgelastet sein, wenn es den Projektionen zufolge 75.000 bis 100.000 Personen 
umfassen wird. Die Kosten des Programms beliefen sich im Jahr 2009 auf 10,7 Mrd. DKK 
(2005: 5 Mrd. DKK). 

Während „Flexjob“ häufig als ein Programm beschrieben wurde, von dem sowohl 
Arbeitgeber/Innen als auch Arbeitnehmer/Innen profitieren (Europäische Kommission 2002; 
OECD 2008a; 2010), legen einige Evaluierungen Mitnahmeeffekte aufgrund von 
Zuweisungen von Arbeitsplätzen an Personen, die auch ohne die Maßnahme beschäftigt 
worden wären, nahe. Eine Studie von Holt (2003) zeigte, dass 50% der betreffenden 
Arbeitsplätze an Personen gehen, die bereits im selben Unternehmen beschäftigt sind. Von 
den befragten 2.495 Unternehmen des privaten Sektors berichtete ungefähr die Hälfte, dass 
ein/e oder mehrere ihrer Mitarbeiter/Innen, die einen subventionierten Job innehatten, auch 
ohne den Zuschuss angestellt worden wären. 

Eine neuere Analyse von Gupta und Larsen (2011) geht davon aus, dass die Einführung 
des Modells einen signifikant positiven Beschäftigungseffekt für langfristig behinderte 
Personen hatte. Es wurde jedoch keine Wirkung in puncto Verringerung des Abgangs von 
Teilnehmer/Innen in die Invaliditätspension festgestellt. Die Kosten-Nutzen-Analyse der 


Regelung ergibt insgesamt nur einen geringen Netto-Nutzen. Unter Berücksichtigung der 
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möglichen Mitnahmeeffekte beträgt die jährliche Nettorendite schätzungsweise 7.690 DKK 
(1.025 EUR) pro Person pro Jahr. 


„Eisbrecher“-Programm 





Menschen mit Behinderung, die ihre Ausbildung abgeschlossen haben, aber aufgrund 
fehlender Berufserfahrung Schwierigkeiten haben, einen Arbeitsplatz zu finden, werden durch 
das „Eisbrecher“-Programm aufgefangen, das eine Art berufsbegleitende Weiterbildung bzw. 
Praktikumsregelung darstellt. Das zentrale Ziel des Programms ist sicherzustellen, dass 
Absolvent/Innen mit einer Behinderung früh nach ihrer Graduierung Berufserfahrung 
sammeln können, um einen regulären Job zu erlangen. Ein behinderter Mensch wird in einem 
Job zu den regulären Bedingungen für bis zu zwölf Monate angestellt, vorausgesetzt er/sie hat 
eine Ausbildung von mindestens 18 Monaten absolviert, und hat nach dem Abschluss für bis 
zu zwei Jahre keine Beschäftigung gefunden. Die Arbeitgeber/Innen erhalten einen Zuschuss 
von bis zu 50% des Lohnes für die ersten sechs bis neun Monate der Beschäftigung. Die 
Teilnehmer/Innen an der „Eisbrecher“-Regelung haben auch die Möglichkeit, eine/n 
Mentor/In beigestellt zu bekommen oder Zuschüsse für Hilfsmittel und persönliche 
Unterstützung zu erhalten, wenn die Behinderung es rechtfertigt. Das Programm wird von den 
Gemeinden finanziert, während die Job-Center die Zuschüsse und Subventionen für die 
Regelung verwalten. Es gibt zwar keine neueren Statistiken, aber frühere Ergebnisse zeigen, 
dass nur wenige Personen an diesem Programm teilnehmen (32 im Jahr 2005) (National 


Labour Market Authority 2007). 


„Skänejob“ 

Skänejob ist ein unterstütztes Job-Programm mit einer Lohnsubvention, das auf die 
Beschäftigung von behinderten Personen unter 65 Jahren abzielt, deren Erwerbsfähigkeit 
dauerhaft reduziert ist, und die am allgemeinen Arbeitsmarkt keinen Teilzeit- Arbeitsplatz 
behalten oder bekommen können. Geschützte Arbeitsplätze mit einem Lohnkostenzuschuss 
können sowohl bei privaten als auch öffentlichen Arbeitgeber/Innen und in allen Arten von 
Berufen geschaffen werden. Löhne und Arbeitsbedingungen, einschließlich der Arbeitszeiten 
und spezifischen Bedingungen, die die geminderte Arbeitsfähigkeit des/der Mitarbeiter/In 
besonders berücksichtigen (z.B. geplante Pausen während der Arbeit), werden zwischen 
dem/r Arbeitnehmer/In, dem/r Arbeitgeber/In und den Gewerkschaften in Zusammenarbeit 
mit dem Job-Center ausgehandelt. Während Teilzeit-Beschäftigung auf einer geschützten 


Stelle möglich ist, arbeitet die überwiegende Mehrheit Vollzeit. Anders als bei der 
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„Eisbrecher“-Regelung sind Lohnkostenzuschiisse für geschützte Arbeitsplätze dauerhaft und 
werden bis zum 65. Geburtstag des/r Mitarbeiter/In bezahlt. Die Gemeinde zahlt den 
Zuschuss an den/die Arbeitgeber/In, während das Job-Center die Verpflichtung hat, ein erstes 
Follow-Up innerhalb von sechs Monaten nach der ersten Auszahlung des 


Lohnkostenzuschusses durchzuführen, ein zweites nach zwölf Monaten. 


Abb. 3: Personen in geschützten Jobs (Skänejob), 2007-2010 


2007 2008 2009 2010 


WTeilzeit E Vollzeit 


Quelle: Statistics Denmark 


Die Anzahl der Skänejobs ist über die Jahre weitgehend stabil geblieben. Im Jahr 2010 
nahmen 6.483 Personen an dem Programm teil, davon 5.479 (85%) in Vollzeit. Dies 


entspricht etwa 5% aller Personen in subventionierter Beschäftigung. 


3.1.3.2 Geschützte Beschäftigung 


In Dänemark stellt geschützte Beschäftigung das „letzte Resort“ für behinderte Menschen in 
Hinblick auf Beschäftigungsmöglichkeiten dar. Sie richtet sich an diejenigen Personen, die 
aufgrund der Schwere ihrer Behinderung eine Arbeit in regulärer Beschäftigung weder 
erhalten noch behalten, und auch nicht durch den Einsatz von anderen speziellen Programmen 
(„Flexjob“ oder „Skänejob“) beschäftigt werden können. Im Jahr 2009 gab es rund 8.000 
Personen auf geschützten Arbeitsplätzen, die meisten davon mit Lernschwierigkeiten; es gibt 
aber auch eine steigende Zahl von Menschen mit psychischen Störungen (Thomsen/Hogelund 
2011). Die meisten Personen arbeiten in geschützten Werkstätten. In Dänemark gibt es 
insgesamt rund 200 solcher Werkstätten, die sich in Größe und Umfang unterscheiden. Einige 
beschäftigen z.B. auch obdachlose oder drogenabhängige Personen. Die Beschäftigung richtet 


sich insbesondere an Menschen, die produktionsnahe Aufgaben, Montage- und 
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Verpackungsarbeiten bewältigen können, oder es handelt sich um Arbeitsplätze im 
Dienstleistungsbereich, wie grundlegende Büroarbeiten oder das Arbeiten in einer Cafeteria. 
Während behinderte Menschen in Jobs mit einem Lohnkostenzuschuss die gleichen 
Rechte wie Menschen in regulärer Beschäftigung in Bezug auf Löhne und Sozialversicherung 
genießen, haben Personen in geschützten Werkstätten i.d.R. niedrigere Löhne und keinen 
Anspruch auf Urlaubsgeld oder Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, da der/die Arbeitgeber/In 
in diesem Fall dazu nicht verpflichtet ist. Um die niedrigeren Löhne zu kompensieren und 
einen angemessenen Lebensstandard zu gewährleisten, erhalten die Beschäftigten einer 
geschützten Werkstätte stets eine ergänzende Leistung zu ihrem Lohn (ausgenommen 
Empfänger/Innen von Behinderungsleistungen). Geschützte Beschäftigungsprogramme 


werden durch die Gemeinden finanziert und verwaltet. 


3.1.3.3 Unterstützte Beschäftigung 


Neben den oben genannten Programmen gibt es unterschiedliche unterstützende Maßnahmen, 
die Anreize zur Förderung der Integration in den Arbeitsmarkt bzw. am Arbeitsplatz sowohl 
für die behinderten Beschäftigten als auch für ihre Arbeitgeber/Innen darstellen. Dazu 
gehören die Bereitstellung persönlicher Assistenz, Mentoring und finanzielle 
Hilfen/Zuschüsse für Anpassungen am Arbeitsplatz. In Dänemark können sowohl 
Arbeitnehmer/Innen als auch Selbstständige mit körperlicher oder geistiger Behinderung diese 
Hilfen erhalten, unabhängig davon, ob sie in regulärer Beschäftigung oder in einem 
subventionierten System beschäftigt sind. Die Zuschüsse werden von den Gemeinden 


ausbezahlt, die Jobcenter verwalten die Anträge. 





Persönliche Assistenz und Mentoring 
Persönliche Assistent/Innen bieten behinderten Arbeitnehmer/Innen eine breite Palette 
praktischer Hilfen (körperliche Verrichtungen, Sekretariatsarbeiten, Dolmetschen, etc.). Sie 
werden von dem Unternehmen angestellt, bei dem der/die behinderte Arbeitnehmer/In arbeitet 
(im Falle von Selbständigkeit im eigenen Unternehmen der behinderten Person), und der/die 
Arbeitgeber/In erhält einen Zuschuss für die Kosten der Anstellung. Persönliche 
Assistent/Innen bieten Unterstützung für maximal 20 Stunden pro Woche; wenn die 
behinderte Person mehrfache Behinderungen hat, können es auch mehr Stunden sein. Die 
Gesamtzahl der Personen, die persönliche Assistenz erhalten, ist mit den Jahren enorm 
angestiegen. Während es im Jahr 1999 rund 1.600 Personen gab, waren es im Jahr 2010 
bereits 5.900 aktive Fälle (Discus 2011). Entsprechend erhöhten sich auch die öffentlichen 
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Ausgaben für persönliche Assistenz von 62 Millionen DKK im Jahr 1999 auf 312 Millionen 
DKK im Jahr 2010 deutlich (im Jahr 1999 beliefen sich die durchschnittlichen Kosten für 
eine/n persönliche/n Assistent/In auf etwa 39.000 DKK pro Jahr, während es im Jahr 2010 
rund 53.000 DKK waren). Rund 70% der Bezieher/Innen von persönlicher Assistenz waren 
entweder in regulärer Beschäftigung (40%) oder in Flexjobs (30%), 20% waren selbständig.'* 
In 83% der Fälle wurde persönliche Assistenz mit dem Ziel gewährt, eine vorhandene 
Beschäftigung zu sichern. Nur 10% der Fälle hingen mit einer Neueinstellung zusammen.” 
Eine weitere Maßnahme um sicherstellen, dass Menschen mit funktionellen 
Einschränkungen besser in die Arbeitswelt integriert werden, ist das Mentoring. Der/die 
Mentor/In ist i.d.R. ein/e Angestellte/r desselben Unternehmens, der/die den behinderten 
Menschen am Arbeitsplatz einweist, geleitet und ausbildet. Der/die Arbeitgeber/In erhält 
einen Lohnkostenzuschuss für die Bezahlung des/der Mentor/In. Die Funktion kann auch von 
einem/r externen Berater/In übernommen werden, der/die vom Jobcenter ausgesucht wird 


(zumeist im Falle von kleinen Unternehmen). 


Adaptierungen am Arbeitsplatz 





Der/die Arbeitgeber/In ist gesetzlich verpflichtet, den Arbeitsplatz anzupassen, um der 
Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen gerecht zu werden, es sei denn, dies würde 
eine unverhältnismäßige Belastung für den/die Arbeitgeber/In darstellen. Das nationale Recht 
enthält keine Definition einer unverhältnismäßigen Belastung; bei der Feststellung, ob eine 
Adaptierung einzufordern ist, muss jedoch berücksichtigt werden, ob öffentliche Mittel 
bereitstehen, die die Kosten teilweise oder zur Gänze abdecken. 

So kann sich der/die Arbeitgeber/In nicht weigern, den/die Bewerber/In aus Gründen 
übermäßiger Kosten für eine notwendige Adaptierung des Arbeitsplatzes anzustellen, wenn 
die Kosten zum Teil aus öffentlichen Mitteln gedeckt werden. Zuschüsse für Anpassungen am 
Arbeitsplatz, wie z.B. speziell entwickelte Arbeitsinstrumente oder Installationen von 
Rampen und Aufzügen, stehen für Arbeitgeber/Innen unter der Bedingung, dass sie für die 
behinderten Menschen wesentlich sind, um eine Beschäftigung zu bekommen oder 
fortzusetzen, zur Verfügung. Wenn ein/e Arbeitgeber/In keine angemessenen Adaptierungen 


trifft, und dies nicht gerechtfertigt ist, stellt dies eine indirekte Diskriminierung dar. 





'® Die restlichen 10% waren in “Skanejob”-Maßnahmen, in einem Arbeitstraining oder machten keine Angabe 
zur Art ihrer Beschäftigung. 


Rest auf 100%: keine Angabe. 
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3.1.3.4 Berufliche Rehabilitation 


Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation, die die Chancen einer behinderten Person auf 
Weiterbeschäftigung, Anstellung oder Eintritt in den Arbeitsmarkt verbessern sollen, sind seit 
den frühen 1990er-Jahren wichtige Elemente der dänischen Arbeitsmarktpolitik. Es gibt zwei 
miteinander verbundene Programme, die ein breites Spektrum an beruflichen Aktivitäten und 
Dienstleistungen bzw. Geld- und Sachleistungen bieten: das vorberufliche und das berufliche 
Rehabilitationsprogramm. Beide Programme werden von den Gemeinden finanziert. Die 
Jobcenter sind für die Verwaltung und die Implementierung verantwortlich. 

In beiden Programmen wird die Rehabilitation auf individuelle Anforderungen, 
Bedürfnisse und Wünsche für eine künftige Beschäftigung zugeschnitten, und kann aus einer 
Prüfung der Arbeitsfähigkeit, Beratung, der Verbesserung von Kompetenzen durch 
individuelle Berufs- und (Weiter)Bildungskurse, oder der Förderung von Selbständigkeit in 
Form der Bereitstellung von zinsenlosen Darlehen, Auto, Werkzeugen, Materialien und 
anderen Gegenständen bestehen. Sowohl Personen, die bereits beschäftigt sind, als auch 
Personen ohne Beschäftigung, einschließlich der Empfänger/Innen von Krankheits- oder 
Invaliditätsleistungen, Kann vorberufliche Rehabilitation gewährt werden. 

Der hauptsächliche Unterschied besteht darin, dass die berufliche Rehabilitation nach 
einem Rehabilitationsplan erfolgen muss, der von dem/r Rehabilitand/In und dem/der 
Sachbearbeiter/In im Jobcenter erstellt wird, und die beruflichen Rehabilitationsaktivitäten, 
die geschätzte Dauer und das erwartete berufliche Ergebnis definiert. Darüber hinaus erhält 
der/die Bezieher/In eine berufliche Rehabilitationsleistung, die dem maximalen 
Arbeitslosengeld entspricht. Während es keine gesetzlich festgelegte Höchstdauer für 
vorberufliche Rehabilitation gibt, können Programme zur beruflichen Rehabilitation i.d.R. 


nicht länger als fünf Jahre dauern. 


3.1.3.5 Relevante Institutionen 


Ähnlich wie in anderen skandinavischen Ländern werden Beschäftigung und soziale 
Dienstleistungen in Dänemark von den Öffentlichen Behörden zur Verfügung gestellt, die 
Rolle privater bzw. nicht-gewinnorientierter Organisationen in der Leistungserbringung bleibt 
relativ beschränkt. Es gibt zwei Hauptakteure, die für die Bereitstellung von aktivierenden 
Maßnahmen für Menschen mit Behinderungen verantwortlich sind: die Gemeinden und die 


örtlichen Arbeitsämter. 
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e Gemeinden: Lohnsubventionierte Beschäftigungs-Programme sowie geschützte und 
unterstützte Beschäftigung und berufliche Rehabilitations-Programme werden von den 
Gemeinden finanziert. Im Jahr 2007 wurde eine große Strukturreform durchgeführt, in 
deren Folge die Zahl der Gemeinden von 271 auf 98 reduziert wurde (National Labour 
Market Authority 2007). Die 14 Landkreise wurden abgeschafft und durch fünf 
Verwaltungsbezirke ersetzt. Entsprechend wurden Verantwortlichkeiten und 
Arbeitsteilung umstrukturiert, was zu mehr Aufgaben und Pflichten für die Gemeinden 
führte, die nun die Verantwortung für fast alle öffentlichen Dienstleistungen tragen. Um 
die Unterstützung für die Gemeinden in ihrer Arbeit zu behinderungsbezogenen 
Initiativen und Strategien zu gewährleisten, wurde in jeder Gemeinde ein örtlicher 


Handicap-Rat eingerichtet. 


e = Job-Center: Mit der neuen Strukturreform werden das öffentliche Arbeitsmarktservice 
(PES) und die für Beschäftigung zuständigen Behörden in den Gemeinden zu 91 neuen 
Job-Centern zusammengelegt, die auf die Förderung der Beschäftigung ausgerichtet sind. 
Die Reform führt dazu, dass die landesweit 91 Job-Center nun für die Verwaltung aller 


behinderungsbezogenen Programme im Bereich Beschäftigung verantwortlich sind. 


Während es in einer Reihe von europäischen Ländern eine Tendenz zur Zentralisierung gab 
(z.B. One-Stop-Shops), liegt es in Dänemark aufgrund einer langen Tradition der dezentralen 
Erbringung von Dienstleistungen seit Jahrzehnten in der Verantwortung der lokalen 
Behörden, Leistungen für behinderte Menschen (einschließlich der Arbeitsvermittlung) zu 
erbringen (OECD 2010). Ein solch dezentraler Ansatz von Leistungserbringung hat den 
Vorteil, eine engere Verbindung zwischen Dienstleister und Kund/Innen zu schaffen. 
Allerdings könnte er auch zu ineffizienten Strukturen (z.B. ähnliche oder sich 
überschneidende Zuständigkeiten) führen und die Politikumsetzung und -überwachung 
erschweren. Zur Verbesserung der Zusammenarbeit der verschiedenen lokalen Partner und 
Interessengruppen wurde seit den 1990er-Jahren eine Reihe von Reformen in Dänemark 
initiiert (zuletzt 2007). 

Um sicherzustellen, dass die öffentlichen Behörden wirksame Anreize haben, in 
Programme der aktiven Arbeitsmarktpolitik zu investieren, anstatt lediglich Transfers zu 
gewähren, gibt es direkte finanzielle Anreize für die Gemeinden: Sie erhalten für aktive 
Maßnahmen (z.B. Lohnsubventionen, berufliche Rehabilitation) höhere Erstattungsbeiträge 
vom Staat und haben daher ein starkes Interesse an der Vermeidung passiver 


Transferzahlungen (OECD 2010). Ein derartiger Output-basierter Finanzierungsmechanismus 
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erfordert eine gute Zusammenarbeit und den Austausch von Informationen zwischen den 
Kommunen und den Arbeitsämtern sowie ein adäquates und regelmäßiges Monitoring, das 
bei Bedarf auch Anpassungen im Finanzierungssystem erlaubt. 

Darüber hinaus führte die Schaffung der 91 Jobcenter zur Errichtung von 4 Job-Centern 
mit speziellen Funktionen: Handicap, Gleichstellung, ethnische Beschäftigungsinitiativen und 
EURES (European Employment Services). Die Einheit für Arbeit und Behinderung 
unterstützt Job-Center und andere Akteure bzw. Schlüsselpersonen im Bereich der 
Beschäftigung von behinderten Personen durch Beratung, Information und Schulung. Ziel ist 
es, sicherzustellen, dass Case-Worker/Innen und andere Fachkräfte in den Job-Centern über 
aktuelle relevante Informationen im Zusammenhang mit Beschäftigung und Behinderung 
verfügen und in der Lage sind, angemessene Beschäftigungsdienstleistungen bereitzustellen. 
Die Einheit ist auch verantwortlich für die Entwicklung neuer Methoden im Bereich der 


Beschäftigung, die die Integration behinderter Menschen in den Arbeitsmarkt fördern. 


3.1.4 Kündigungsschutz 


Der dänische Arbeitsmarkt ist durch hohe Flexibilität charakterisiert, im Vergleich zu anderen 
europäischen Ländern ist ein „Hire und Fire“ relativ einfach (OECD 2010). Dies liegt 
grundsätzlich an der lockeren Regulierung des Arbeitsmarktes, die individuelle Kündigungen 
flexibel ermöglicht. So hat Dänemark etwa eine der kürzesten Kündigungsfristen in Europa: 
die minimale Frist variiert von sieben Tagen für Arbeiter/Innen (abhängig vom jeweiligen 
Tarifvertrag kann es sogar weniger als eine Woche sein) bis zu einem Monat für Angestellte 
(ELLN 2011). 

Menschen mit Behinderungen werden nicht als eine besondere Gruppe von 
Arbeitnehmer/Innen, die einen besonderen Kündigungsschutz genießen, betrachtet.”' Nur das 
Gesetz zum Verbot unterschiedlicher Behandlung auf dem Arbeitsmarkt, welches eine 
Kündigung aufgrund von Behinderung verbietet, erwähnt Menschen mit Behinderungen 
spezifisch in Bezug auf Schutz vor Kündigung. Abgesehen davon gelten für behinderte 
Personen die gleichen Regeln wie für andere Arbeitnehmer/Innen. 

Arbeiter/Innen sind von Kollektivverträgen erfasst, der traditionell wichtigsten Quelle des 


Arbeitsrechts in Dänemark. Darin spiegelt sich die Rolle des Staates als Vermittler wider, 





°° Dänemark gehört zu den wenigen europäischen Ländern (wie auch Österreich), in denen rechtlich zwischen 
Arbeiter/Innen und Angestellten unterschieden wird. 


*! Spezielle Gruppen von Arbeitnehmer/Innen, denen ein besonderer Schutz zukommt, sind schwangere Frauen, 
Frauen im Mutterschaftsurlaub, und Arbeitnehmer/Innen mit familiären Verpflichtungen (ILO 2010). 
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nicht als Regulator. Die Tarifverträge decken Berichten zufolge 60 bis 85% der 
Arbeitnehmer/Innen ab. Die Angestellten fallen unter das ‚Arbeitgeber/Innen und 
Angestellten Gesetz (ESEA)” (ILO 2010). Während eine Kündigung im Falle von 
Abwesenheit von der Arbeit aufgrund von Krankheit generell möglich ist, wenn eine 
Besserung des Gesundheitszustandes nicht in Sicht ist, und Arbeitnehmer/Innen auch während 
eines Krankenstandes jederzeit gekündigt werden können, scheinen Angestellte etwas mehr 
geschützt zu sein. ESEA zufolge dürfen Arbeitgeber/Innen eine/n Angestellte/n unter 
Einhaltung einer einmonatigen Frist kündigen, sobald er/sie 120 Tage Krankenstand innerhalb 


eines Jahres aufweist. 


3.1.5 Gesamtbeurteilung 


Den EU-SILC Daten für 2009 zufolge fällt die Erwerbsquote für behinderte Personen in 
Dänemark mit 53% unter den untersuchten Ländern hoch aus, auch die Teilzeitquote ist mit 
20% vergleichsweise gering. Relativ hohe Erwerbsquoten ergeben sich auch für Frauen (53%) 
und Personen ab 45 Jahren mit Behinderungen (etwas weniger als jede/r Zweite). 

Die Gesamtausgaben für aktive Arbeitsmarktprogramme für Menschen mit 
Behinderungen sind unter den untersuchten Ländern mit 0,8% des BIP mit Abstand am 
höchsten, ebenso die Teilnehmer/Innenzahlen mit 2,2% der Bevölkerung im Erwerbsalter 
(2010). Der relative Schwerpunkt liegt eindeutig bei subventionierter Beschäftigung, was 
zeigt, dass sich die dänische Arbeitsmarktpolitik für behinderte Menschen stark an der 
Beschäftigung im allgemeinen Arbeitsmarkt orientiert. Im Vergleich fallen auch die 
Teilnehmer/Innenzahlen und Ausgaben bei beruflicher Rehabilitation sehr hoch aus. 

Insgesamt zeigt die Vielfalt der Beschäftigungsmaßnahmen in Dänemark einen 
nachdrücklichen politischen Zugang hinsichtlich der Eingliederung von Menschen mit 
Behinderungen in den Arbeitsmarkt. Die starke Inanspruchnahme von subventionierter 
Beschäftigung (Flexjobs) und der zunehmende Einsatz von unterstützter Beschäftigung (wie 
persönliche Assistenz oder Mentoring) markieren eine eindeutige Ausrichtung in Richtung 
Beschäftigung im offenen Arbeitsmarkt.” 

Zur Erleichterung oder Stimulierung der Inanspruchnahme dieser Maßnahmen wird den 
finanziellen Anreizen für Arbeitgeber/Innen in Form von Lohnkostenzuschüssen oder 


Beihilfen besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Darüber hinaus ist es auch möglich, 





? Dies wird auch durch die im Vergleich zu subventionierter Beschäftigung geringe Zahl der Teilnehmer/Innen 
an geschützter Beschäftigung reflektiert. 
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verschiedene Maßnahmen zu kombinieren, welche zum Beispiel Elemente aus 
subventionierter Beschäftigung, unterstützter Beschäftigung und beruflicher Rehabilitation 
enthalten. Die Möglichkeit, während subventionierter Beschäftigung an Programmen 
beruflicher Rehabilitation oder Ausbildungsprogrammen teilzunehmen, sorgt nicht nur für 
berufliche Integration, sondern adressiert auch das Moral-Hazard-Problem im Hinblick auf 
fehlende Anreize seitens des/r Arbeitgeber/In oder des/r behinderten Arbeitnehmer/In, in eine 
Verbesserung seiner/ihrer Beschäftigungsfähigkeit zu investieren (z.B. das Erlernen neuer 
Fähigkeiten, um verlorengegangene zu ersetzen). Dies ist insbesondere relevant für das 
Flexjob-System, das für eine große Anzahl von Menschen mit Behinderungen subventionierte 
Arbeitsplätze auf permanenter Basis zu relativ hohen Öffentlichen Kosten bietet. 

Während die Flexjob-Regelung zweifellos zur Steigerung der Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderungen beigetragen hat, werden die positiven Auswirkungen durch die 
angesprochenen hohen öffentlichen Ausgaben für diese Regelung konterkariert. Dies wirft 
auch die Frage auf, ob Länder, in denen die Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik deutlich 
niedriger als in Dänemark sind, sich ein derart teures System leisten können bzw. sollen. 
Erkenntnisse aus der Analyse und Evaluation des Programms haben auch auf 
Mitnahmeeffekte in Form von Personen hingewiesen, die auch ohne die Maßnahme 
beschäftigt worden wären. Dies zeigt, dass selbst in einem Land wie Dänemark, wo ein 
individueller oder fallbezogener Ansatz in der Bereitstellung von Arbeitsplätzen und 
Ausbildungsmaßnahmen seit Mitte der 1970er Jahre Teil des Systems ist, die Verbesserung 
der Zielgenauigkeit von Programmen zentral bleibt. Gemäß den kürzlich von der Regierung 
angekündigten Reformvorschlägen wird die Regelung so geändert, dass sichergestellt ist, dass 
die höchsten Subventionen auf die Personen mit der geringsten Arbeitsfähigkeit und den 
niedrigsten Löhnen ausgerichtet sind (Danish Government 2012). 

Der Fall Dänemark zeigt auch, wie Rahmenbedingungen dazu beitragen können, um 
behinderte Arbeitsuchende in den offenen Arbeitsmarkt zu integrieren. Diese beziehen sich 
einerseits auf legislative Maßnahmen betreffend die Beschäftigung von Menschen mit 
Behinderungen und andererseits auf organisatorische und administrative Aspekte der 
Bereitstellung von Arbeitsvermittlungsdiensten. 

Die Rechte von behinderten Menschen auf Aktivierung und Beschäftigung werden im 
Rahmen der Gleichbehandlungsvorschriften sichergestellt. Abgesehen vom bevorzugten 
Zugang im Falle von öffentlichen Arbeitgeber/Innen werden keine spezifischen Regeln für die 


Beschäftigung behinderter Menschen angewandt. Gleichzeitig findet sich eine starke 


36 


Betonung von rechtlichen Verpflichtungen fiir die Arbeitgeber/Innen im Hinblick auf die 
Adaptierung von Arbeitsplätzen. 

Die verfügbare Literatur legt nahe, dass ein erweiterter Kündigungsschutz oder die 
Auflage von Einstellungsquoten einen großen Einfluss auf die Entscheidungen der 
Arbeitgeber/Innen hinsichtlich der Einstellung von behinderten Arbeitnehmer/Innen haben 
können. Der relativ schwach ausgeprägte Kündigungsschutz in Dänemark und die Tatsache, 
dass es keine speziellen Rekrutierungs- und Kündigungsregeln für Menschen mit 
Behinderungen gibt, reduziert die Kosten von “Hire und Fire”, wodurch Unternehmen 
potentiell eher bereit sind, diese Arbeitnehmer/Innen zu beschäftigen. 

Zusätzlich führt dies auch zu mehr Flexibilität und trägt zur Verhinderung eines dualen 
Arbeitsmarktes bei. Während flexible Kündigungsregulierungen, das „Flexibilitätselement“, 
im Rahmen des dänischen “Flexicurity“-Modells häufig betont werden, verdienen zwei 
andere Elemente des Modells eine ebenso große Beachtung: das Recht auf Sozialleistungen 
und eine aktive Arbeitsmarktpolitik. Im Falle von Arbeitslosigkeit erhalten 
Arbeitnehmer/Innen in Dänemark relativ großzügige Unterstützungen, wodurch das 
individuelle Risiko und der Einkommensverlust abgemildert werden (,,Sicherheitselement*,). 
Gleichzeitig sorgen die aktiven arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen dafür, dass 
Arbeitssuchende und Arbeitslose die notwendigen Fähigkeiten zur Erlangung einer (Wieder)- 
Beschäftigung erhalten, und dass sie dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. Darüber hinaus 
wird sichergestellt, dass die Fähigkeiten und Kenntnisse von Arbeitnehmer/Innen 
kontinuierlich verbessert werden. 

Die Dienstleistungsbereitstellung und Administration in Dänemark ist durch einen 
dezentralen Ansatz und eine enge Zusammenarbeit von lokalen Kommunen und 
Arbeitsämtern gekennzeichnet. Während eine derartige verstreute Organisationsstruktur 
einige Nachteile aufweisen könnte (z.B. Erschwernis von Monitoring und 
Informationsgewinnung), wurden in Dänemark — wo die Bereitstellung von Dienstleistungen 
für behinderte Menschen seit Jahrzehnten in der Verantwortung der lokalen Behörden liegt, — 
Strukturen zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Akteuren und 
eine Harmonisierung von Maßnahmen eingerichtet. Darüber hinaus wurden Anreize 
eingeführt, um die Aktionen der beteiligten verwaltenden und durchführenden Institutionen zu 
beeinflussen: die Kommunen erhalten höhere staatliche Rückerstattungen für Kosten aktiver 
Maßnahmen (z.B. subventionierte Beschäftigung, berufliche Rehabilitation) als für Kosten 


passiver Maßnahmen (z.B. Auszahlung einer Invaliditätsleistung). 
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3.2 Schweden 


3.2.1 Einleitung 


3.2.1.1 Grundzüge und schwedische nationale Strategie für die Umsetzung der 
Behindertenpolitik 2011-2016 


In Schweden hat die Integration von Menschen mit Behinderungen in den Arbeitsmarkt seit 
vielen Jahren eine hohe politische Priorität. Die wichtigsten Maßnahmen und Initiativen, die 
in diesem Zusammenhang seit den frühen 1990er Jahren gesetzt wurden, lassen sich wie folgt 


zusammenfassen: 


e Installierung des/r Behinderten-Ombudsmann/frau, der/die Maßnahmen gegen 


Diskriminierung in der Rechtsordnung setzt (1994). 


e Einführung des Gesetzes über das Verbot der Diskriminierung im Arbeitsleben aufgrund 


von Behinderung (1999). 


e Einführung des Aktivierungs-Prinzips als integraler Bestandteil der Arbeitsmarktpolitik 
mit Priorität von Programmen, die Menschen mit Behinderungen auf dem offenen 
Arbeitsmarkt in Beschäftigung integrieren (1999). Dazu gehört auch eine zunehmende 
Fokussierung der Politik auf Maßnahmen der subventionierten und unterstützten 


Beschäftigung. 


e Reorganisation der Sozialversicherungsanstalt und des Arbeitsmarktservice (2005), um 
übergreifende Kooperation und Konzentration auf gemeinsame Klient/Innen (arbeitslose 


Menschen mit Behinderungen) zu verbessern. 


e Einführung eines neuen umfassenden Antidiskriminierungsgesetzes (Discrimination Act) 
und Errichtung einer neuen Behörde, den/die Ombudsmann/frau für 


Gleichstellungsfragen, um die Einhaltung des neuen Gesetzes zu überwachen (2008). 


Am 16. Juni 2011 wurde von der Regierung eine neue Strategie verabschiedet, welche die 
Richtung der Behindertenpolitik, die konkreten Ziele und die Überprüfung der Ergebnisse für 
den Zeitraum 2011-2016 vorgibt.” Die Umsetzung erfolgt in neun vorrangigen 
Politikbereichen einschließlich Arbeitsmarkt, Bildung, öffentliche Gesundheit und 
Sozialpolitik. Die Verantwortung für die Umsetzung der Strategie liegt beim Ministerium für 


Gesundheit und Soziales, während die schwedische Agentur für die Koordination der 





°° Die Strategie basiert auf den Zielen des nationalen Aktionsplans für Behinderung, "From patient to citizen" 
(2000), welcher das wichtigste politische Dokument der schwedischen Behindertenpolitik bildet. 
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Behindertenpolitik (Handisam) fiir die Koordination und das Follow-Up der Zielsetzungen 
der Strategie in Zusammenarbeit mit 17 Regierungsbehörden verantwortlich ist. 

Eines der wichtigsten Ziele der Strategie ist es, behinderten Menschen den Zugang zum 
Arbeitsmarkt zu erleichtern. Um dieses Ziel zu erreichen, wurde eine Reihe von messbaren 
Zielen gesetzt, die jedes Jahr überprüft und bewertet werden. Dementsprechend hat das 


Arbeitsmarktservice (PES) vier Zwischenziele über den Fünf-Jahres-Zeitraum zu bearbeiten: 


e 1. Den Anteil der Menschen mit Behinderung und reduzierter Arbeitsfähigkeit, die sich in 


Beschäftigung oder Ausbildung befinden, jährlich zu erhöhen; 


e 2. den Anteil von Personen unter 30 Jahren mit Behinderung und reduzierter 
Arbeitsfähigkeit, die sich in Beschäftigung oder Ausbildung befinden, jährlich zu 


erhöhen; 


e 3. die Zeitspanne zwischen dem Antrag einer Person und seiner/ihrer Registrierung durch 


das PES als behinderte Person pro Jahr um 10 Tage zu verkürzen; 


e 4. wenn Arbeitsmarktdienste von privaten Unternehmen oder Organisationen zugekauft 
werden, sind stets Anforderungen an die Zugänglichkeit in Ausschreibungsdokumenten 


und in Verträgen seitens des PES zu inkludieren und spezifizieren.” 


Das PES hat der Regierung jährlich über ihre Arbeit zu berichten und im Jahr 2016 einen 


Abschlussbericht vorzulegen. 


3.2.1.2 Definition von Behinderung 


Eine allgemeine Definition von Behinderung findet sich in dem Anti-Diskriminierungsgesetz 
von 2008, in dem diese als „permanente körperliche, geistige oder intellektuelle 
Einschränkung der funktionellen Kapazität einer Person, die als Folge einer Verletzung oder 
Krankheit bei Geburt vorhanden war, seitdem entstanden ist oder mit deren Auftreten 
gerechnet werden kann“ definiert wird. Daneben werden unterschiedliche Definitionen von 
Behinderung bei der Beurteilung der Anspruchsberechtigung auf Invaliditäts- und 


Krankenleistungen sowie auf arbeitsmarktpolitische Maßnahmen herangezogen. 





** Das Thema eines gleichberechtigten Zugangs zu Dienstleistungen wird in Schweden sehr ernst genommen, 
insbesondere im Hinblick auf öffentliche Dienstleister wie das PES. Das Kriterium der Zugänglichkeit bezieht 
sich nicht nur auf physischen Zugang (z.B. Rampen für Rollstuhlfahrer/Innen), sondern auch auf zugängliche 
Kommunikation und Information (z.B. für seh- oder hörbehinderte Personen). 
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Die Definition, die für alle arbeitsmarktpolitische Maßnahmen angewendet wird, besagt, 
dass „ein Mensch mit einer arbeitsbezogenen Behinderung eine Person ist, die aufgrund 
funktioneller Einschränkung eine reduzierte Arbeitskapazität aufweist und deshalb 
Schwierigkeiten bei der Erlangung oder Erhaltung regelmäßiger Beschäftigung hat oder 
vermutlich haben wird“. Um eine Person durch das Arbeitsmarktservice (PES) als behindert 
zu klassifizieren, wird eine Liste von Behinderungskategorien (Handikappkoder) verwendet, 
welche eine Mischung aus diagnostischen (z.B. Herz-Kreislauf-Erkrankung) und 


beeinträchtigungsorientierten (z.B. Rollstuhlbenutzer/In) Elementen darstellt. 


3.2.1.3 Empirische Daten 


Nationale Daten 
Im Jahr 2008 hatten 15,5% der schwedischen Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (921.000 
Personen) irgendeine Form von Behinderung (Statistik Schweden 2012). Mehr als die Hälfte 





davon (521.000) wies zusätzlich eine geminderte Arbeitsfähigkeit auf. 66% der behinderten 
Menschen waren Erwerbspersonen (62% in Beschäftigung) im Vergleich zu 81% der nicht 
behinderten Menschen (77% in Beschäftigung). Die Erwerbsbeteiligung sowie die 
Beschäftigungsquote waren bei Menschen mit einer Behinderung und einer verminderten 
Arbeitsfähigkeit nochmals signifikant niedriger (55% bzw. 50%). Bei selbständiger 
Erwerbstätigkeit kann hingegen kein Unterschied zwischen Personen mit und ohne 
Behinderungen beobachtet werden: in beiden Gruppen ist fast jede zehnte Person (9%) 
selbständig erwerbstätig. Sie ist sogar etwas häufiger in der Gruppe mit Behinderung und 
reduzierter Arbeitsfähigkeit (11%). Die Arbeitslosigkeit unter den behinderten Personen 
belief sich auf 7%, bei zusätzlich reduzierter Arbeitsfähigkeit auf 9%, im Vergleich zu 5% bei 


Personen ohne Behinderung. 


Tab. 12: Arbeitsmarktsituation von Personen mit und ohne Behinderung, 2008 

















Erwerbsbeteiligung | Beschäftigungsquote Arbeitslosenquote 
Personen mit Behinderung 66,1% 61,8% 6,5% 
Personen mit Behinderung und 55,0% 50,0% 9,1% 
reduzierter Arbeitsfähigkeit 
Personen ohne Behinderung 80,8% 77,1% 4,6% 














Quelle: Statistik Schweden 


Während die Erwerbsquote von Menschen ohne Behinderung seit 2000 mehr oder weniger 
stabil geblieben ist und sogar leicht zugenommen hat, hat der Anteil der Beschäftigten unter 


den behinderten Personen etwas abgenommen. Dieser Rückgang der Beschäftigung war für 
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diejenigen Personen substantieller, die auch eine verminderte Arbeitsfahigkeit aufweisen, was 
darauf hindeutet, dass der wichtigste Faktor nicht die Behinderung an sich ist, sondern ob die 


Behinderung zu einer reduzierten Arbeitsfahigkeit fiihrt. 


Abb. 4: Erwerbsquote von Personen mit und ohne Behinderung, 1998-2008, in % 
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Quelle: Statistik Schweden 


Internationale Daten 


Von den untersuchten Ländern ergibt sich in Schweden im Jahr 2009 den EU-SILC Daten 





zufolge mit 13% der geringste Anteil von Personen mit selbstberichteten Behinderungen. Die 
Gender-Differenz ist jedoch mit sechs Prozentpunkten am größten (Frauen 10%, Männer 
16%). Bei Personen ab 45 Jahren zeigt sich mit weniger als jeder fünften Person die geringste 
Betroffenheit, niedrig ist diese auch mit deutlich weniger als 10% bei den Personen im Alter 
von 16 bis 24 Jahren. Die Gesamterwerbsquote von Menschen mit Behinderungen ist mit 
48% eher durchschnittlich,” die Teilzeitquote mit 40% eher hoch. Die Erwerbsquote von 
behinderten Frauen fällt jedoch mit 47% relativ hoch aus, jene von behinderten Personen ab 
45 Jahren ist mit mehr als 50% die höchste unter den untersuchten Ländern. Das 
Armutsgefährdungsrisiko von Personen mit Behinderungen insgesamt erreicht mit 20% einen 


etwas höheren Wert (Frauen: 21%). 





” Zum Vergleich Beschäftigungsquote von Personen mit Behinderungen 2007 basierend auf EU-SILC 2007 und 
Arbeitskräfteerhebung 2005/6: 62% (OECD 2010, 51). Für Schweden ergibt sich die geringere 
Gesamterwerbsquote in EU-SILC 2009 aus der niedrigen Erwerbsquote in der Altersgruppe 16-24 Jahre. 
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3.2.2 Antidiskriminierungs-/Gleichstellungs-Gesetzgebung 


Schweden hat, ähnlich wie andere nordische Länder, keine verbindliche Quotenregelung, aber 
eine Antidiskriminierungs-Gesetzgebung eingeführt, die die Gleichbehandlung von 
behinderten Menschen in allen Bereichen der Gesellschaft einschließlich des Berufslebens 
sicherstellen soll. 

Das neue Antidiskriminierungsgesetz, der Discrimination Act von 2008, trat am 1. Jänner 
2009 in Kraft. In dem neuen Gesetz wurden sieben frühere Gesetze zusammengeführt, 
einschließlich des Gesetzes zum Verbot der Diskriminierung im Arbeitsleben aufgrund von 
Behinderung von 1999. Das neue Gesetz wendet das Verbot der Diskriminierung aufgrund 
von Behinderung in allen Bereichen der Gesellschaft an? und verbietet sowohl direkte als 
auch indirekte Diskriminierung. In Bezug auf das Berufsleben umfasst das Verbot nicht nur 
aktuelle Arbeitnehmer/Innen sondern auch Personen, die sich nach einer Arbeit erkundigen, 
sich dafür bewerben, ein Praktikum machen, oder Saison- und Leiharbeit ausführen. 

Das Antidiskriminierungsgesetz gilt sowohl für private als auch für öffentliche 
Arbeitgeber/Innen, unabhängig von der Zahl der Beschäftigten. Der/die Arbeitgeber/In hat die 
Pflicht zu prüfen und gegebenenfalls Maßnahmen zu ergreifen, wenn er/sie Kenntnis davon 
erlangt, dass ein/e Mitarbeiter/In einer Diskriminierung oder Belästigung am Arbeitsplatz 
ausgesetzt ist. Auch die Verpflichtung zu einer zumutbaren Adaption des Arbeitsplatzes ist 
durch das Antidiskriminierungsgesetz abgedeckt (vgl. 3.2.3.3). 

Außerhalb des Bereichs der Antidiskriminierung ist das Gesetz zur Arbeitsumgebung von 
1977 eine weitere wichtige Regelung, die den Arbeitgeber/Innen die Verpflichtung auferlegt, 
angemessene Vorkehrungen für Menschen mit Behinderung zu treffen. Hier sind die 
Verpflichtungen weitreichender als im  Antidiskriminierungsgesetz; zu den 
Adaptierungsmaßnahmen am Arbeitsplatz zählen nicht nur körperliche sondern auch psycho- 
soziale Aspekte, wie z.B. spezielle Instruktionen, Information oder Supervision. Es wird auch 
festgehalten, dass die Arbeit unter gebührender Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Fähigkeiten von Menschen geplant und angeordnet werden muss. Eine Evaluation durch die 
schwedische Agentur für Öffentliches Management (2011) ergab, dass während das 
Antidiskriminierungsgesetz und das Gesetz zur Arbeitsumgebung in vielerlei Hinsicht (z.B. 


die Bereitstellung angemessener Vorkehrungen) eng miteinander verbunden sind, es sehr 





°° Dazu gehören: das Berufsleben; Bildungsaktivitäten; arbeitsmarktpolitische Aktivitäten und private 
Arbeitsmarktvermittlung; ein Unternehmen gründen oder führen; berufliche Anerkennung; Zugehörigkeit zu 
bestimmten Organisationen; Waren, Dienstleistungen und Wohnen; Sitzungen und öffentliche Veranstaltungen; 
Gesundheits- und Krankenpflege; soziale Dienste; Sozialversicherung; Arbeitslosenversicherung; finanzielle 
Unterstützung für Studien; öffentliche Beschäftigung. 


42 


wenig Zusammenarbeit zwischen dem Inspektorat fiir Arbeitsumgebung und dem/r 
Ombudsmann/frau für Gleichstellungsfragen gibt, welche die zuständigen Behörden für die 
Uberwachung der Einhaltung der beiden Gesetze sind. 

Positive MaBnahmen in Bezug auf Menschen mit Behinderungen sind generell erlaubt, 
aber nicht speziell im Antidiskriminierungsgesetz angeführt. In einigen Bereichen des 
Arbeitsrechts sowie der arbeitsmarktpolitischen Regelungen gibt es eine Reihe von 
besonderen Maßnahmen für Menschen mit Behinderungen im Hinblick auf das Berufsleben, 
welche direkt oder indirekt Benachteiligungen aufgrund von Behinderung ausgleichen sollen 
(z.B. die Bereitstellung von Lohnkostenzuschiissen). Eine Person kann auch 
anspruchsberechtigt auf bestimmte Fördermaßnahmen sein, um seine/ihre Arbeitskapazität 
wiederzuerlangen oder zu behalten (Gesetz über die Allgemeine Sozialversicherung von 
1962). 

Ein/e Arbeitnehmer/In, der/die diskriminiert wird, hat Anspruch auf Schadensersatz und 
kann eine offizielle Beschwerde an den/die Ombudsmann/frau für Gleichstellungsfragen 
richten, der/die allen Beschwerden wegen Diskriminierung nachzugehen hat und die Opfer in 
allen Bereichen, die von dem Antidiskriminierungsgesetz abgedeckt werden, vertritt.” Die 
allgemeine Frist für die Geltendmachung von Ansprüchen im Zusammenhang mit dem 
Antidiskriminierungsgesetz beträgt zwei Jahre ab dem Zeitpunkt der angeblichen 
diskriminierenden Handlung. Für das Arbeitsleben gilt ein komplizierteres System von eher 
kurzen Fristen. Nur relativ wenige Fälle gelangen vor Gericht. Statistische Informationen aus 
dem Büro des/r Ombudsmanns/frau zeigen, dass dies im Wesentlichen dadurch bedingt ist, 
dass eine beträchtliche Zahl von Fällen außergerichtlich beigelegt werden 
(Diskrimineringsombudsmannen 2010). 

Der/die Ombudsmann/frau für Gleichstellungsfragen erhielt im Jahr 2010 2.614 neue 
Fälle zugewiesen, davon waren 965 Fälle wegen Behinderung. Dies stellt den relativ höchsten 
Anteil im Vergleich zu Fällen aus anderen Gründen dar. Bei einer Erhebung von Statistik 
Schweden aus dem Jahr 2008 gaben 12% aller behinderten Menschen an, dass sie in den 
letzten fünf Jahren irgendeine Form von Diskriminierung aufgrund ihrer Behinderung erlebt 
hatten. Von den erwerbstätigen behinderten Personen berichteten deutlich mehr (22%), 


diskriminiert worden zu sein. 





*7 Ab dem 1. Januar 2009 gibt es eine/n einzige/n Ombudsmann/frau für Gleichstellungsfragen in Schweden. 
Früher gab es je eine/n eigene/n Anti-Diskriminierungs-Ombudsmann/frau für Chancengleichheit, sexuelle 
Orientierung, Behinderung, und gegen ethnische Diskriminierung. 
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3.2.3 Aktive arbeitsmarktpolitische Programme und Anreize für Beschäftigung 


Die Integration behinderter Menschen in die Gesellschaft ist seit langem das wichtigste Ziel 
der schwedischen Behindertenpolitik. Seit den 1960er Jahren hat sich die Behinderungs- 
Perspektive zu einem selbstverständlichen Bestandteil der politischen Entscheidungsfindung 
und der öffentlichen Aktivitäten entwickelt. Im Ergebnis wurde eine Reihe von speziellen 
Programmen eingeführt, um die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen anzusprechen. 
Im Bereich der Arbeitsmarktpolitik fand bereits während der späten 1970er und frühen 
1980er-Jahre eine Verlagerung von passiven zu aktiven Maßnahmen statt. Einige der derzeit 
bestehenden Beschäftigungsprogramme wurden in diesem Zeitraum eingeführt. Allerdings 
wurde das sogenannte Aktivierungsprinzip in offiziellen Dokumenten erst in der 1990er 
Jahren eingeführt, womit den Arbeitsmarktprogrammen zur Integration von behinderten 
Personen in den offenen Arbeitsmarkt eine höhere Priorität eingeräumt wurde. Dies bedeutete 
auch, dass in jüngerer Zeit verstärkt auf Maßnahmen unterstützter Beschäftigung und 
subventionierter Beschäftigungsprogramme, die behinderten Menschen dabei helfen, einen 
Job im offenen Arbeitsmarkt zu bekommen oder zu behalten, gesetzt wurde. 

Während Trainingsprogramme in dieser Hinsicht ebenfalls wichtige Maßnahmen sind, 
werden diese vor allem in Form von allgemeinen Leistungen zur Verfügung gestellt. Es gibt 
auch eine Reihe von allgemeinen subventionierten Beschäftigungsprogrammen (z.B. die 
kürzlich eingeführten “Neustart”-Jobs oder die “Step-In”-Jobs für Neuzuwanderer/Innen), an 
denen auch behinderte Menschen teilnehmen können. Für den vorliegenden Bericht werden 
jedoch nur Programme, die sich speziell an Menschen mit Behinderungen richten, 
berücksichtigt. 

In Schweden sind fünf der aktuellen Formen von geförderter Beschäftigung auf Personen 
mit eingeschränkter Arbeitsfähigkeit ausgerichtet, welche — in Form einer Lohnsubvention — 
dem/r Arbeitgeber/In Anreize bieten, behinderte Arbeitnehmer/Innen einzustellen oder weiter 
zu beschäftigen. Dazu gehören Lohnkostenzuschiisse (Lönebidrag), „Security“-Beschäftigung 
(Trygghetsanställning) und Entwicklungsbeschäftigung (Utvecklingsanställning) sowie 
öffentliche geschützte Beschäftigung (OSA) und Beschäftigung bei „Samhall“, einem 
staatseigenen Unternehmen. Die beiden letztgenannten Formen zielen nicht auf eine 
Beschäftigung auf dem freien Arbeitsmarkt ab, und sind daher unter geschützte Beschäftigung 
zu subsumieren. 

Die Gesamtausgaben Schwedens für aktive Arbeitsmarktprogramme im Jahr 2010 
erreichen mit rund 0,5% des BIP ein deutlich überdurchschnittliches Niveau in den 


europäischen Ländern. Von Bedeutung ist insbesondere die subventionierte aber auch die 
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geschützte Beschäftigung. Innerhalb der subventionierten Beschäftigung sind 
Lohnkostenzuschüsse mit Abstand das Programm mit der größten Relevanz, sowohl in Bezug 
auf die Zahl der Teilnehmer/Innen als auch in Bezug auf die Ausgaben. Allerdings wurden die 
„Security“-Beschäftigung, welche während eines längeren Zeitraums Unterstützung gewährt 
wird, und die Entwicklungsbeschäftigung erst vor kurzem (im Jahr 2006) eingeführt. 
Geschützte Beschäftigung ist nach wie vor eine erheblich genutzte Option für Menschen mit 
Behinderungen, die keine Arbeit auf dem regulären Arbeitsmarkt finden können. Die meisten 
Personen sind hier bei Samhall beschäftigt. Was die Anzahl der Teilnehmer/Innen betrifft, 
weist auch die berufliche Rehabilitation eine vergleichsweise hohe Deckungsrate auf (vgl. 


Tab. 13). 


Tab. 13: Teilnehmer/Innen an und Ausgaben für aktive Arbeitsmarktprogramme für Menschen 
mit Behinderungen (2010) 





Teilnehmer/Innen in % Ausgaben in % BIP 
Bevölkerung 15-64 Jahre 





Subventionierte Beschäftigung 




















Lohnkostenzuschuss 0,77 0,18 
Entwicklungsbeschäftigung 0,04 0,01 
„Security“-Beschäftigung 0,23 0,06 
Summe 1,04 0,25 








Geschützte Beschäftigung 

















Samhall 0,30 0,13 
öffentliche geschützte 0,07 0,02 
Beschäftigung 

Summe 0,37 0,15 








Unterstützte Beschäftigung 














Persönliche Assistenz und 0,03 0,02 
Arbeitsplatzadaptierungen 

Eingehendes Assessment und 0,03 0,01 
Beratung 

Start- Zuschüsse für behinderte 0,01 0,00 
Unternehmer/Innen 

Summe 0,07 0,03 








Berufliche Rehabilitation 





Berufliche Rehabilitation 0,21 0,02 











Gesamtsumme 1,69 0,45 











Quelle: Eurostat LMP Database; Swedish Public Employment Service (Start- Zuschüsse für behinderte 
Unternehmer/Innen) 


Zu Maßnahmen für die Aufrechterhaltung von Arbeitsplätzen zählen auch Regulierungen, die 
ihren Fokus auf der Krankenstandsphase haben, sowie die Bereitstellung von Anreizen für 
Arbeitgeber/Innen und Arbeitnehmer/Innen auch bei einer Historie von längeren Fehlzeiten 


aufgrund gesundheitlicher Probleme im Job zu verbleiben. Dies ist das Ziel eines neuen 
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Prozesses, der sogenannten Rehabilitationskette, die in Schweden im Jahr 2008 implementiert 
wurde (Westerlind 2010). Während dieses Prozesses sind Arbeitgeber/Innen und 
Arbeitnehmer/Innen gemeinsam für die zu treffenden Maßnahmen verantwortlich. Der/die 
Arbeitgeber/In ist für rehabilitative Maßnahmen zuständig und hat alle erforderlichen 
Adaptierungen vorzunehmen, um eine adäquatere Beschäftigung für seine/n Mitarbeiter/In am 
Arbeitsplatz zu gewähren (oder dabei zu helfen, einen Arbeitsplatz bei einem/r anderen 
Arbeitgeber/In zu sichern). Auch von dem/r Arbeitnehmer/In wird eine aktive Beteiligung an 


diesem Prozess erwartet. 


3.2.3.1 Subventionierte Beschäftigung 


Lohnkostenzuschuss 





Das am häufigsten angewandte Arbeitsmarktprogramm, das subventionierte Arbeitsplätze für 
behinderte Personen auf dem regulären Arbeitsmarkt bietet, ist der Lohnkostenzuschuss. Es 
wurde 1980 mit dem Ziel eingeführt, behinderten Menschen zu helfen, denen aufgrund ihrer 
reduzierten Arbeitsfähigkeit keine (Weiter)Beschäftigung auf der Basis von Regelleistungs- 
Beschäftigungsmaßnahmen gesichert werden kann. Die Höhe des Zuschusses hängt von den 
Arbeitskosten und von der Arbeitsfähigkeit einer Person ab. Die maximale Förderung beträgt 
63% der Lohnkosten bis zu einer Obergrenze (der Monatslohn darf 16.700 SEK für einen 
Vollzeit-Job nicht überschreiten). Der Zuschuss kann für maximal vier Jahre ausbezahlt 


werden, kann aber in einigen Fällen verlängert werden. 


„Security“- und Entwicklungs-Beschäftigung 





Die Inanspruchnahme von „Security“-Beschäftigung, die sich an behinderte Personen mit 
stark verminderter Arbeitsfähigkeit richtet, ist seit ihrer Einführung stark angestiegen. Die 
große Mehrheit der Teilnehmer/Innen kommt aus dem Lohnkostenzuschuss in dieses 
Programm. Die Übergänge bilden in absoluten Zahlen den größten Fluss zwischen den 
subventionierten Beschäftigungsprogrammen (Schwedische Agentur für öffentliche 
Verwaltung 2011). Sie spiegelt den Zweck der „Security“-Beschäftigung, Unterstützung über 
einen längeren Zeitraum als die vier Jahre beim Lohnkostenzuschuss zu gewähren sowie eine 
Alternative zu geschützter Beschäftigung für Menschen mit schwereren Behinderungen zu 
bieten, wider. 

Die Entwicklungsbeschäftigung ist eine Art von On-the-Job-Schulungsprogramm, um die 
Erwerbsfähigkeit behinderter junger Arbeitsuchender im Alter von 18-25 Jahren zu fördern, 


während diese für eine/n Arbeitgeber/In tätig sind. Wie bei den anderen beiden Systemen 
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kann die Arbeit sowohl im privaten als auch im öffentlichen Sektor erfolgen, die Dauer ist 
jedoch auf maximal ein Jahr begrenzt. Darüber hinaus fällt diese Art von Beschäftigung nicht 
unter das schwedische Kündigungsschutzgesetz. Eine Folge davon ist, dass der/die 
Arbeitgeber/In nicht verpflichtet ist, weitere Arbeit anzubieten, wenn das Programm beendet 
wird. Dies verschafft Arbeitgeber/Innen einen hohen Anreiz, um junge Menschen mit 
Behinderungen, die ansonsten Praktikant/Innenstellen zugewiesen worden wären, zu 
beschäftigen, und scheint einer der Hauptgründe für den Erfolg dieses Programms zu sein. 
Die Folgenbewertung zeigt, dass der Anteil der Teilnehmer/Innen, die nach den 12 Monaten 
einen Job erhalten, signifikant höher ist als bei ansonsten gleichwertigen Arbeitsuchenden 
(Schwedische Agentur für öffentliche Verwaltung 2008). Aus Sicht der Arbeitnehmer/Innen 
bietet dieses Programm einen genuinen Job mit mehr Verantwortung als bei einem einfachen 
Praktikum; es verbessert die Selbstachtung und schafft ein Gefühl der Gemeinschaft mit den 


anderen Mitarbeiter/Innen, was einen positiven Effekt auf die persönliche Entwicklung hat. 


Inanspruchnahme 





Die Beschäftigung auf der Basis von Lohnkostenzuschüssen ist in den vergangenen fünf 
Jahren kontinuierlich zurückgegangen. Seit 2007 hat die Zahl der Teilnehmer/Innen um 
13.589 Personen oder 23% abgenommen. Der Rückgang der lohnbezuschussten Arbeitsplätze 
fiel mit der Einführung der zwei neuen arbeitsmarktpolitischen Initiativen für behinderte 


Personen im Jahr 2006, der Entwicklungs- und der „Security“-Beschäftigung, zusammen. 


Abb. 5: Zahl der Personen in Programmen subventionierter Beschäftigung für behinderte 
Personen, 2007, 2011 
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Quelle: Swedish Public Employment Service (Arbetsförmedlingen) 
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Die drei Formen der Unterstützung ergänzen sich sowohl in Bezug auf Inhalte als auch auf 
Zielgruppen, was auch das Hauptanliegen der politischen Entscheidung zu sein scheint. Dem 
PES zufolge stellt jedoch die relativ niedrige Obergrenze für die Lohnkostensubvention 
(16.700 SEK für alle drei Programme) ein Hindernis für eine (kontinuierliche) positive 
Entwicklung dieser Programme dar.’ Darüber hinaus erfordern die Regeln sowohl der 
lohnbezuschussten als auch der „Security“-Beschäftigung, dass die Subventionen für jeweils 
nur ein Jahr gewährt und jedes Jahr erneuert werden müssen. Dies wird als eine Quelle der 


Unsicherheit für den/die behinderte/n Arbeitnehmer/In angesehen (SPE 2012). 


3.2.3.2 Geschützte Beschäftigung 


In Schweden gibt es zwei Formen von geschützter Beschäftigung: Öffentliche geschützte 
Beschäftigung und Beschäftigung bei Samhall. Der wesentliche Unterschied ist, dass letzteres 
kein Programm der Arbeitsmarktpolitik darstellt, sondern ein Unternehmen im Eigentum des 
Staates mit direkter Finanzierung ist. 

Geschützte Arbeitsplätze in Schweden bedeuten nicht zwangsläufig eine „Sackgasse“ für 
die behinderte Person. Die Arbeitgeber/Innen sind angehalten, ihren Beschäftigten beim 
Übergang in den offenen Arbeitsmarkt zu helfen. Im Falle von Samhall hat die Regierung 
sogar eine jährliche Anforderung gestellt, nach der mindestens 6% der Abgänge aus dem 
Unternehmen einen regulären Job nach sich ziehen sollen. Statistiken zeigen, dass im Laufe 
der Zeit insgesamt fast 25.000 Menschen mit Behinderungen nach der Beschäftigung bei 


Samhall einen Job bei einem/r regulären Arbeitgeber/In erlangen konnten. 


Beschäftigung bei Samhall 





Samhall ist der nationale Anbieter von geschützter Beschäftigung in Schweden. Es wurde 
1980 als staatliche Stiftung mit dem Zweck, sinnvolle Beschäftigung für Menschen mit 
schweren körperlichen, seelischen, geistigen oder sozio-medizinischen Behinderungen sowie 
für Personen mit eingeschränkten Beschäftigungsmöglichkeiten (z.B. Obdachlose, 
Drogenabhängige) zu bieten, gegründet. Das Unternehmen richtet sich vor allem an 
Menschen mit mehrfachen Behinderungen und an Personen mit seelischen oder geistigen 
Behinderungen, die mindestens 40% aller neuen Angestellten bei Samhall ausmachen 


müssen. Seit 1992 arbeitet es als gewinnorientiertes Unternehmen im Staatseigentum mit 





?8 In ihrem Haushaltsentwurf für den Zeitraum 2012-2014 schlägt das PES vor, dass die Obergrenze auf 19.000 
SEK erhöht werden sollte. 
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staatlichen Zuschiissen. Die Rekrutierung und Beurteilung der Bewerber/Innen erfolgt durch 
die Sachbearbeiter/Innen des PES. Ein Arbeitsverhältnis bei Samhall wird nur für den Fall 
gewährt, dass eine Person keine Beschäftigung durch den Einsatz anderer 
Beschäftigungsprogramme erreichen kann, Das Unternehmen bietet verschiedene 
Dienstleistungs- Arbeitsplätze (z.B. Reinigung, Wäscherei, Aufbereitung und Zustellung von 


Mahlzeiten) an 250 Standorten in ganz Schweden.” 


Öffentliche geschützte Beschäftigung 





Öffentliche geschützte Beschäftigung bietet geschützte Jobs für Menschen mit Behinderungen 
im Öffentlichen Sektor vor allem bei Gemeinden und anderen Behörden. Die Regelung 
ergänzt die geschützte Beschäftigung bei Samhall. Die Zielgruppe sind Menschen mit sozio- 
medizinischen Beeinträchtigungen, die aufgrund ihrer Behinderung entweder noch nie 


gearbeitet haben oder für lange Zeit ohne Beschäftigung waren. 


Inanspruchnahme 


Im Jahr 2011 wurden 18.614 Menschen mit Behinderungen (mehr als 90% der Belegschaft) 





bei Samhall beschäftigt, womit diese Art von Beschäftigung die zweitgrößte in Schweden 
nach dem Lohnkostenzuschuss ist. 4.334 Personen hatten einen Arbeitsplatz im Rahmen von 


öffentlichen geschützten Beschäftigungsverhältnissen. 





? Ursprünglich wurden vor allem Fertigungsarbeitsplätze angeboten, die seit den frühen 1990er-Jahren nach und 
nach von Dienstleistungsplätzen ersetzt wurden. Heute bilden kommunale Dienstleistungen einen großen Teil 
der Aktivitäten des Unternehmens (z.B. nicht-pflegerische Dienstleistungen für ältere Menschen). Der Website 
des Unternehmens zufolge hat Samhall seit Anfang der 1990er Jahre mehr als 10.000 neue Arbeitsplätze im 
Dienstleistungsbereich geschaffen. 
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Abb. 6: Zahl der Personen mit Behinderungen in geschützter Beschäftigung, 2007, 2011 
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Quelle: Swedish Public Employment Service (Arbetsförmedlingen) 


Obwohl der Anteil der Arbeitskräfte in geschützter Beschäftigung nach wie vor relativ hoch 
ist, ist die Bedeutung dieser Form der Beschäftigung im Laufe der Jahre etwas 
zurückgegangen — vor allem seit Anfang der 1990er Jahre als Folge der Änderung der Politik 


in Richtung Aktivierung durch Integration. 


3.2.3.3 Unterstützte Beschäftigung 


Barrieren in der Arbeitsumgebung gehören zu zentralen Hindernissen für den Zugang zu 
Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen (OECD 2010). Programme unterstützter 
Beschäftigung zur Überwindung dieser Hindernisse (z.B. durch das Angebot von Zuschüssen 
oder Subventionen an Arbeitgeber/Innen für Anpassungen des Arbeitsplatzes oder für die 
Einstellung eines/r persönlichen Assistent/In) bieten wichtige Impulse für die Integration von 
Menschen mit Behinderungen in den regulären Arbeitsmarkt. 

Derzeit stehen vier Maßnahmen für unterstützte Beschäftigung in Schweden zur 
Verfügung. Dazu gehören persönliche Assistenz, Arbeitsplatzadaptierungen, eingehendes 
Assessment und Beratung, sowie Start-Zuschüsse für behinderte Unternehmer/Innen. 
Persönliche Assistenz und Arbeitsplatzadaptierungen können auch Selbständigen mit einer 
Behinderung gewährt werden. Darüber hinaus können sowohl Arbeitnehmer/Innen in 
regulärer Beschäftigung als auch Teilnehmer/Innen an einem der Beschäftigungsprogramme, 
sei es eine Regelleistung oder eines, das sich speziell an Menschen mit Behinderungen richtet 


(einschließlich Beschäftigung bei Samhall), diese zwei Arten von Unterstützung erhalten. 
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Weitere Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit sind z.B. die 
sogenannten Praktikumssysteme, die es behinderten Arbeitsuchenden, vor allem jungen 
Menschen mit Behinderungen, ermöglichen, sich in verschiedenen Job-Situationen zu 
bewähren und Berufserfahrung an einem Praktikumsarbeitsplatz zu sammeln. In Verbindung 
mit einer eingehenden Beurteilung der Fähigkeiten und Qualifikationen und mit anleitender 
Beratung können solche Systeme auch dazu beitragen, dass sich behinderte Arbeitsuchende 
realistische Ziele bei gegebener Arbeitsmarktsituation und Beschäftigungsmöglichkeiten 


setzen, und damit ihre Chance, eine geeignete Stelle zu finden, erhöhen. 


Persönliche Assistenz 





Das Programm der persönliche Assistenz soll einen finanziellen Ausgleich für 
Arbeitgeber/Innen für die Kosten der Anstellung eines/r persönlichen Betreuer/In schaffen, 
der/die dem/r behinderten Mitarbeiter/In Unterstützung am Arbeitsplatz bietet. Die 
betreffende Person kann ein/e Mitarbeiter/In des Unternehmens sein, oder eine Person, der/die 
speziell für diese Aufgabe eingestellt wird. Die Unterstützung für den/die persönliche/n 
Assistent/In kann bis zu einem Maximum von 60.000 SEK pro Jahr betragen (12.000 SEK für 


Selbständige mit einer Behinderung). 





Adaptierungen am Arbeitsplatz 
Nach dem Antidiskriminierungsgesetz ist der/die Arbeitgeber/In verpflichtet, zumutbare 
Unterstützungs- und Adaptierungsmaßnahmen zu ergreifen, um eine/n Arbeitnehmer/In oder 
eine auszubildende Person mit Behinderung in eine gleichwertige Lage mit Personen ohne 
eine solche Behinderung zu versetzen. Das Konzept der gleichwertigen Lage wird im 
Vergleich zu jener Lage ermittelt, die sich ergeben hätte, wenn der/die Arbeitgeber/In 
seine/ihre Pflicht erfüllt hätte. Während das schwedische Recht nicht spezifiziert, wie eine 
zumutbare Unterstützungs- oder Anpassungsmaßnahme beschaffen sein sollte, liefern das 
Gesetz begleitende legislative Materialien einige Beispiele dafür (z.B. Verbesserungen bei der 
physischen Zugänglichkeit, Erwerb von technischer Unterstützung, Veränderungen bei 
Arbeitsaufgaben, Arbeitszeitregelungen oder Arbeitsverfahren). Bei der Feststellung, ob die 
erforderliche Adaption zumutbar ist oder nicht, werden die Möglichkeit des Unternehmens 
die Kosten zu tragen, die Möglichkeit die Maßnahme durchzuführen, die erwartete Dauer der 
Beschäftigung sowie die erhaltenen staatlichen Subventionen berücksichtigt. Der Umfang der 
Pflicht basiert im Wesentlichen auf einer rationalen Abwägung von Interessen. 

Subventionen für Arbeitsplatzadaptierungen beziehen sich sowohl auf individuelle 


Arbeitshilfen für die behinderte Person als auch auf spezielle Vorkehrungen am Arbeitsplatz 
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sowie Behelfe, die dem/r Arbeitgeber/In gewährt werden. Der/die Arbeitgeber/In bzw. der/die 
behinderte Arbeitnehmer/In können jeweils Unterstützung bis zu einer Obergrenze von 
100.000 SEK erhalten, aber auch ein höherer Betrag kann im Falle des Vorliegens von 
besonderen Gründen bewilligt werden (z.B. Notwendigkeit der Anschaffung spezieller 
Computer-Software). Der Zuschuss kann für die ersten 12 Monate der Beschäftigung gewährt 
werden. Danach ist der/die Arbeitgeber/In für die Finanzierung von Hilfsmitteln 


verantwortlich. 


Assessment und Beratung 





Das im Jahr 2006 eingeführte Programm “eingehendes Assessment und Beratung” bietet über 
einen Zeitraum von bis zu 12 Wochen eine Betreuung für Menschen, die zwar keine definierte 
Behinderung aufweisen, aber Hilfe benötigen. Es wird oft als Einstiegsprogramm bezeichnet, 
da es zum Ziel hat, den/die Klient/In zu registrieren und festzustellen, welche 
Arbeitsaufgaben er/sie erledigen kann. Die erste Einstufung wird von einem/r PES-Berater/In 
zusammen mit dem/r Arbeitgeber/In durchgeführt. Dann bietet der/die Berater/In 
seinem/ihrem Kunden Beratung bis zum schrittweisen Auslaufen des Programms. Während 
der 12 Wochen besteht kein Arbeitsverhältnis und der/die „Arbeitnehmer/In“ erhält ein 
Taggeld. Wegen der geringen Akzeptanz und der großen Überschneidungen mit der 
beruflichen Rehabilitation hat die schwedische Agentur für Öffentliche Verwaltung der 
Regierung bereits zwei Jahre nach der Einführung vorgeschlagen, die Maßnahme wieder 


einzustellen. 


Startzuschüsse für Unternehmer/Innen 





Dieselbe Agentur äußerte auch Kritik an den Start-Zuschüssen für behinderte 
Unternehmer/Innen. Diese Unterstützung wurde im Jahr 2006 mit der Absicht eingeführt, 
dieser Zielgruppe eine bessere Chance auf den Eintritt in den Arbeitsmarkt durch Gründung 
und Führung eines eigenen Unternehmens zu verleihen. In ihrer Beurteilung weist die 
Agentur auf eine bereits bestehende allgemeine Unternehmensstart-Initiative des PES hin, an 
der behinderte Menschen ebenso teilnehmen können. 

Zusätzlich scheinen Personen mit Behinderungen, wie auch die geringe Zahl der 


potenziellen Unternehmer/Innen mit einer Behinderung unter den allgemeinen Start-Zuschuss 
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Teilnehmer/Innen nahelegt (ca. 3.000 Personen), eine geringer Risikobereitschaft zur 


Gründung eines Unternehmens aufzuweisen.” 


Inanspruchnahme 





Im Jahr 2011 erhielten 11.500 Personen persönliche Assistenz, mehr als doppelt so viele wie 
im Jahr 2007. Von Adaptierungen am Arbeitsplatz waren fast 6.400 Personen betroffen. Rund 
6.100 Personen nahmen an Assessment und Beratung teil. Die Startzuschüsse für behinderte 


Unternehmer/Innen wurden nur wenig in Anspruch genommen. 


Abb. 7: Zahl der Personen in Programmen unterstützter Beschäftigung für behinderte 
Personen, 2007,2011 





20.000 ©2007 @2011 
15.000 
10.000 
5.000 u 
0 
Persönliche Adaptierungenam Assessment und Startzuschüsse für 
Assistenz Arbeitsplatz Beratung Unternehmer/Innen 


Quelle: Swedish Public Employment Service (Arbetsförmedlingen) 


3.2.3.4 Berufliche Rehabilitation 


Der Zweck des Programms beruflicher Rehabilitation ist die Unterstützung von Menschen mit 
Krankheits- oder Invaliditätsleistungen, die arbeitslos sind oder aufgrund ihrer 
Beeinträchtigung nicht in eine Arbeit zurückkehren können. Die Bewertung der 
Notwendigkeit einer beruflichen Rehabilitation wird von der Sozialversicherungsanstalt (SIA) 
durchgeführt. Die häufigsten Diagnosen sind psychische Störungen und Erkrankungen des 
Bewegungsapparates. Während die SIA administrative und finanzielle Unterstützung bietet, 


stellt das PES Rehabilitationsmaßnahmen bereit, die bis zu einem Jahr dauern können. Diese 





3% Da dieses Problem nicht mittels einer speziellen finanziellen Unterstützung gelöst werden kann, wurde vom 
PES eine Reform des öffentlichen Versicherungssystems vorgeschlagen, um die soziale Sicherheit für 
Unternehmer/Innen zu erhöhen. 
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Aktivitäten beinhalten typischerweise Beratung, Arbeitstraining und Unterstützung bei der 
Arbeitssuche. 

Das Programm der beruflichen Rehabilitation sollte zwei explizite Zielvorgaben im 
Zeitraum 2006-2010 erfüllen. Zum einen sollten jedes Jahr mindestens 15.000 Personen eine 
berufliche Rehabilitation beginnen (entspricht etwa 3% aller Menschen, die im Jahr 2010 
Krankheits- oder Invaliditätsleistungen erhielten). Zum anderen sollten 40% der 
Teilnehmer/Innen ein Jahr nach Eintritt in das Programm in Arbeit oder Ausbildung sein. 
Dies umfasst sowohl nicht subventionierte als auch subventionierte Beschäftigung, reguläre 
Ausbildung und berufliche Trainingsprogramme. Während das erste Ziel nur im Jahr 2009 
erreicht wurde (mehr als 16.000 Personen, 2010 sank die Zahl auf 12.000), wurde das zweite 
Ziel in keinem einzigen Jahr erfüllt. Im Jahr 2010 lag die Exit-Rate von Personen in 
Beschäftigung oder in Ausbildung deutlich unter 30%. Darüber hinaus könnten derartige 
quantitative Ziele auch negative Selektionseffekte auslösen, indem die Case-Manager/Innen 
Personen für die Rehabilitation auswählen, die auch ohne diese Maßnahme ausgekommen 
wären, während Personen mit größeren Problemen, die den größten erwarteten Gewinn von 


einer Teilnahme hätten, nicht selektiert werden. 


3.2.3.5 Relevante Institutionen 


Die wichtigste nationale Behörde mit Verantwortung für die Umsetzung, Finanzierung und 
Verwaltung praktisch aller Arbeitsmarktprogramme ist das öffentliche Arbeitsmarktservice 
(PES). Mit Ausnahme von der Beschäftigung bei Samhall erfordert die Teilnahme an allen 
Beschäftigungsprogrammen, dass die Antragsteller/Innen beim PES registriert sind. Der 
Registrierung geht eine Beurteilung der Arbeitsfähigkeit voraus, die von einem/r 
Sachbearbeiter/In des PES durchgeführt wird. Es bietet auch berufliche Rehabilitation für 
behinderte Arbeitsuchende. Das PES spielt eine wichtige Rolle beim Monitoring von 
Anträgen und bei der Überwachung von durch die Antragsteller/Innen zu erfüllenden 
Anforderungen bei der aktiven Arbeitssuche sowie der Annahme von Programmzuweisungen 
und Jobangeboten. 

Die beiden anderen wichtigsten öffentlichen Akteure, die eng mit dem PES zusammen 
arbeiten, sind die Sozialversicherungsanstalt (SIA), die die Sozialversicherungsleistungen 
einschließlich Krankheits- und Behinderungsleistungen verwaltet, und die Gemeinden. 
Obwohl sich in der schwedischen öffentlichen Verwaltung der Schwerpunkt auf der lokalen 
Ebene befindet, sind die Finanzierung und Verwaltung von arbeitsmarktpolitischen 


Programmen zentralisiert. Die Aktivitäten des PES, das über mehrere Arbeitsämter im ganzen 
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Land verfiigt, die mit den Gemeinden und Kreisverwaltungen zusammenarbeiten, sind auf die 
Leistungsbereitstellung beschränkt. 

Die Zusammenarbeit zwischen PES und SIA wurde als Folge einer großen 
institutionellen Reform im Jahr 2005 ausgebaut. Vorausgehende Evaluationen zeigten, dass 
während es eine offensichtliche Uberschneidung in den Verantwortlichkeiten der beiden 
Verwaltungseinheiten gab, ihnen im Umgang mit Klient/Innen, die ,,zwischen“ die 
Verantwortung der beiden Einheiten fielen, entsprechendes Know-How fehlte (EIM 2002). 
Eine der Intentionen der Reform war die Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den 
beiden Behörden, wodurch eine bessere Konzentration auf gemeinsame Klient/Innen 
entstehen sollte. Seit 2005 arbeiten die beiden Behörden eng zusammen; es wird ein 
gemeinsamer jährlicher Agenturplan ausgearbeitet und Sachbearbeiter/Innen von PES und 
SIA haben regelmäßige Treffen zur Diskussion und Beschlussfassung in Einzelfällen. Die 
Reform involvierte auch ein besonderes Finanzierungsmodell zur Überwindung 
administrativer Ineffizienzen, das von der OECD (2009) als Good-Practice Beispiel 
hervorgehoben wurde. 

Das PES hat auch eine enge Partnerschaft mit den Arbeitgeber/Innen und Industrie- 
Organisationen entwickelt. Ziel ist es, das Fachwissen in Bezug auf Rekrutierung und Fragen 
der Qualifikation auszubauen, und Informationen darüber auszutauschen, wie die Bedürfnisse 
der Arbeitgeber/Innen besser auf die Fähigkeiten der Arbeitsuchenden abgestimmt werden 
können. Interessierte Arbeitgeber/Innen erhalten eine/n eigene/n Ansprechpartner/In, der/die 
Unterstützung in unterschiedlichen Rekrutierungsfragen bietet. Im Falle von großen und 
landesweiten Bewerbungszuweisungen übernimmt eine spezielle Service-Organisation eine 
koordinierende Rolle. 

Außerhalb des Bereichs der öffentlichen Verwaltung gibt es eine Reihe von Akteuren, die 
Maßnahmen des Beschäftigungstrainings und der beruflichen Rehabilitation anbieten. Dazu 
gehören sowohl private als auch Non-Profit-Organisationen, die vom PES, der SIA oder von 
lokalen Gemeinden unter Vertag genommen werden und einen Teil von deren 
Dienstleistungen anbieten.’ Obwohl die Rolle der privaten Anbieter/Innen in Schweden 
traditionell begrenzt ist, dürfen diese seit 1992 tätig sein.” Eine empirische Evaluation über 


die Auswirkungen der Auslagerung von Beschäftigungsdienstleistungen konnte keinen 





*! Beispiele hierfür sind MISA AB, die individuelle Betreuung für Menschen mit Behinderungen in Form von 
Rehabilitation und Beurteilung der Arbeitsfähigkeit bietet, sowie die Activa-Stiftung, die Unterstützung bei der 
Arbeitssuche und bei Schulungs- und Ausbildungsprogrammen bietet. 


32 Sie sind jedoch noch sehr stark reguliert und dürfen z.B. vermittelnde Dienstleistungen arbeitsuchenden 
Personen nicht in Rechnung stellen. 
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Beschäftigungseffekt für behinderte Personen bei der Inanspruchnahme der Dienste eines 
privaten Anbieters feststellen (Bennmarker et al. 2009). Die Ergebnisse deuten nicht 
daraufhin, dass behinderte Arbeitsuchende sich in diesem Fall für mehr Jobs bewerben oder 


mehr Kontakte zu potentiellen Arbeitgeber/Innen haben.” 


3.2.4 Kündigungsschutz 


Der Kündigungsschutz ist in Schweden traditionell stark ausgeprägt. Dies spiegelt sich in den 
Arbeitsgesetzen wider, die die Beschäftigungsrechte schützen und sicherstellen, dass 
Arbeitnehmer/Innen nicht ohne angemessene Begründung und Ankündigung gekündigt 
werden. 

Das Schwedische Kündigungsschutzgesetz von 1982 verbietet die Kündigung ohne 
angemessene Kündigungsfrist, die i.d.R. zwischen einem und drei Monaten beträgt, je 
nachdem wie lange der/die Mitarbeiter/In im Unternehmen angestellt war. Im tatsächlichen 
Falle einer Kündigung wird dem/r gekündigten Arbeitnehmer/In Priorität für eine 
Wiedereinstellung für bis zu neun Monate danach garantiert. 

Das Kündigungsschutzgesetz bietet besonderen Schutz für Menschen mit Behinderungen. 
Während im Falle von Freisetzungen üblicherweise das Senioritätsprinzip angewendet wird — 
ein/e Arbeitnehmer/In hat das Recht, in eine Position versetzt zu werden, für die er/sie über 
ausreichende Qualifikationen verfügt, wenn er/sie ein längeres Dienstalter als der/die 
Mitarbeiter/In in dieser Position aufweist — erhält eine Person mit verminderter 
Erwerbsfähigkeit Priorität für eine Weiterbeschäftigung unabhängig von ihrem Dienstalter, 
wenn dies ohne erheblichen Nachteil für den/die Arbeitgeber/In erreicht werden kann. Dies 
stellt eine bevorzugte Behandlung gegenüber anderen Mitarbeiter/Innen dar; schließt aber 
keinen Anspruch auf bevorzugte Behandlung ein, wenn der/die Arbeitgeber/In darüber 
entscheidet, welche Arbeitsplätze z.B. aufgrund von Redundanz aufzulösen sind. 

Darüber hinaus wird diese Regel durch die Beschäftigungsmitbestimmung am 
Arbeitsplatz von 1974 ergänzt, die den/die Arbeitgeber/In dazu verpflichtet, den 
Gewerkschaften regelmäßig Informationen über die Finanzlage des Unternehmens, die 
Personalpolitik, sowie über jegliche Schrumpfungs- oder Umstrukturierungspläne zur 
Verfügung zu stellen. Das Gesetz enthält auch Vereinbarungen über sinnvolle 
Arbeitsaufgaben, häufig einschließlich verbindlicher Vorschriften zur Entwicklung von 


Befähigungen. 





33 Die Ergebnisse sollten allerdings wegen der relativ kleinen Stichprobe mit Vorsicht interpretiert werden. 
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Obwohl geschützte Arbeit als Beschäftigung betrachtet wird, fällt sie nicht unter das 
Kündigungsschutzgesetz. Daher gilt der oben erwähnte besondere Schutz nicht für diejenigen 
behinderten Menschen, die im Rahmen von öffentlicher geschützter Beschäftigung oder 
geschützter Beschäftigung bei Samhall angestellt sind.” In ihrem Fall wird ein 
Kündigungsschutz über Tarifverträge gewährt. Zusätzlich wird die Beschäftigungssicherheit 
bei Samhall durch eine Vereinbarung zwischen dem Staat und dem Unternehmen verstärkt, 
nach dem ,,Samhall es so weit wie möglich vermeiden muss, Arbeitnehmer/Innen mit 
funktionellen Einschränkungen aufgrund eines Rückgangs des Arbeitsaufkommens redundant 


zu machen (Samhall 2011, 21). 


3.2.5 Gesamtbeurteilung 


Auf Basis der EU-SILC Daten für 2009 fällt die Gesamterwerbsquote von Menschen mit 
Behinderungen in Schweden unter den untersuchten Ländern mit 48% durchschnittlich aus,” 
die Teilzeitquote mit 40% eher hoch. Die Erwerbsquote von behinderten Frauen ist mit 47% 
relativ hoch, jene von behinderten Personen ab 45 Jahren ist mit mehr als 50% die höchste 
unter den untersuchten Ländern. 

Die Tatsache, dass Schweden in Europa eine der höchsten Beschäftigungsquoten bei 
Menschen mit Behinderungen aufweist, deutet auf die erfolgreiche Realisierung eines 
integrativen Arbeitsmarktes hin. Im schwedischen Kontext wird dies durch eine Reihe von 
Aktivierungsmaßnahmen und andere nicht-arbeitsmarktbezogene Strategien, welche speziell 
auf behinderte Menschen ausgerichtet sind, erreicht. Erklärtes Ziel ist sicherzustellen, dass 
benachteiligte Gruppen auf dem Arbeitsmarkt verbleiben, bzw. dass jenen Personen, die 
aufgrund ihrer reduzierten Arbeitsfähigkeit bisher keinen regulären Job hatten, Arbeitsplätze 
zur Verfügung gestellt werden. Letzteres verweist auf Integrationsmaßnahmen, die finanzielle 
Anreize für Arbeitgeber/Innen bieten, behinderte Arbeitsuchende einzustellen. In Schweden 
umfasst dies verschiedene Arten von Lohnsubventionen und unterstützter Beschäftigung. 

Die Gesamtausgaben für aktive Arbeitsmarktprogramme für behinderte Personen 
erreichen mit 1,7% Teilnehmer/Innen an der Bevölkerung im Erwerbsalter und Ausgaben von 


rund 0,5% des BIP im Jahr 2010 ein deutlich überdurchschnittliches Niveau. Bei den 





%4 Im Gegensatz dazu kennt das Antidiskriminierungsgesetz keine Ausnahme für Arbeitnehmer/Innen in 
geschützter Beschäftigung. 


35 Zum Vergleich Beschäftigungsquote von Personen mit Behinderungen 2007 basierend auf EU-SILC 2007 und 
Arbeitskräfteerhebung 2005/6: 62% (OECD 2010, 51). Für Schweden ergibt sich die geringere 
Gesamterwerbsquote in EU-SILC 2009 aus der niedrigen Erwerbsquote in der Altersgruppe 16-24 Jahre. 
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Maßnahmenkomplexen ist vor allem die subventionierte, aber auch die geschützte 
Beschäftigung von Bedeutung. Wie in den meisten anderen europäischen Ländern liegen die 
Ausgaben für Programme unterstützter Beschäftigung nach wie vor unter dem Niveau der 
Programme für subventionierte oder sogar geschützte Beschäftigung, es zeigt sich aber eine 
steigende Tendenz. Die Zahl jener Personen, die persönliche Assistenz in Anspruch nehmen, 
hat sich zum Beispiel seit 2007 mehr als verdoppelt. Die entgegengesetzte Tendenz kann im 
Hinblick auf geschützte Arbeitsplätze beobachtet werden, die jedoch auch heute noch eines 
der größten Programme zur Förderung der Beschäftigung für Menschen mit insbesondere 
schweren Behinderungen darstellen. Allerdings verweist die hohe Zahl der Teilnehmer/Innen 
an Beschäftigung im staatseigenen Unternehmen Samhall auch auf den Mangel an Anreizen 
für Arbeitgeber/Innen, die am meisten benachteiligten Personen mit schwerer körperlicher 
oder geistiger Behinderung einzustellen. 

Zu Maßnahmen für die Aufrechterhaltung von Arbeitsplätzen zählen Regulierungen, die 
ihren Fokus auf der Krankenstandsphase haben, sowie die Bereitstellung von Anreizen für 
Arbeitgeber/Innen und Arbeitnehmer/Innen auch bei einer Historie von längeren Fehlzeiten 
aufgrund gesundheitlicher Probleme im Job zu verbleiben. Dies ist das Ziel eines neuen 
Prozesses, der sogenannten Rehabilitationskette, die in Schweden im Jahr 2008 implementiert 
wurde. Während dieses Prozesses sind Arbeitgeber/Innen und Arbeitnehmer/Innen 
gemeinsam für die zu treffenden Maßnahmen verantwortlich. Der/die Arbeitgeber/In ist für 
rehabilitative Maßnahmen zuständig und hat alle erforderlichen Adaptierungen vorzunehmen, 
um eine adäquatere Beschäftigung für seine/n Mitarbeiter/In am Arbeitsplatz zu gewähren 
(oder dabei zu helfen, einen Arbeitsplatz bei einem/r anderen Arbeitgeber/In zu sichern). 
Auch von dem/r Arbeitnehmer/In wird eine aktive Beteiligung an diesem Prozess erwartet. 

Eine Reihe von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen in Schweden legt auch einen starken 
Fokus auf Prävention. Dies umfasst die Entwicklung am Arbeitsplatz (eines der Programme 
subventionierter Beschäftigung bietet jungen Menschen mit Behinderungen Ausbildung am 
Arbeitsplatz an), die Qualifikationslücken, die zu Kündigung oder zu Frühverrentung wegen 
unzureichender Fähigkeiten führen können, vorbeugen soll, und eingehende Beurteilung und 
anleitende Beratung im Rahmen unterstützter Beschäftigung, bei der behinderte 
Arbeitssuchende in verschiedenen beruflichen Situationen getestet werden und 
Berufserfahrung an einem Probearbeitsplatz sammeln können. Weiters gibt es legislative 
Maßnahmen wie das Gesetz zur Arbeitsumgebung, das das Entstehen von Krankheiten und 


arbeitsbedingte Schädigungen verhindern soll. 
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Die Aufhebung von bestimmten Elementen in Politik oder Gesetzgebung, die behinderte 
Menschen z.B. aus Angst, dauerhaft Rentenanspriiche oder andere Sozialleistungen zu 
verlieren, von einer Beschäftigung abhalten könnten, sollte wiederum dabei helfen, Menschen 
mehr Anreize für eine Beschäftigungsaufnahme bzw. Teilnahme am Arbeitsprozess zu bieten. 
Derartige Anreize sind ein wichtiges Merkmal der Behindertenpolitik in Schweden, wo 
Bezieher/Innen von Invalidenrenten die Möglichkeit haben, auf Basis ihrer verbliebenen 
Arbeitsfähigkeit eine Beschäftigung aufzunehmen. Im Falle von Teilleistungen dürfen 
Empfänger/Innen abhängig vom Grad der Arbeitsunfähigkeit einer bezahlten Beschäftigung 
nachgehen. Selbst Personen, die zu einer vollen Invalidenrente berechtigt sind, können eine 
Stunde pro Tag arbeiten und dabei bis zu einem Achtel des normalen Vollzeit-Einkommens in 
der jeweiligen Beschäftigung verdienen. Darüber hinaus wurde eine neue Maßnahme, das 
sogenannte ruhende Krankengeld, im Jahr 2009 eingeführt, das Anreize zur Arbeitsrückkehr 
für Menschen, die für mindestens ein Jahr Invalidenrente bezogen haben, bereitstellt. 
Begünstigte können für maximal zwei Jahre ohne Verlust ihres Anspruchs auf Invalidenrente 
arbeiten und während dieses Zeitraums die Beschäftigung jederzeit beenden. Zusätzlich haben 
Personen, die diese Maßnahme beantragen wollen, auch die Möglichkeit, um eine Testphase 
von bis zu drei Monaten anzusuchen. 

Im Hinblick auf den rechtlichen und institutionellen Rahmen scheint die schwedische 
Politik dabei erfolgreich zu sein, die Verpflichtungen des/r Arbeitgeber/In bei der 
Weiterbeschäftigung von Mitarbeiter/Innen auszuweiten, ohne dass dies zu einem Hindernis 
für die Einstellung von Arbeitsuchenden wird. So sind etwa die individuellen 
Kündigungsschutzregelungen in regulären Arbeitsverträgen im Vergleich zu anderen 
europäischen Ländern streng, die Verhandlungen mit den Sozialpartnern (flexible 
Kollektivverträge) und die Anwendung von befristeten Verträgen sorgen jedoch für eine 
gewisse Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt. Während im Falle von Freisetzungen 
üblicherweise das Senioritätsprinzip angewendet wird, erhält eine Person mit verminderter 
Erwerbsfähigkeit Priorität für eine Weiterbeschäftigung unabhängig von ihrem Dienstalter, 
wenn dies ohne erheblichen Nachteil für den/die Arbeitgeber/In erreicht werden kann. 

Die Koordination und Förderung von Partnerschaften zwischen Organisationen gelten als 
wichtige organisatorische Aspekte, die einen positiven Einfluss auf den Erfolg von 
Beschäftigungsmaßnahmen haben (OECD 2010). Die Verbesserung der Zusammenarbeit 
zwischen den öffentlichen Arbeitsvermittlungsdiensten und den Arbeitgeber/Innen sowie 
Investitionen in engere und bessere Arbeitsbeziehungen mit Arbeitgeber/Innenorganisationen 


könnten sich als effektive Werkzeuge erweisen, um die Verantwortlichkeit und die Anreize 
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für Arbeitgeber/Innen, mehr behinderte Menschen in Beschäftigung zu bringen, weiter zu 
stärken. Der pro-aktivere Ansatz seitens der Arbeitsvermittlung ist ein weiterer wichtiger 
Faktor bei der Steigerung der Effektivität der aktiven Arbeitsmarktpolitik für behinderte 
Arbeitsuchende und Arbeitnehmer/Innen. Die enge Zusammenarbeit zwischen den 
wichtigsten Öffentlichen Akteuren (öffentliche Arbeitsvermittlung und Sozialversicherung) 
durch regelmäßige Treffen, Austausch von Informationen und Quersubventionierung kann 
sicherstellen, dass Menschen mit Behinderungen die richtige Unterstützung zum richtigen 


Zeitpunkt bekommen. 


3.3 Niederlande 


3.3.1 Einleitung 
3.3.1.1 Grundzüge und zentrale Reformschritte 


Die Niederlande sind als eines der Paradebeispiele für effektive Reformen im Bereich der 
Behindertenpolitik in den letzten zwei Jahrzehnten zitiert worden (Prinz/Tompson 2009). Der 
SCP-Bericht (2007) identifiziert drei Hauptgruppen von politischen Maßnahmen im 


Zusammenhang mit der Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen: 


e Maßnahmen, die den (Weiter)Bezug von Kranken- und Invaliditätsleistungen 


erschweren; 


e Maßnahmen, die Anreize für Arbeitgeber/Innen bieten, Arbeitnehmer/Innen mit 
Behinderungen (weiter) zu beschäftigen, u.a. durch die Aufbürdung eines Teils der 


Kosten von Invaliditätsleistungen; und 


e Maßnahmen zur Einrichtung von Integrations- und Rehabilitationsprogrammen, wie z.B. 
Anpassungen am Arbeitsplatz und Schulungen unter Einbeziehung der Arbeitgeber/Innen 


sowie Subventionen für entstehende Kosten für diese Programme. 


Diese Maßnahmen sind durch eine Verlagerung der Verantwortlichkeiten vom Staat auf die 
Arbeitgeber/Innen und  Arbeitnehmer/Innen bzw. eine Verschärfung von 
Anspruchsbedingungen auf Invaliditätsleistungen geprägt. Viele dieser Maßnahmen führten 
aber auch zu einer teilweisen Individualisierung von Risiken, die mit ein Grund sein könnte, 
warum der Arbeitsmarkt bzw. die Arbeitgeber/Innen nicht mehr Arbeitnehmer/Innen mit 


Behinderungen aufgenommen haben. 
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3.3.1.2 Definition von Behinderung 


In den Niederlanden gilt eine Person als behindert, „wenn sie aufgrund einer körperlichen 
oder geistigen Beeinträchtigung in ihrer Funktionsfähigkeit eingeschränkt“ ist. Dabei muss es 
sich um einen langanhaltenden oder dauerhaften Zustand handeln, der die Person in ihrer 
persönlichen Entwicklung gefährdet. Neben dieser weitverbreitetsten Definition von 
Behinderung gibt es jedoch noch zahlreiche weitere Begriffsbestimmungen, z.B. für die 
Anspruchsberechtigung auf bestimmte Transferleistungen oder arbeitsmarktpolitische 


Maßnahmen (Europäische Kommission/MISSOC 2003). 


3.3.1.3 Empirische Daten 


Nationale Daten 





Im Jahr 2010 betrug die Erwerbsquote von Menschen mit teilweiser Arbeitsunfähigkeit 57%, 
jene von Personen mit Behinderungen 39%, im Vergleich zu 72% von Menschen ohne 
chronische Krankheiten und ohne Bezug von Leistungen aufgrund von Arbeitsunfähigkeit. 
Korrigiert um Veränderungen im Geschlechts- und Altersprofil der Gruppe, hat die 
Erwerbsquote von Personen mit teilweiser Arbeitsunfähigkeit seit 2002 leicht (um 2 
Prozentpunkte) zugenommen, während jene für Personen mit Behinderungen konstant 
geblieben ist. Die durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitsstunden von Personen mit 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen sind in den letzten Jahren stärker zurückgegangen als 


jene von nicht beeinträchtigten Personen (SCP 2012).°° 


Internationale Daten 


Im Jahr 2009 weisen die Niederlande unter den untersuchten Ländern mit 25% den EU-SILC 





Daten zufolge den höchsten Anteil an von gesundheitlichen Einschränkungen betroffenen 
Personen im Erwerbsalter auf. Auch der Unterschied zwischen Frauen (22%) und Männern 
(28%) erreicht mit 6 Prozentpunkten das höchste Ausmaß. Von den über 45-jährigen 
Personen gibt mehr als jede/r Dritte eine Behinderung an, von den Personen im Alter von 16 
bis 24 Jahren mehr als jede/r Sechste. Immerhin mehr als jede zweite behinderte Person ist 
erwerbstätig; die Teilzeitquote ist jedoch mit 43% von den untersuchten Ländern am 
höchsten, wobei die Teilzeitquote in den Niederlanden generell hoch ausfällt. Die 


Erwerbsquote von behinderten Frauen erreicht mit 46% ein gehobenes Niveau, bei 





°° Die strikteren Zugangskriterien zu Invaliditätsleistungen (vgl. weiter unten 3.3.4) bedeuten, dass Personen mit 
Einschränkungen in der Arbeitsfähigkeit im Durchschnitt mehr Beeinträchtigungen aufweisen als ihre Pendants 
einige Jahre zuvor. Ebenso spielt auch die wirtschaftliche Rezession eine Rolle. 
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behinderten Personen über 45 Jahren ist immerhin noch fast jede/r Zweite erwerbstätig. Die 
Armutsgefahrdungsrate von behinderten Personen erreicht mit 18% einen eher geringen Wert 


(Frauen: 19%). 


3.3.2 Antidiskriminierung-/Gleichstellungs-Gesetzgebung 


Die Grundlage der niederlandischen Gleichbehandlungs- und 
Antidiskriminierungsgesetzgebung ist der erste Artikel der Verfassung von 1983. Dieser 
Artikel beschreibt mehrere Griinde, aus denen Diskriminierung explizit verboten ist: ,,(...) alle 
Menschen in den Niederlanden (...) sollen unter gleichen Umständen gleich behandelt werden. 
Diskriminierung aufgrund von Rasse, Religion, Weltanschauung, der politischen Meinung, 
Geschlecht oder aus welchen anderen Gründen auch immer, ist nicht zulässig.“ 

Der Grund „Behinderung“ wurde nicht explizit in diesen Artikel aufgenommen. Die 
Formulierung „aus welchen anderen Gründen auch immer“ umfasst jedoch u.a. 
„Behinderung“. Es gab eine lange politische Diskussion, ob die geschützte Kategorie 
„Handicap“ bzw. Behinderung ausdrücklich als spezifischer Grund in der Verfassung erwähnt 
werden sollte. Beispielsweise sah im Jahr 1994 die Parlamentsmehrheit keine diesbezügliche 
Notwendigkeit, da davon ausgegangen wurde, dass Personen mit einer Behinderung in den 
Niederlanden nicht diskriminiert werden. 

Um über entsprechende Evidenz zu verfügen, wurde jedoch in der Folge eine Studie in 
Auftrag gegeben, um das Ausmaß von Diskriminierung aufgrund von Behinderung 
festzustellen. Sie kam zu dem Ergebnis, dass viele Menschen aufgrund ihrer Behinderung 
diskriminiert werden (den Ouden et al. 2011). Als Hauptursache wurde nicht mutwillige 
Diskriminierung sondern mangelndes Wissen über die Bedürfnisse von Personen mit 
Behinderungen identifiziert. Es wurde vorgeschlagen, einen neuen rechtlichen Rahmen zur 
Bekämpfung dieser Art von Diskriminierung zu entwickeln. Diesem Vorschlag wurde 
schließlich mit dem Gesetz über die „Gleichbehandlung aufgrund einer Behinderung oder 
chronischen Krankheit“ von 2003 entsprochen. Auch wurden seit 2006 verschiedene 
Antidiskriminierungsbestimmungen im Strafgesetzbuch hinzugefügt. Das Gesetz von 2003 
bietet Schutz vor Diskriminierung aufgrund jeglicher Art von Behinderung oder chronischen 


Erkrankung. Sein Anwendungsbereich umfasst u.a.: 


e Beschäftigung: dies inkludiert Rekrutierung, Auswahl und Einstellung von Personal; 
Arbeitsvermittlung; Eintritt in und Beendigung eines Arbeitsverhältnisses; Anstellung im 


allgemeinen öffentlichen Dienst und Beendigung der Anstellung; 
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Beschäftigungsbedingungen; Bezahlung; Bildung und Ausbildung während oder vor 


einem Arbeitsverhältnis; Beförderung und Arbeitsbedingungen. 


Berufswahl: Dazu gehören die Bedingungen für einen Beruf und den Zugang dazu, 


Trainingsmöglichkeiten und Entwicklung im Beruf. 


Berufliche Ausbildung: Dazu zählt die Gewährung des Zugangs zu und der Bereitstellung 
von Berufsorientierung und Beratung, Gewährung des Zugangs zu, Angebot und 
Abhaltung von Prüfungen und des Bildungsabschlusses in Hinblick auf den Eintritt und 


das Fortkommen auf dem Arbeitsmarkt. 


Die Mitgliedschaft bei einer Arbeitnehmer/Innenvertretung oder bei einer 


Arbeitgeber/Innenorganisation. 


Das Gesetz enthält drei explizite Ausnahmen, nach denen unmittelbare Diskriminierung 


erlaubt ist: 


Wenn dies aus gesundheitlichen oder sicherheitstechnischen Gründen (z.B. die 


Kündigung einer/s Chirurg/In mit Hepatitis B) notwendig ist; 
aus Gründen von positiver Diskriminierung (zur Beseitigung struktureller Ungleichheit); 


wegen spezieller Vorschriften oder Einrichtungen, die die Integration von Menschen mit 
Behinderungen gewährleisten oder fördern (wie die Vorschrift auf Basis des Gesetzes zur 


Arbeitswiedereingliederung, das einen finanziellen Ausgleich hierfür bietet). 


Das Verbot von mittelbarer Diskriminierung kennt ebenfalls Ausnahmen. Die Kriterien 


wurden am Europäischen Gerichtshof in Bezug auf eine objektive Rechtfertigung der 


mittelbaren Diskriminierung nach Geschlecht entwickelt. Diese sind: 


Die benachteiligende mittelbare Diskriminierung erfolgt nicht aufgrund des geschützten 


Merkmals Behinderung; 


der Zweck der Diskriminierung erfüllt einen tatsächlichen Bedarf eines/r Arbeitgeber/In 


oder ein notwendiges Ziel der Sozialpolitik eines Mitgliedsstaates. 


Im Gesetz wird explizit festgehalten, dass ein wesentlicher Teil zur Gewährung von Nicht- 


Diskriminierung aufgrund von Behinderung am Arbeitsplatz als die Verpflichtung zur 


Bereitstellung von „wirksamen und notwendigen‘ Adaptierungen erachtet wird (vgl. 3.3.5.3). 
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Es gibt zwei Möglichkeiten zur Durchsetzung der gesetzlichen Anti-Diskriminierungs- 
Bestimmungen: den Gang vor Gericht oder zur Gleichbehandlungskommission (mit der 
anschließenden Option Gericht). Die Gleichbehandlungskommission kann um eine offizielle 
Stellungnahme ersucht werden, welche ein unverbindliches Urteil darstellt, und für ein 
gerichtliches Verfahren verwendet werden kann. Nach dem Jahresbericht der 
Gleichbehandlungskommission von 2010 gab es im Gesamtjahr 71 Fälle von Verdacht auf 
Diskriminierung aufgrund von Behinderung (17% aller Fälle der 
Gleichbehandlungskommission). Die meisten dieser Fälle betraf Diskriminierung bei einer 


Beschäftigung (ILO 2012). 


3.3.3 Quotensystem 


Mit 1. Januar 2006 wurde die verbindliche Beschäftigungsquote für behinderte Personen 
abgeschafft und stattdessen ein Ziel von 2 bis 5% in den Öffentlichen und privaten Sektoren 
implementiert. Dieses Ziel soll auf freiwilliger Basis erreicht werden. Alle Personen, für die 
Adaptierungen am Arbeitsplatz vorgenommen wurden, oder für die Adaptierungen 
erforderlich waren, um eine Arbeit aufzunehmen, können in die Berechnung der Quotenziele 
einbezogen werden. Im Jahr 2009 wurde die Wiedereinführung einer verbindlichen Quote 
nochmals diskutiert, die niederländische Regierung entschied sich jedoch letztlich dagegen. 
Stattdessen weist die Regierung große nationale Unternehmen, 
Arbeitgeber/Innenorganisationen und Gewerkschaften dazu an, eine Einstellungsquote in 
neuen Tarifverträgen zu inkludieren. Derartige Quoten finden sich mittlerweile in mindestens 


jedem fünften neuen Tarifvertrag (Schoonheim/Smits 2009). 


3.3.4 Eindämmung des Zugangs zu Invaliditätsleistungen 


Die Erschwerung des Zugangs zu Invaliditätsleistungen stellt in den Niederlanden einen 
zentralen Maßnahmenkomplex dar, finanzielle Anreize für eine Beschäftigung zu schaffen. 
Da dieser Maßnahmenkomplex auch spezifische Maßnahmen wie Experience Rating oder die 
langandauernde Pflicht zur Entgeltfortzahlung für Arbeitgeber/Innen umfasst, die Anreize für 
präventive und aktivierende Maßnahmen setzen, wird dieser Themenkomplex auch im 


Rahmen dieser Studie beleuchtet. 
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3.3.4.1 Reform der Invaliditätsversicherung 


Die Veränderungen in der Invaliditätsversicherung der Arbeitnehmer/Innen seit 1998 lassen 
sich in fünf wesentliche Schritte einteilen (vgl. dazu allgemein Europäisches Zentrum 2011; 
OECD 2010; Van Sonsbeek/Gradus 2011). 

1. Das Gesetz über die Re-Integration von behinderten Arbeitnehmer/Innen von 1998 hat 
ein Experience-Rating eingeführt, bei dem der Arbeitgeber/Innenbeitrag zur Kranken- und 
Invaliditätsversicherung z.T. von der Anzahl ehemaliger Mitarbeiter/Innen, die entsprechende 
Leistungen beziehen, abhängt. Es besteht aus zwei verschiedenen Beitragssätzen: Zum einen 
gibt es einen fixen Standardbetrag, der für alle Arbeitgeber/Innen gleich ist und einen 
angepassten Beitragssatz, der ausgehend vom Unternehmens- bzw. sektorenspezifischem 
Invaliditätsrisiko berechnet wird. Unternehmen bzw. Sektoren, deren Arbeitnehmer/Innen 
häufiger eine Invaliditätspension in Anspruch nehmen, müssen nach einem 
„Verursacherprinzip“ höhere Beitragssätze entrichten. Das Invaliditätsrisiko wird auf Basis 
der ausbezahlten Invaliditätsbezüge bezogen auf ein Unternehmen bzw. einen Sektor 
berechnet und als Prozentsatz der Lohnkosten innerhalb eines bestimmten Zeitraumes 
ausgedrückt. 

Das Experience-Rating wurde innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren schrittweise 
implementiert und wird seit 2003 vollständig umgesetzt. Innerhalb des Systems wurden 
verschiedene Änderungen der ursprünglichen Konzeption vorgenommen. Der Zeitraum, über 
den der Bezug von Invaliditätsleistungen beobachtet wird, auf denen der spezifische 
Beitragssatz beruht, wurde von den ursprünglichen fünf Jahren auf zehn Jahre ausgedehnt, 
wobei dies nur noch für Invaliditätsbezüge mit teilweiser oder temporärer Arbeitsunfähigkeit 
angewandt wird. Dauerhaft vollständig behinderte ehemalige Mitarbeiter/Innen wurden von 
der Zählung ausgenommen. Für kleine Unternehmen wurde das Experience-Rating zunächst 
ausgesetzt, aber später wieder eingeführt. Arbeitgeber/Innen erhielten zudem die Möglichkeit 
aus dem Öffentlichen System auszusteigen und eine private Versicherung abzuschließen. 

Das Ziel des Experience-Ratings ist es, die hohen Kosten der Invaliditätspension über 
höhere Beitragssätze tendenziell auf jene Unternehmen zu übertragen, deren 
Mitarbeiter/Innen häufiger diese Leistung in Anspruch nehmen. Die „Subventionierung“ von 
„Hochrisikounternehmen“ durch Unternehmen mit geringem Risiko wird damit unterbunden. 
Auch wenn Arbeitgeber/Innen keinen direkten Einfluss darauf haben, ob Mitarbeiter/Innen 
eine Invaliditätspension zuerkannt erhalten oder nicht, so können sie die Zugangsquote doch 
indirekt beeinflussen: Experience-Rating kann einen starken Anreiz bieten, präventive 


Maßnahmen zu setzen, um damit einer Arbeitsunfähigkeit bzw. krankheits- und 
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behinderungsbedingten Ausfällen vorzubeugen. Gleichzeitig wurden auch innerhalb der 
Krankenversicherung Anreize zu präventiven Maßnahmen geschaffen. 

Die Maßnahme verlagerte insgesamt die Finanzierungsverantwortung für Krankheit und 
Behinderung in Richtung der Arbeitgeber/Innen (und zum Teil auch der Arbeitnehmer/Innen). 
Kritisiert wird jedoch, dass sich das Programm negativ auf die Anstellung von Menschen mit 
gesundheitlichen Einschränkungen auswirkt, da Arbeitgeber/Innen einen gewissen Anreiz 
haben, Personen, von denen sie erwarten, dass diese in Zukunft eine Invaliditätsleistung 
erhalten, nicht anzustellen (dies betrifft insbesondere ältere Arbeitnehmer/Innen). Es kann 
damit zu einer Selektion am Arbeitsmarkt führen: um ihre Beitragssätze niedrig zu halten, 
könnten Arbeitgeber/Innen gezielt Personen anstellen, die keine gesundheitlichen Probleme 
aufweisen. Dies könnte in weiterer Folge den Zugang zum Arbeitsmarkt von gesundheitlich 
beeinträchtigten oder behinderten Arbeitnehmer/Innen drastisch einschränkten bzw. diese am 
Arbeitsmarkt marginalisieren und verstärkt in prekäre oder befristete Arbeitsverhältnisse 
drängen (van Oorschot 2010). Allerdings erhalten Arbeitgeber/Innen eine 
Beitragsermäßigung, wenn sie Personen mit Behinderungen oder Personen ab 50 Jahren 
einstellen, die zuvor eine Leistung der Arbeitsunfähigkeits- oder Arbeitslosenversicherung 
bezogen haben (vgl. auch 3.3.5.1). Um potentiellen Problemen entgegenzuwirken, ist es somit 
erforderlich, bereits bei der Gestaltung des Experience-Ratings mögliche Nebeneffekte zu 
berücksichtigen und durch begleitende Maßnahmen entgegenzuwirken. 

Nach empirischen Untersuchungen hatte das Experience-Rating eine substantiell 
bremsende Wirkung auf Neuzugänge bei der Invaliditätspension. Als Reaktion auf höhere 
Beitragssätze verstärkten viele Arbeitgeber/Innen die betriebsinternen präventiven 
Aktivitäten. Zusätzlich hatte auch die Einführung der Möglichkeit einer privaten 
Versicherung den Effekt, dass viele Unternehmen das öffentliche Versicherungssystem 
verlassen haben, was ebenfalls die Zulaufrate in die Invaliditätspension verringert hat (Koning 


2005; Van Sonsbeek 2010). 


2. Im Jahr 1997 und weiter elaboriert im Jahr 2002 wurde mit dem „Gatekeeper-Gesetz“ 
eine Reihe von Maßnahmen eingeführt, die zum Ziel haben, die Zahl der Bezieher/Innen von 
Invaliditätspensionen insbesondere durch die Vermeidung eines direkten Übergangs vom 
Krankenstand in die Invaliditätspension einzuschränken, sowie das Ausmaß der 
Krankenstandszeiten zu reduzieren. In der reformierten Version wurde darauf geachtet, auch 


die Arbeitnehmer/Innen selbst stärker in den Wiedereingliederungsprozess einzubinden, und 
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diese zur Teilnahme an ReintegrationsmaBnahmen zu verpflichten. Zuvor lag die 
Verantwortung zum Großteil bei den Arbeitgeber/Innen. 

Die Bestimmungen sehen zunächst eine/n unabhängige/n Ärzt/In zur Beurteilung des 
Gesundheitszustandes eines/r Arbeitsnehmer/In vor. Nach acht Wochen krankheitsbedingten 
Fehlens wird von Arbeitgeber/In und Arbeitnehmer/In erwartet, dass sie gemeinsam mit 
einem/r Case Manager/In des Gesundheitsdienstes für Betriebe durch Spezifikation von 
Schritten zur Verbesserung des Gesundheitszustandes einen Plan zur beruflichen 
Wiedereingliederung bzw. Rehabilitation erstellt haben. Dessen Fortschritt wird alle sechs 
Wochen von der Sozialversicherung überprüft. In Fällen, in denen es der beschäftigten Person 
krankheitsbedingt nicht mehr möglich ist, an den ursprünglichen Arbeitsplatz 
zurückzukehren, obliegt es Arbeitgeber/In und Arbeitnehmer/In, gemeinsame Anstrengungen 
zu unternehmen, um entweder innerhalb oder außerhalb des Betriebs eine alternative 
Beschäftigung zu finden. 

Der/die Arbeitgeber/In ist bei krankheitsbedingter Abwesenheit von Mitarbeiter/Innen 
zur Entgeltfortzahlung über ursprünglich 52 Wochen verpflichtet, die im Jahr 2004 auf 104 
Wochen ausgeweitet wurden.” Während dieses Zeitraums, der eine der längsten 
Verpflichtungen zur Entgeltfortzahlung für Arbeitgeber/Innen in Europa darstellt, haben die 
Arbeitgeber/Innen einen starken finanziellen Anreiz, behinderte Personen wieder 
einzugliedern. Bei Nichteinhaltung des spezifizierten Eingliederungsplans drohen den 
Arbeitgeber/Innen Sanktionen wie die Verpflichtung zur Entgeltfortzahlung für weitere 52 
Wochen. Als finanzieller Anreiz zur Arbeitsrückkehr für die Arbeitnehmer/Innen selbst wird 
die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall während des zweiten Jahres auf 70% (anstelle des 
Durchschnitts von 90%) reduziert. Bei mangelnder Kooperation durch betroffene 
Arbeitnehmer/Innen kann das Entgelt ausgehend von diesen Werten gekürzt werden. Diese 
können auch den Anspruch auf Invaliditätspension (nach 104 Wochen Krankenstand) und 
ihren Kündigungsschutz verlieren, wenn sie nicht ausreichend zu einer Wiedereingliederung 
beitragen. 

Mit der Maßnahme wurde die Verantwortung in Richtung des/r Arbeitgeber/In und des/r 
kranken Arbeitnehmer/In verlagert. Bis zum Jahr 2007 zeigte sich ein Rückgang in den 


Krankenstandsmeldungen, seitdem blieben sie (bis 2010) mehr oder weniger konstant.” 





37 Allerdings wird für Arbeitnehmer/Innen über 55 Jahren, die vor ihrer Einstellung ein Jahr lang arbeitslos 
waren, und die innerhalb von fünf Jahren mehr als 13 Wochen krankheitsbedingt von der Arbeit fernbleiben, ein 
Teil der Entgeltfortzahlung von der Sozialversicherung übernommen. 


38 Personen, die über kein/e Arbeitgeber/In verfügen, oder für die als Mitglied einer ausgenommenen Gruppe 
der/die Arbeitgeber/In keine Entgeltfortzahlung leisten muss, sind in den Krankenstandsmeldungen nicht 
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Ebenso ergab sich ein Rückgang in den Neuzugängen und Anträgen für eine 
Invaliditätspension. Im Jahr 2010 kehrten 60% der regulären Arbeitnehmer/Innen während 
oder nach den ersten zwei Krankenstandsjahren wieder in ihre Arbeit zurück. Als 
Kritikpunkte wurden die zu verbessernde Aufklärung von Arbeitgeber/Innen und 
Arbeitnehmer/Innen über die vorgeschriebene Vorgehensweise im Krankheitsfall, der hohe 
administrative Aufwand für Arbeitgeber/Innen sowie die aufzuwertende Rolle der Case- 


Manager/Innen genannt (Reijenga et al. 2006, 8ff; SCP 2012, 224/229). 


3. Im Jahr 2004 wurde eine strengere Anspruchsberechtigungsprüfung für 
Invaliditätsleistungen eingeführt. Details - da eindeutig im Bereich des 


Invaliditätspensionsrechts — werden an dieser Stelle nicht näher ausgeführt. 


4. Im Zeitraum zwischen 2004 und 2009 wurde (nach 1987 und 1993) eine erneute 
Überprüfung von Bezieher/Innen von Invaliditätsleistungen initiiert. Unter die Regelung 
fielen letztlich Personen, die im Jahr 2004 jünger als 45 Jahre alt waren. Begleitet wurde der 
Neubewertungsprozess von einer groß angelegten Informationskampagne des nationalen 
Sozialversicherungsverbandes, der für die Koordinierung und Durchführung zuständig war. 

Die medizinische Bewertung der Arbeitsfähigkeit erfolgte durch eine/n Ärzt/In der 
Sozialversicherung. Zum ersten Mal wurde die Bewertung dabei bei einem persönlichen 
Kontakt durchgeführt, zuvor gründete diese ausschließlich auf den Krankenakten der 
betreffenden Personen. Abgesehen von Fällen eindeutiger Arbeitsunfähigkeit schloss daran 
eine berufliche Bewertung durch eine/n Arbeitsmarktexpert/In, bei der die Art der potentiell 
ausführbaren Arbeit sowie die Höhe der zu erwarteten Einkünfte evaluiert wurde. Basierend 
auf diesen Bewertungen wurde schließlich entschieden, ob die Voraussetzungen für eine 
Invaliditätspension gegeben sind, bzw. ob der Grad der Invalidität anzupassen ist. Die 
angewandten Kriterien waren dabei strenger als bei früheren Bewertungen der 
Arbeitsfähigkeit. 

Ein Drittel aller neubewerteten Personen war entweder mit einer Aberkennung des 
Anspruchs auf Invaliditätspension oder einer Herabstufung des Grades der Arbeitsunfähigkeit 
konfrontiert. Nach administrativen Daten betraf dies vor allem junge Menschen (zwischen 20 
und 34 Jahren), Frauen, Teilzeitbeschäftigte sowie Personen mit medizinisch nicht 


erklärbaren Erkrankungen (Van Der Burgh/Prins 2010). Personen, deren Status geändert 





inkludiert. Aufgrund der ungünstigen wirtschaftlichen Situation hat diese Gruppe in den letzten Jahren 
zugenommen. 
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wurde, erhielten eine Unterstützung nach Maßgabe der Evaluierung des/der 
Arbeitsmarktexpert/In. 

Empirische Untersuchungen ergaben, dass ausgehend von rund 40% Beschäftigungsrate 
zum Zeitpunkt der Neubewertungen nach 18 Monaten mehr als die Hälfte der 2005 und 2006 
neu bewerteten Personen wieder in Beschäftigung standen. Gleichzeitig hatte jedoch der 
Großteil jener Personen, die arbeitslos blieben, keine Chance auf den Arbeitsmarkt 
zurückzukehren (Astri 2008; 2009). Auf die Abgangsrate aus der Invaliditätspension hatte die 
Neubewertung einen signifikanten aber naturgemäß nur kurzfristigen Effekt (Van Sonsbeek 
2010). Aus einer Kosten-Nutzen-Perspektive wurde geschätzt, dass aufgrund des 
Neubewertungsprozesses zwischen 2004 und 2009 durch die Verminderung der 
Invaliditätsbezüge abzüglich der Kosten für die Neubewertung selbst und der Kosten 
aufgrund des Wechsels von Leistungsbezieher/Innen in die Arbeitslosigkeit netto 375 Mio. € 
eingespart wurden (Ministry of Social Affairs and Employment 2009). 


5. Schließlich wurde 2006 ein neues Programm für alle Personen eingeführt, die nach 
dem 1. Jänner 2004 invalide werden. Es enthält eine großzügigere Regelung für dauerhaft und 
vollständig arbeitseingeschränkte Personen (GdB permanent mindestens 80%; bezogen auf 
alle potentiellen Beschäftigungen, kein Berufsschutz), die bereits zwei Jahre Krankengeld 
bzw. Entgeltfortzahlung bezogen haben, und eine weniger großzügige Regelung für teilweise 
arbeitseingeschränkte Personen (GdB mindestens 35%) und/oder Personen, deren 
Arbeitsfähigkeit nicht permanent eingeschränkt ist. Personen mit einer Arbeitseinschränkung 
von weniger als 35% haben nun keinen Anspruch auf Invaliditätsleistungen mehr. 

Im Rahmen des erstgenannten Schemas werden 70% des letzten Lohns als Leistung 
ausbezahlt. Die betroffenen Personen werden nach 5 Jahren erneut überprüft und eingestuft. 
Das zweitgenannte Schema enthält regelmäßige Nachuntersuchungen. In der ersten Phase, die 
solange dauert, solange das entsprechende Arbeitslosengeld ausbezahlt worden wäre, 
entspricht die Höhe der Leistungen dem Arbeitslosengeld. Während der zweiten Phase wird 
an jene Personen, die entsprechend ihrer Fähigkeiten ausreichend beschäftigt sind, ein 
Zuschuss ausbezahlt, jedoch nur eine minimale Leistung an jene Personen, die nicht 
ausreichend beschäftigt sind. Personen mit einer teilweisen Arbeitsunfähigkeit erhalten damit 
einen eindeutigen finanziellen Anreiz, ihre festgestellte Arbeitskapazität zu nützen. Der 
Anreiz nimmt jedoch mit zunehmender Einkommenshöhe ab. Zusätzlich ziehen Personen mit 


einer Arbeitseinschränkung von weniger als 35%, die auch auf Arbeitslosenleistungen 
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anspruchsberechtigt sind, praktisch keinerlei kurzfristigen finanziellen Nutzen aus einer 


Erwerbstatigkeit (SPC 2012, 228). 


Die Maßnahmen zur Drosselung des Zugangs zu Invaliditätsleistungen sind in ihrer 
Gesamtheit eine der wichtigsten Aktivierungsstrategien in den Niederlanden. Die Reformen 
seit 1998 haben den Neuzugang in die Invaliditätspension von ca. 100.000 im Jahr 2000 auf 
unter 40.000 im Jahr 2010 signifikant reduziert. 


3.3.4.2 Reform der dauerhaften Sozialhilfe für junge Erwachsene 


Das niederländische System stellt auch eine Art Sozialhilfe zur Gewährleistung eines 
dauerhaften Einkommens für behinderte junge Menschen, die noch nie gearbeitet haben, 
bereit. Die Höhe der Leistung liegt bei 75% des gesetzlichen Mindestlohns. Seit Mitte der 
1990er Jahre sind ein deutlicher Anstieg des jährlichen Zugangs und Veränderungen in den 
Ursachen für eine Behinderung (vor allem Anstieg bei psychischen Gesundheitsproblemen) 
zu verzeichnen (Eurofound 2009). 

Die Regelung wurde 2009 mit dem Ziel reformiert, jungen Menschen mit Behinderungen 
höhere Chancen auf eine Integration in den Arbeitsmarkt zu bieten, eine Aktivierung zu 
forcieren und einige der inhärenten Negativanreize für eine Arbeitsaufnahme zu eliminieren. 
Der Fokus liegt nun auf Restarbeitsfähigkeit statt auf Behinderung. Die Altersschwelle von 18 
Jahren wird als zu früh betrachtet, um eine Person als dauerhaft und vollständig behindert zu 
bezeichnen und eine dauerhafte Invalidenrente zuzusprechen. Seit dem Jahr 2010 gibt es 
einen „Partizipationsplan“ für Personen im Alter von 18 bis 26 Jahren und eine endgültige 
Leistungsbewertung für Personen ab 27 Jahren. Menschen mit Behinderungen erhalten beim 
Erreichen des 18. Lebensjahrs individuelle Unterstützung, um einen Job zu finden oder eine 
Berufsausbildung zu absolvieren. Es wurden Schulungs- und Eingliederungs-Verpflichtungen 
mit intensiver Arbeitsmarkt-Unterstützung und -Beratung eingeführt. Darüber hinaus 
verringert sich die Transferleistung bei gleichzeitiger Erzielung eines Erwerbseinkommens 
nur schrittweise, um einer Transferfalle zu entgehen.” 

Mit der individuellen Arbeitsunterstützung sollen von rund 15.000 Menschen, die pro 


Jahr das Alter von 18 Jahren erreichen und eine Invaliditätsleistung beantragen, rund 10.000 





3 Bei einem Erwerbseinkommen von bis zu 20% des gesetzlichen Mindestlohns wird weiterhin die volle 
Transferleistung (75% des Mindestlohns) bezogen. Bei einem Erwerbseinkommen von mehr als 20% des 
gesetzlichen Mindestlohns, werden für jeden zusätzlich verdienten Euro aus Erwerbseinkommen 50 Cent des 
Transfers entzogen. 
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aktiviert werden. Darüber hinaus wurde vorgeschlagen, dass die Transferleistung zukünftig 
nur noch für Personen mit voller Erwerbsunfähigkeit zugänglich sein soll, und für 
(teil)erwerbsfähige Personen eine neue Transferleistung geschaffen wird. 

Nach der Reform ist im Jahr 2011 die Anzahl der Neuzugänge zu der Transferleistung 
erstmals zurückgegangen (SCP 2012, 225). Im Jahr 2009 war rund ein Viertel der Transfer- 
Bezieher/Innen in Beschäftigung, jedoch zwei Drittel davon in geschützten Werkstätten. Die 
Förderung von Beschäftigung im offenen Arbeitsmarkt kann als nur wenig erfolgreich 
bezeichnet werden. Ein Teil der 2009er-Reform sieht vor, dass neue Klient/Innen keinen 
Zugang mehr zu subventionierten Arbeitsplätzen in geschützten Werkstätten bekommen, um 
die Unterbringung von jungen Menschen mit Behinderungen im allgemeinen Arbeitsmarkt zu 


forcieren (Eurofound 2009, 4f; siehe dazu auch die folgenden Abschnitte in diesem Bericht). 


3.3.5 Aktive arbeitsmarktpolitische Programme und Anreize für Beschäftigung 


Aktivierungsstrategien für behinderte Menschen umfassen in den Niederlanden vielfältige 
Strategien. Die Gesamtausgaben für aktive Arbeitsmarktprogramme für Menschen mit 
Behinderungen fallen mit rund 0,5% des BIP überdurchschnittlich aus, auch die Anzahl der 
Teilnehmer/Innen ist mit 1,6% der Personen im erwerbsfähigen Alter vergleichsweise hoch. 
Geschützte Beschäftigung ist mit Abstand das größte Programm, sowohl was die 
Teilnehmer/Innen und noch mehr was die Ausgaben betrifft. Mehr als 0,4% des BIP werden 
dafür aufgewendet, die Zahl der Teilnehmer/Innen entspricht fast einem Prozent der 
Bevölkerung im Erwerbsalter. Etwa ein halbes Prozent der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter erhält Unterstützung im Rahmen von unterstützter Beschäftigung (Eingliederung in 
Beschäftigung), die Ausgaben belaufen sich auf 0,05% des BIP. Für rund jede 400. Person im 
Erwerbsalter wird den Arbeitgeber/Innen eine Reduktion der Sozialbeiträge gewährt. Die 


Kosten hierfür erreichen 0,01% des BIP. 
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Tab. 14: Teilnehmer/Innen an und Ausgaben fir aktive Arbeitsmarktprogramme fur Menschen 
mit Behinderungen (2010) 





Teilnehmer/Innen in % Ausgaben in % BIP 
Bevölkerung 15-64 Jahre 





Subventionierte Beschäftigung 





Senkung Sozialbeiträge für 0,24 0,01 
behinderte Beschäftigte 





Geschützte Beschäftigung 











Geschützte Beschäftigung 0,91 0,42 
Unterstützte Beschäftigung 
(Wieder)Eingliederung in 0,44 0,05 


Beschäftigung von Personen mit 
berufsbedingten Behinderungen 

















Gesamtsumme 1,59 0,48 





Quelle: Eurostat Labour Market Policy Database 


3.3.5.1 Subventionierte Beschäftigung 


Allgemeines Ziel der subventionierten Beschäftigung ist es, die Erwerbsquote von 
behinderten Menschen durch die Förderung von Arbeitgeber/Innen zu erhöhen. Indem die 
Förderung die (Re-) Integration erleichtert und finanziell attraktiver macht, soll der 
Widerstand von Arbeitgeber/Innen, behinderte Menschen einzustellen, reduziert werden 
(Eurostat 2012a, 11f). 

Die seit 1998 bestehende (Re)Integration in Beschäftigung von beruflich behinderten 
Personen (bis 65 Jahre) bietet sowohl Arbeitgeber/Innen als auch behinderten Personen 
Instrumente zur Förderung ihrer (Wieder-)Eingliederung in den Arbeitsmarkt an. 
Arbeitgeber/Innen, die behinderte Menschen einstellen oder an einer anderen Position 
innerhalb des Unternehmens einsetzen, können eine Reihe von staatlichen Beihilfen 
beantragen: Dazu zählen eine Reduktion der Sozialabgaben (seit 2002), zusätzliche 
Subventionen für bestimmte Einrichtungen, Subventionen für 
Wiedereingliederungsaktivitäten (seit 2002) und Lohnsubventionen. Die Dauer der jeweiligen 
Maßnahme beträgt typischerweise zwei Jahre (Eurostat 2012a, 12). 

Seit 2009 kann ein/e Arbeitgeber/In die Reduktion von Sozialabgaben sowohl für neu als 
auch bereits beschäftigte behinderte Mitarbeiter/Innen beantragen. Bei Neueinstellung von 
behinderten Personen wird die Förderung für maximal drei Jahre gewährt. Für 
Mitarbeiter/Innen, die bereits beschäftigt sind und Anspruch auf eine Invaliditätsleistung 
haben, erhalten Arbeitgeber/Innen eine Reduktion für maximal ein Jahr (Eurostat 2012a, 11). 

Die Finanzierung erfolgt durch den allgemeinen Staatshaushalt. Anspruchsberechtigt sind 
Arbeitssuchende, die aufgrund von Krankheit oder Behinderung nicht in der Lage sind, ihre 
ursprüngliche Arbeit wieder aufzunehmen oder eine alternative Arbeit auszuführen, sowie 


12 





Personen, bei denen aufgrund von Krankheit oder Behinderung Probleme bei der Suche oder 
Ausübung von Beschäftigung zu erwarten sind (Eurostat 2012a, 12). 

Es besteht auch die Möglichkeit von subventionierten flexiblen Arbeitsverträgen. Die 
ersten drei Monate einer Beschäftigung können als Probezeit gelten, während der der/die 
Arbeitgeber/In keine Entlohnung leisten muss. Ein neues Gesetz ermöglicht es den 
Arbeitgeber/Innen seit 2010 zusätzlich, für Empfänger/Innen von Invaliditätsleistungen Löhne 
unter dem Mindestniveau zu zahlen, wenn dies aufgrund der geringen Produktivität von 
behinderten Arbeitnehmer/Innen gerechtfertigt ist. Der/die Arbeitnehmer/In erhält dann 
zusätzlich einen Transfer, der das Gesamteinkommen über das Niveau der ursprünglichen 
Invaliditätsleistung hebt (Schoonheim/Smits 2009, 9). 

Die Aktivierungsmaßnahmen haben sich jedoch bei der Verbesserung der 
Beschäftigungsaussichten für Menschen mit Behinderungen noch nicht als wirksam erwiesen. 
Der Schwerpunkt auf die Kostensenkung hat die Einstellung der Arbeitgeber/Innen zur 
Einstellung von Menschen mit Behinderungen nicht wesentlich verändert, zudem bestehen 
massive bürokratische Hindernisse bei der Inanspruchnahme von Förderungen 


(Schoonheim/Smits 2009, 11). 


3.3.5.2 Geschützte Beschäftigung 


Das Ziel der geschützten Beschäftigung (seit 1968) ist die Förderung der Teilnahme von 
Menschen mit Behinderungen am Arbeitsmarkt. Die Zielgruppe sind sowohl beschäftigte als 
auch nicht beschäftigte Personen, die aufgrund einer körperlichen, geistigen oder psychischen 
Behinderung nur in der Lage sind, reguläre Arbeit in einem geschützten Umfeld unter speziell 
angepassten Bedingungen zu leisten bzw. die Schwierigkeiten haben, reguläre Beschäftigung 
zu finden. Sie müssen über mindestens 10% der üblichen Arbeitsfähigkeit verfügen. Die 
Finanzierung erfolgt durch den Staats- und den kommunalen Haushalt. Ein Ausschuss von 
unabhängigen Expert/Innen bewertet Bewerber/Innen (Klassifizierung in drei 
Behinderungskategorien: leicht, mittel, schwer) und berät über den Grad der Eignung und 
Förderfähigkeit. 

Die Kommunen betreiben traditionell geschützte Arbeitsstätten zur Förderung 
produktiver Kapazitäten. Der ursprüngliche Arbeitsvertrag läuft zwei Jahre, wird dann neu 
bewertet und ist für weitere drei oder fünf Jahre gültig, danach folgt wiederum eine 
Neubewertung. Die Dauer der Maßnahme ist grundsätzlich unbegrenzt. Unterstützte 


Beschäftigung in geschützten Werkstätten wird mit Lohnsubventionen stimuliert. Wenn der 
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ausbezahlte Lohn weniger beträgt als die Leistung zu welcher der/die Teilnehmer/In sonst 
berechtigt gewesen wäre, wird eine Zusatzleistung ausgezahlt. 

Die geringe Anzahl von Personen, die geschützte Werkstätten verlassen, die entsprechend 
zunehmenden Wartelisten, die relativ hohen Kosten des Instruments und die Tatsache, dass 
große Gruppen von Menschen mit Behinderungen nicht anspruchsberechtigt sind, haben zu 
einer Neubewertung der Regulierung geführt. Entsprechend hat sich seit dem Ende des letzten 
Jahrhunderts der Schwerpunkt mehr auf die Platzierung in geeignete subventionierte 
Arbeitsplätze bei Arbeitgeber/Innen im offenen Markt verschoben. Ein Arbeitsvertrag auf 
dem offenen Markt, die jedoch häufig zeitlich begrenzt sind, wird durch einen Job Coach 
unterstützt (siehe auch 3.3.5.3). Im Jahr 2008 erhielten die lokalen Behörden auch eine 
größere Kontrolle über die Verwaltung, und die Zielgruppe selbst bekam ein größeres 
Mitspracherecht (Bijl et al. 2010, 168; European Commission 2012, 124; Eurostat 2012a, 13). 

Die Anzahl der Personen in geschützter Beschäftigung stieg von 93.000 Personen im Jahr 
2001 auf über 100.000 Personen im Jahr 2007. Die Personen auf der Warteliste haben sich in 
diesem Zeitraum von 6.000 auf beinahe 18.000 fast verdreifacht. Die Zahl der ausscheidenden 


Personen blieb hingegen mit 5.000 bis 6.000 mehr oder weniger konstant (vgl. Abb. 8). 


Abb. 8: Zahl der Personen in geschützter Beschäftigung, 2001, 2007 
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Teilnahme Jahresende Warteliste Ausscheidende Personen 


Quelle: Bolhuis & Flapper (2007) und Van Santen et al. (2008) zit. nach Bijl et al. 2010, 169; Schoonheim/Smits 
2009, 8 


Trotz der Reformen arbeitete im Jahr 2007 der überwiegende Teil der im Rahmen des 
Gesetzes über geschützte Beschäftigung beschäftigten Personen in einer geschützten 
Werkstatt oder war auf Secondment (96%), nur ein geringer Anteil (4%) verfügte über eine 


unterstützte Beschäftigung bei einem/r Arbeitgeber/In im offenen Markt. Allerdings nahm die 
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Anzahl dieser unterstützten Arbeitsplätze im Jahr 2007 um 40% zu (Schoonheim/Smits 2009, 
8). 

Auch sind die Erfolge im Sinne einer Transformation in den offenen Arbeitsmarkt gering. 
Die meisten der im Jahr 2007 aus geschützter Beschäftigung ausgeschiedenen Personen 
gingen in (Früh-) Pension (25%), wurden wieder auf die Warteliste gesetzt (24%) oder 
wechselten in den Bezug von Krankheits- oder Behinderungsleistungen (16%). Nur 4% sind 
in eine Beschäftigung am offenen Arbeitsmarkt gewechselt. Angesichts der lang anhaltenden 
körperlichen, psychischen und/oder geistigen Behinderungen von Personen innerhalb der 
Zielgruppe dürfte eine Erhöhung dieses Anteils einen langwieriger Prozess darstellen (Bijl et 
al. 2010, 169). Für diejenigen, die den Übergang schaffen, können geschützte Werkstätten 
jedoch einen wichtigen ersten Schritt in Richtung Arbeitsmarkt bieten (ANED 2009). 


3.3.5.3 Unterstützte Beschäftigung 


Eingliederungsdienste und Job Coaching 





Zur Bereitstellung von unterstützter Beschäftigung verwenden die Niederlande ein nationales 
landesweites System von privaten (Wieder)Eingliederungsdiensten und Job Coach- 
Organisationen (mit „Refrisk” gibt es eine landesweite Organisation für Job Coach-Dienste), 
das von der Sozialversicherungsanstalt finanziert wird. Es handelt sich zwar um öffentliche 
Maßnahmen, aber die Unterstützungen werden über Ausschreibungen angeboten. Die 
Zielgruppe sind Menschen mit einem breiten Spektrum an Behinderungen. Die Klient/Innen 
müssen eine Mindest- Produktivität von 35% aufweisen (Arbeitsfähigkeit mindestens 12 
Stunden pro Woche), für neue Gruppen von jüngeren behinderten Personen kann dieser Wert 
auch unterschritten werden. 

Die Sozialversicherungsanstalt vermittelt eine behinderte Person zu einem gewünschten 
Anbieter von Unterstützter Beschäftigung — der/die Klient/In kann aus einer Liste von etwa 
fünf bis sechs spezialisierten Anbietern für die jeweilige Behinderung auswählen — und 
übernimmt die Kosten. Dieses System ist auf bezahlte Arbeit im ersten Arbeitsmarkt 
konzentriert. Alternativ können die Gemeinden Unterstützte Beschäftigung auch an 
Unternehmen im geschützten Sektor delegieren. 

Arbeitssuchende Personen erhalten im Rahmen der Maßnahmen Unterstützung, um ihre 
Fähigkeiten und Arbeitspräferenzen zu identifizieren. Zur Erlangung und Aufrechterhaltung 
bezahlter Arbeitsplätze am offenen Arbeitsmarkt steht ein Job Coach bereit. Die Leistungen 
für eine/n Klient/In in einem Job sind von der Dauer her unbegrenzt, nicht aber in ihrem 


Ausmaß: die von der Sozialversicherungsanstalt beauftragten Job-Coachs assistieren für 
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maximal 15% der während des ersten Jahres gearbeiteten Stunden, abnehmend auf 7,5% im 
zweiten Jahr und auf 5% in den darauffolgenden Jahren. Alle sechs Monate werden 
Kontrollen durchgeführt, um festzustellen, ob Job-Coaching noch benötigt wird. 

Da Job-Coachs oft nicht in der Lage sind, täglich am Arbeitsort zu sein, aber die 
Klient/Innen häufig zusätzliche Unterstützung während des gesamten Arbeitstages benötigen, 
wurden neue Formen der Unterstützung (z.B. durch eine/n Kolleg/In) entwickelt. Dafür gibt 
es jedoch noch keine offizielle Entschädigung. 

Der Vorteil der Unterstützten Beschäftigung ist ihr Fokus auf die Bereitstellung von 
Arbeit im offenen Arbeitsmarkt. Viele Job Coach-Dienste sind innovativ; sie stellen eine sehr 
persönliche, spezialisierte Leistung bereit, um die Bedürfnisse der Klient/Innen zu erfüllen. 
Die anbietenden Unternehmen sind in jüngster Zeit durch eine deutliche Zunahme ihrer 
Professionalisierung gekennzeichnet. Sie arbeiten mehrheitlich unabhängig, kooperieren aber 
mit Verbänden der Arbeitgeber/Innen und mit den Schulen für Personen mit besonderen 
Bedürfnissen. “Refrisk” bietet ein zertifiziertes Schulungsprogramm für Job-Coachs an. 

Obwohl die Arbeitgeber/Innen zunehmendes Interesse an der Einstellung von Menschen 
mittels Unterstützter Beschäftigung zeigen, ist das Angebot generell immer noch viel geringer 
als die Nachfrage von behinderten Arbeitnehmern/Innen. Ein Schwachpunkt ist auch, dass zu 
wenige behinderte Arbeitnehmer/Innen in Beschäftigung verbleiben. Die Anbieter 
Unterstützter Beschäftigung sind mit einer instabilen Situation konfrontiert, da die regionale 
Finanzierung lokale Unterschiede in den Maßnahmen nach sich zieht. Das 
Ausschreibungsverfahren schafft Anreize und Spezialisierung unter den Dienstleistern, 
erzeugt aber auch viel Unsicherheit unter den Leistungserbringern. Notwendige 
Verbesserungen beziehen sich auf die mangelnde Zusammenarbeit seitens des Pflegesektors 
und der sozialen und medizinischen Dienste. Es wird auch vorgeschlagen, die integrierte 
Bereitstellung von Dienstleistungen, insbesondere für schwerbehinderte Menschen, wieder 
vom Öffentlichen Sektor durchführen zu lassen. So sind die Unternehmen im geschützten 
Sektor dem Konzept der Unterstützten Beschäftigung gegenüber nicht sehr aufgeschlossen, da 
es weniger interessant für ihre Budgets ist. Ausstehend ist auch noch eine wirksame 
Unterstützung von Menschen mit geistigen Behinderungen. 

Statistiken der Sozialversicherung zufolge, absolvierten im Jahr 2009 fast 49.000 
Personen mit Behinderung einen Trainingskurs und/oder intensive Supervision durch einen 
Reintegrations-Coach. 90% der Klient/Innen sind junge Behinderte. Eine Maßnahme dauerte 
üblicherweise länger als ein Jahr. Von den betroffenen Personen fanden knapp 10% eine 


Beschäftigung im Jahr 2009. Es wurden 11.500 Menschen mit einem Job Coach am 
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Arbeitsplatz registriert (Anstieg von über 200% gegenüber 2005). Die Kosten für Job- 
Coaching beliefen sich auf 61 Mio. € (European Commission 2012, 123ff; Vilans 2009; 
Schoonheim/Smits 2009, 6ff). 


Adaptierungen am Arbeitsplatz 





Adaptierungen am Arbeitsplatz werden als ein wesentlicher Teil zur Gewährung von Nicht- 
Diskriminierung aufgrund von Behinderung am Arbeitsplatz erachtet. Sie können als 
Veränderungen oder Anpassungen definiert werden, die es ermöglichen, dass sich eine 
behinderte Person für eine Stelle bewerben kann, die wesentlichen Funktionen der 
Arbeitstätigkeit erfüllen kann oder Zugang zu aus der Beschäftigung resultierenden Vorteilen 
erhält. Derartige Adaptierungen gelten als ein einklagbares Recht für eine behinderte Person, 
es sei denn, dass diese eine unzumutbare Belastung für den/die Arbeitgeber/In darstellen. Das 
Gesetz definiert nicht, welche exakte Adaptierung erfolgen soll, da die Spezifikation auf der 
Grundlage der individuellen Bedürfnisse zu erstellen ist. Erst nach Feststellung, welche 
Adaptierung zu welchen Kosten erforderlich ist, kann bestimmt werden, ob diese zumutbar 
ist. Im Detail kann beispielsweise die Dauer des Arbeitsvertrags einen wesentlichen Faktor für 
die Bewertung darstellen. Ein hoher Adaptierungsbedarf bei befristeten und/oder kurzfristigen 
Arbeitsverträgen könnte etwa als eine unzumutbare Belastung angesehen werden (ILO 2012). 

Grundsätzlich sind alle Arten von Adaptierungen am Arbeitsplatz denkbar, die 
erforderlich sind, um Beschäftigung zu fördern. Ein/e Arbeitgeber/In kann einen 
diesbezüglichen Zuschuss beantragen, sobald der/die Mitarbeiter/In für mindestens 6 Monate 
beschäftigt ist. Eine Förderung kann bis zu 100% der entstandenen Kosten betragen. Der 
Selbstbehalt für die ersten 6.000 € an Ausgaben, bevor Subventionen beantragen werden 
können, wurde gestrichen. Transportierbare Adaptierungen wie etwa Tische oder Sessel, die 
über die übliche von Arbeitgeber/Innen zu erwartende Ausstattung hinausgehen, sind von 
dem/der Arbeitnehmer/In selbst anzuschaffen, der/die dafür ebenfalls einen Zuschuss 
beantragen kann (Schoonheim/Smits 2009, 9). 

Aufgrund des Mangels an spezialisierten Dienstleistungen zur Unterstützung der 
Arbeitgeber/Innen wird derzeit auch ein experimentelles Projekt zur Beratung über „Job 
Carving“ durchgeführt. Damit ist die Zuschneidung eines individuellen Arbeitsplatzes 
gemeint, der den Fähigkeiten der betroffenen behinderten Arbeitnehmer/In am besten 
entspricht. Kleine Arbeitgeber/Innen haben dabei Zugang zu kostenloser Beratung, wenn es 
Arbeitsmöglichkeiten für Menschen mit Behinderungen in ihrem Unternehmen gibt 


(European Commission 2012, 124). 
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Sonstige Maßnahmen 





Behinderte Menschen können seit 1998 bei der Sozialversicherungsanstalt um Maßnahmen 
zur Beibehaltung, Wiedergewinnung oder Förderung der Arbeitsfähigkeit ansuchen. Diese 
betreffen u.a. Aus- oder Weiterbildung einschließlich der Erlangung von 
Beschäftigungsvoraussetzungen und notwendiger Fähigkeiten oder andere Aktivitäten zur 
(Re-) Integration in reguläre Beschäftigung (insbesondere für nicht beschäftigte Personen) 
sowie u.a. Beförderungs- und Reiseerleichterungen (insbesondere für bereits beschäftigte 
Arbeitnehmer/Innen). Anspruchsberechtigt sind Arbeitssuchende, die aufgrund von Krankheit 
oder Behinderung nicht in der Lage sind, ihre ursprüngliche Arbeit wieder aufzunehmen oder 
eine alternative Arbeit auszuführen bzw. bei denen Probleme bei der Suche oder Ausübung 
von Beschäftigung zu erwarten sind. Die Dauer der jeweiligen Maßnahme beträgt 
typischerweise zwei Jahre. 

Es existiert auch die Möglichkeit eines zweckgebundenen persönlichen Budgets für 
Wiedereingliederungsaktivitäten. Das Teilnahme-Budget umfasst individuelles Case- 
Management, institutionelle Ausbildung, soziale Aktivierung und Rekrutierungsanreize 
(subventionierte Beschäftigung, Arbeitserfahrungsstellen). Die Zielgruppe sind registrierte 
behinderte Arbeitsuchende (mit oder ohne Leistungsbezug) in der Zuständigkeit der 
Gemeinden. Die Finanzierung erfolgt durch den allgemeinen Staatshaushalt über Transfers an 
die Dienstleistungsanbieter. Die Dauer der Maßnahmen ist nicht definiert. 

Im Jahr 2004 wurden alle diesbezüglichen Budgets der Kommunen in einem „Flexiblen 


Reintegrationsbudget“ zusammengefasst (Eurostat 2012a, 12/18). 


3.3.5.4 Relevante Institutionen 


Im Jahr 2002 wurde eine nationale Versicherungsanstalt für Arbeitnehmer/Innen (UWV) 
geschaffen, die für die (verbleibenden) Leistungsangelegenheiten und die meisten 
Reintegrationsangelegenheiten zuständig ist. Diese Institution ersetzte fünf zuvor bestehende 
private Spartenversicherungen, die ihrerseits erst im Jahr 1997 durch den Ersatz der 
damaligen fünf Versicherungsinstitutionen für Arbeitnehmer/Innen, die vollständig unter der 
Kontrolle der Sozialpartner standen, gegründet worden waren. Diese institutionellen 
Reformen beendeten damit in zwei Schritten den Einfluss der Sozialpartner innerhalb des 
Sozialversicherungssystems. 

Im Zuge der Gründung der UWV wurde das öffentliche Arbeitsmarktservice 


zurückgedrängt. Die meisten Beschäftigungsdienstleistungen, sowohl für Arbeitnehmer/Innen 
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mit Behinderungen als auch für andere arbeitslose Personen, wurden in die UWV integriert, 
wobei nur geringfügige Aufgaben für leicht vermittelbare arbeitslose Personen in einer 
separaten Arbeits- und Einkommensagentur (CWI) unter der Kontrolle der Sozialpartner 
verblieben. 

Die Gemeinden sind verantwortlich für die Integration von Sozialhilfeklient/Innen und 
von Nicht-Transfer-Bezieher/Innen. Diese Aufgabe wurde mit der Reform von 2004 gestärkt, 
durch die die Gesamtbudgets für die lokalen Verwaltungen in zwei Komponenten aufgeteilt 
wurden: eine Arbeitskomponente, die nur für Aktivierungsmaßnahmen verwendet werden 
kann, und eine Versorgungskomponente, die der Gemeinde ohne Vorgaben unterliegt. 

Seit 2002 wurden immer wieder Anstrengungen unternommen um UWV und CWI besser 
zu integrieren. Bereits seit 2002 fungiert die CWI als One-Stop-Shop-Erstbehörde sowohl für 
die UWV als auch die Kommunen und verweist in dieser Funktion z.B. Bewerber/Innen an 
den zuständigen Leistungsträger. In den letzten Jahren wurden gemeinsame Räumlichkeiten 
eingerichtet, in denen die drei Organisationen auch regional gemeinsam untergebracht 
werden; in einigen Fällen auch mit einem gemeinsamen Management. Das Ziel ist, die 
Klient/Innenorientierung der Dienste zu erhöhen (OECD 2008a, 90f). Im Jahr 2009 fand 
schließlich eine vollständige Fusion von UWV und CWI statt. 


3.3.6 Kündigungsschutz 


Kündigungsschutzregelungen schränken die Freiheit der Arbeitgeber/Innen für Kündigungen 
(und Einstellungen) ein. Derartige Regelungen finden sich entweder im Gesetzesrang oder in 
Vereinbarungen zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeber/Innen im Rahmen von 
Tarifverhandlungen. Darunter fallen u.a. die Rechtfertigungsgründe für eine Kündigung, die 
Dauer der Kündigungsfrist”, die Art und das Ausmaß der Entschädigung von 
Mitarbeiter/Innen sowie die Länge der Probezeit" (OECD 2008b). 

Bei einer Arbeitgeber/Innenkündigung ist gesetzlich eine externe vorbeugende 
Überprüfung der Angemessenheit verpflichtend vorgeschrieben. Die eine Alternative ist ein 
Ansuchen um die Genehmigung bzw. administrative Überprüfung durch den Rat für Arbeit 


und Einkommen. Diese Behörde entscheidet auf der Grundlage einer Ministerialverordnung 





u Beschäftigungsverhältnis bis zu 5 Jahren: 1 Monat; mehr als 5 Jahre: 2 Monate; mehr als 10 Jahre: 3 Monate; 
15 und mehr Jahre: 4 Monate (ELLN 2011, 119). 


4l Innerhalb der Probezeit sind reguläre Verträge nicht von Kündigungsschutzvorschriften gedeckt. Sie beträgt 
grundsätzlich ein Monat für Verträge von bis zu zwei Jahren und zwei Monate für Verträge mit mehr als zwei 
Jahren Dauer (OECD 2008b). Bei behinderten Personen können auch die ersten drei Monate einer Beschäftigung 
als Probezeit gelten (Schoonheim/Smits 2009, 9). 
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und einer großen Anzahl von Bestimmungen, die im Einvernehmen mit den Sozialpartnern 
formuliert sind. Grundsätzlich geht es bei der Überprüfung um die Frage, ob die beabsichtigte 
Kündigung zumutbar ist, und ob die ministeriellen und sozialpartnerschaftlichen Leitlinien 
eingehalten wurden. Das Genehmigungsverfahren sieht vor, beide Seiten (Arbeitgeber/In und 
Arbeitnehmer/In) anzuhören. Falls die Zustimmung erteilt wird, was in der Regel drei bis vier 
Wochen dauert, fallen für den/die Arbeitgeber/In abgesehen von Kosten, die sich aus der 
Kündigungsfrist ergeben, keine sonstigen Kosten (z.B. einer Abfertigung) an. 

Wenn der/die Arbeitgeber/In keine Genehmigung für die Kündigung erhält oder der/die 
Arbeitgeber/In im Widerspruch zu einem Kündigungsverbot handelt, kann der/die 
Mitarbeiter/In diese innerhalb einer Frist von sechs Monaten für nichtig erklären lassen und 
bei Gericht eine Lohnfortzahlung und Wiedereinsetzung in die Arbeit beantragen. Diese 
Option ist jedoch oft mit nachfolgenden gerichtlichen Rechtsstreitigkeiten verbunden, die 
entweder durch den/die Arbeitnehmer/In zwecks Erzwingung einer Wiederbeschäftigung, 
oder durch den/die Arbeitgeber/In zwecks Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch das 
Gericht initiiert sind. Alternativ kann der/die Arbeitnehmer/In Schadenersatz aufgrund einer 
„offensichtlich unangemessenen Kündigung“ beantragen, wenn der Kündigungsgrund 
unzutreffend oder unzureichend ist, oder wenn die Folgen der Beendigung des Vertrages eine 
derartige Belastung für den/die Arbeitnehmer/In darstellen, dass sie die Interessen des/der 
Arbeitgeber/In deutlich überwiegen. Die Überprüfung kann aber auch Bemühungen wie 
Ausbildung, Training und Coaching am Arbeitsplatz ergeben. Darüber hinaus kann eine 
Aufforderung ergehen, eine weitere Beschäftigung in einem anderen Teil des Unternehmens 
zu erwägen. 

Die zweite Möglichkeit besteht in einer Auflösungsverfügung durch ein lokales Gericht. 
Um eine derartige Auflösung kann im Falle schwerwiegender Gründe angesucht werden, 
welche eine Änderung der Umstände umfassen, unter denen der Arbeitsvertrag abgeschlossen 
wurde. Das Gericht erfüllt das Anliegen des/der Arbeitgeber/In i.d.R., ordnet aber häufig eine 
finanzielle Kompensation an, die als Abfertigung dienen kann. Die Höhe der Entschädigung 
wird auf Basis der Gewichtigkeit der Gründe für die Kündigung festgesetzt. Auch ein Fehlen 
von Bemühungen seitens des/r Arbeitgeber/In, die Kündigung zu vermeiden, kann durch den 
Umfang der Abfindung reflektiert werden (ELLN 2011, 29/67/80/97f). Wird der Vertrag 
durch eine richterliche Anordnung beendet, muss keine Kündigungsfrist beachtet werden. Das 
Gericht kann jedoch auch eine Wiedereinsetzung anordnen, bei der die Parteien aufgefordert 
werden, Anstrengungen für eine erfolgreiche Fortsetzung des Beschäftigungsverhältnisses zu 


unternehmen. Dennoch kann sich der/die Arbeitgeber/In dafür entscheiden, die betroffene 
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Person nicht mehr zu beschäftigen und eine Entschädigung zu leisten. In diesem Fall sind die 
Unternehmen i.d.R. mit deutlich höheren Abfindungsverpflichtungen konfrontiert, vor allem 
bei langer Betriebszugehörigkeit (OECD 2008b). 

Die Beweislast, dass die Gründe der Kündigung plausibel sind, liegt grundsätzlich bei 
dem/r Arbeitgeber/In. Dies ist nur dann nicht der Fall, wenn der/die Arbeitnehmer/In die 
Kündigung anfechtet, weil sie „offensichtlich unangemessen“ ist; in dieser Situation hat 
der/die Arbeitnehmer/In dies plausibel zu machen. 

Das Hauptziel des ersten Systems (administrative Überprüfung) ist, den Arbeitsplatz zu 
schützen, während das Hauptziel des zweiten Systems (Gericht) sich in einer Weise 
entwickelt hat, dass der/die Arbeitnehmer/In zumindest gut für den Verlust seiner/ihrer Arbeit 
entschädigt wird. Es stellt für den/die Arbeitgeber/In eine Wahl zwischen einem System dar, 
das eine „kostenlose“ Kündigung eines/r Arbeitnehmer/In erlaubt, wenn auch mit dem Risiko, 
dass die Genehmigung nicht erteilt wird, und einem System, das aufgrund hoher 
Kündigungsentschädigungen kostspielig werden kann. 

Die Spezifität der Niederlande besteht somit darin, öffentliche Behörden zu befähigen, 
eine präventive Überprüfung der Rechtmäßigkeit von Kündigungen vorzunehmen. Im 
Ergebnis können Arbeitgeber/Innen davon abgehalten werden, Mitarbeiter/Innen leichtfertig 
zu kündigen. Das System bietet auch Aussicht auf Rechtsklarheit in einem relativ frühen 
Stadium (ELLN 2011, 89/106/111). 

Eine Kündigung u.a. aus dem Grund von Behinderung oder Krankheit gilt grundsätzlich 
als unlauter (OECD 2008b). Ansonsten sind die Kündigungsbestimmungen für behinderte 
Menschen und andere Arbeitskräfte gleich. Die Folge ist, dass die Arbeitgeber/Innen bereits 
aufgrund der allgemeinen Schwierigkeit von Kündigungen zögern, Menschen mit 
Behinderungen eine feste Anstellung zu geben (European Commission 2012, 125). Hinzu 
kommt, dass während der Zeit der verlängerten Entgeltfortzahlung von zwei Jahren im 
Krankheitsfall (Gatekeeper-Gesetz; siehe 3.3.4.1) eine Kündigung grundsätzlich unmöglich 
ist, es sei denn, das der/die Arbeitnehmer/In ihren Kooperationspflichten nicht nachkommt 


und eine anderweitige Beschäftigung im Unternehmen ablehnt (OECD 2010, 133/138). 


3.3.7 Gesamtbeurteilung 


Im EU-SILC Vergleich für 2009 ist immerhin mehr als jede zweite behinderte Person in den 
Niederlanden erwerbstätig; die Teilzeitquote ist jedoch mit 43% von den untersuchten 


Ländern am höchsten, wobei die Teilzeitquote generell hoch ausfällt. Die Erwerbsquote von 
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behinderten Frauen erreicht mit 46% ein gehobenes Niveau, bei behinderten Personen tiber 45 
Jahren ist immerhin noch fast jede/r Zweite erwerbstätig. 

Von den erfassten aktiven Arbeitsmarktprogrammen fiir behinderte Personen profitieren 
in Summe 1,6% der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter. Die Gesamtausgaben hierfür 
betragen rund 0,5% des BIP und sind damit überdurchschnittlich. Der eindeutige 
Maßnahmenschwerpunkt liegt bei geschützter Beschäftigung, für die bei 0,9% 
Teilnehmer/Innen an Personen im erwerbsfähigen Alter allein mehr als 0,4% des BIP 
aufgewendet werden. 

Die Niederlande haben in den letzten 15 Jahren eine Reihe von politischen Maßnahmen 
umgesetzt, die auf eine Verschärfung von Anspruchsbedingungen auf Kranken- und 
Invaliditätsleistungen sowie eine Verlagerung der Verantwortlichkeiten vom Staat auf 
Arbeitgeber/Innen und Arbeitnehmer/Innen abzielen. Nach der Systemlogik sind diese besser 
zur Durchsetzung von gegenseitigen Verpflichtungen in der Lage. Der Fokus geht hin zu 
einem aktivierenden Ansatz, der die (Rest)Arbeitsfähigkeit in den Mittelpunkt rückt. 

Beim „Experience-Rating“ müssen Unternehmen bzw. Sektoren, deren 
Arbeitnehmer/Innen häufiger eine Invaliditätsleistung in Anspruch nehmen, nach einem 
„Verursacherprinzip“ höhere Sozialbeiträge entrichten, was die Anreize für präventive 
Maßnahmen erhöht. Das Gatekeeper-Gesetz versucht das Wissen der Arbeitgeber/Innen über 
die Leistungsfähigkeit ihrer Mitarbeiter/Innen systematisch zu nützen, indem diese 
gemeinsam dazu angehalten werden, einen Plan zur Rückkehr von gesundheitlich 
beeinträchtigten Arbeitnehmer/Innen in den Arbeitsalltag zu entwickeln (OECD 2010, 14) 
und damit einen Übergang in die Invaliditätspension zu verhindern. Aufgrund einer 
zweijährigen Verpflichtung zur Entgeltfortzahlung haben die Arbeitgeber/Innen einen starken 
finanziellen Anreiz. Als finanzieller Anreiz für den/die Arbeitnehmer/In wird die 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall im Verlauf gesenkt, bei mangelnder Kooperation auch 
weiter gekürzt. Auffallend ist die relativ geringe Rolle, die medizinische Professionist/Innen 
bei der Reintegration in den Arbeitsprozess spielen (SCP 2012, 226). 

Wenn bereits eine Invaliditätsleistung bezogen wird, machen es die reformierten 
Umstände für teilweise arbeitseingeschränkte Personen wirtschaftlich vorteilhaft, das 
Leistungssystem wieder zu verlassen und einen Job anzunehmen. Nach einer bestimmten Zeit 
wird an jene Personen, die entsprechend ihren Fähigkeiten ausreichend beschäftigt sind, ein 
Zuschuss ausbezahlt, jedoch nur eine minimale Leistung an jene Personen, die nicht 
ausreichend beschäftigt sind. Allerdings haben Arbeitnehmer/Innen, deren Arbeitsfähigkeit 


um weniger als 35 Prozent reduziert ist, keinen Anspruch auf Invaliditätsleistungen mehr, und 
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auch kaum finanzielle Anreize fiir eine Arbeitsaufnahme (European Commission 2012, 125; 
SPC 2012, 230). 

Insgesamt sind durch die Maßnahmen zusammen mit _ strengeren 
Anspruchsberechtigungsprüfungen für Invaliditätsleistungen und einer Neuüberprüfung von 
Bezieher/Innen von Invaliditätsleistungen die Krankenstandszahlen und die Neuzugänge in 
Invaliditätsleistungen zurückgegangen," die Erwerbsquote von Personen mit teilweiser 
Arbeitsunfähigkeit ist bei Korrektur für das veränderte Profil der Gruppe leicht gestiegen. 
Allerdings stehen die Maßnahmen z.T. im Verdacht, die Beschäftigung von Personen, die von 
den Arbeitgeber/Innen als “anfällig” für eine zukünftige Krankheit oder Behinderung 
eingestuft werden, zu erschweren. Auch ist das Aufrechterhalten einer Beziehung zu der/m 
Arbeitgeber/In ausschlaggebend für das Funktionieren des Systems. Bei Personen ohne 
Arbeitgeber/In oder Personen, für die der/die Arbeitgeber/in aufgrund von Sonderregelungen 
keine Entgeltfortzahlung leisten muss, zeigen sich unbefriedigende Integrationsraten (OECD 
2010, 14; SCP 2012, 227ff). 

Arbeitgeber/Innen, die behinderte Menschen einstellen oder an einer anderen Position 
innerhalb des Unternehmens einsetzen, können in den Niederlanden eine Reihe von 
staatlichen Beihilfen im Rahmen von subventionierter Beschäftigung beantragen. Es besteht 
auch die Möglichkeit von subventionierten flexiblen Arbeitsverträgen. Die ersten drei Monate 
einer Beschäftigung können als Probezeit gelten, während der der/die Arbeitgeber/In keine 
Entlohnung leisten muss. Zusätzlich ist es möglich, für Empfänger/Innen von 
Invaliditätsleistungen Löhne unter dem Mindestniveau zu zahlen, wenn dies aufgrund der 
geringen Produktivität gerechtfertigt ist. Die Maßnahmen haben sich jedoch bei der 
Verbesserung der Beschäftigungsaussichten für Menschen mit Behinderungen noch nicht als 
wirksam erwiesen. 

Die geringe Anzahl von Personen, die geschützte Werkstätten verlassen, und die relativ 
hohen Kosten des Instruments haben zu einer Neubewertung der geschützten Beschäftigung 
geführt. Entsprechend hat sich der Schwerpunkt im letzten Jahrzehnt mehr auf die Platzierung 
in geeignete subventionierte Arbeitsplätze bei Arbeitgeber/Innen im offenen Markt 
verschoben. Trotz der Reformen verfügt nur ein äußerst geringer Anteil der Zielgruppe über 
eine Beschäftigung im offenen Markt. Die Erfolge einer Transformation in den offenen 
Arbeitsmarkt sind angesichts der lang anhaltenden Behinderungen von Personen innerhalb der 


Zielgruppe gering. 





“ Der Anteil von Personen mit einer Invaliditätsleistung liegt jedoch nach wie vor über dem EU-Durchschnitt 
und die Ausgaben für Invaliditätsleistungen sind nach wie vor eine der höchsten in der EU. Auch die 
Krankenstandszahlen liegen nach wie vor über dem europäischen Durchschnitt (SPC 2012, 227). 
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Zur Bereitstellung von unterstützter Beschäftigung verwenden die Niederlande ein 
nationales landesweites System von privaten (Wieder)Eingliederungsdiensten und Job-Coach- 
Organisationen. Arbeitssuchende Personen erhalten Unterstützung, um ihre Fähigkeiten und 
Arbeitspräferenzen zu identifizieren. Zur Erlangung und Aufrechterhaltung bezahlter 
Arbeitsplätze am offenen Arbeitsmarkt steht ein Job-Coach bereit. Der Vorteil ist der Fokus 
auf die Bereitstellung von Arbeit im offenen Arbeitsmarkt (alternativ können die Gemeinden 
Unterstützte Beschäftigung auch an Unternehmen im geschützten Sektor delegieren). Ein 
genereller Schwachpunkt ist jedoch, dass zu wenige behinderte Arbeitnehmer/Innen in 
Beschäftigung verbleiben. Notwendige Verbesserungen beziehen sich auf die mangelnde 
Zusammenarbeit seitens des Pflegesektors und der sozialen und medizinischen Dienste. Aus 
budgettechnischen Gründen wird auch vorgeschlagen, die Bereitstellung von 
Dienstleistungen, insbesondere für schwerbehinderte Menschen, wieder vom öffentlichen 
Sektor durchführen zu lassen. 

Adaptierungen am Arbeitsplatz werden als ein wesentlicher Teil zur Gewährung von 
Nicht-Diskriminierung aufgrund von Behinderung am Arbeitsplatz erachtet. Aufgrund des 
Mangels an spezialisierten Dienstleistungen zur Unterstützung der Arbeitgeber/Innen wird 
derzeit auch ein experimentelles Projekt zur Beratung über „Job Carving“ (Zuschneidung 
eines individuellen Arbeitsplatzes) durchgeführt. Es existiert auch die Möglichkeit eines 
zweckgebundenen persönlichen Budgets für Wiedereingliederungsaktivitäten. Das 
Teilnahme-Budget umfasst individuelles Case-Management, institutionelle Ausbildung, 
soziale Aktivierung und Rekrutierungsanreize. 

Beim Kündigungsschutz sind die Niederlande spezifisch darin, öffentliche Behörden zu 
befähigen, eine präventive Überprüfung der Rechtmäßigkeit von Kündigungen vorzunehmen. 
Im Ergebnis können Arbeitgeber/Innen davon abgehalten werden, Mitarbeiter/Innen 
leichtfertig zu kündigen. Eine Kündigung u.a. im Falle von behinderten Personen gilt 
grundsätzlich als unlauter. Ansonsten sind die Kündigungsbestimmungen für behinderte 
Menschen und andere Arbeitskräfte gleich. Die Folge ist, dass die Arbeitgeber/Innen bereits 
aufgrund der allgemeinen Schwierigkeit von Kündigungen zögern, Menschen mit 
Behinderungen eine feste Anstellung zu geben. Hinzu kommt, dass während der Zeit der 
verlängerten Entgeltfortzahlung von zwei Jahren im Krankheitsfall (Gatekeeper-Gesetz) eine 


Kündigung grundsätzlich unmöglich ist. 
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3.4 Vereinigtes Königreich 


3.4.1 Einleitung 


3.4.1.1 Grundzüge 


Die politischen Strategien zur Arbeitsmarktintegration von Menschen mit Behinderungen im 


Vereinigten Königreich durchliefen in den letzten Jahren eine Reihe von signifikanten 


Veränderungen. Dazu zählen neue gesetzliche Richtlinien, die Einführung neuer Programme 


aktiver Arbeitsmarktpolitik sowie Maßnahmen zur Vereinfachung des Systems der 


Transferleistungen für Arbeitsunfähigkeit und der Bereitstellung von Dienstleistungen. Der 


Typus der umgesetzten Maßnahmen verweist auch auf einige neue Tendenzen in der 


britischen Behinderungs- und Beschäftigungspolitik: 


Verstärkte Betonung der Unterstützung behinderter Menschen im Rahmen von 
Mainstream- anstatt spezialisierter Beschäftigungsprogramme (i.e., Einführung des 
umfassenden Mainstream-Schemas „Work-Programme“, und Reduktion der Zahl von 
spezifischen Beschäftigungs-Maßnahmen für behinderte Arbeitsuchende bzw. 


Arbeitnehmer/Innen); 


Abkehr von subventionierten Programmen (Lohnkostenzuschüsse) hin zu Programmen 
unterstützter Beschäftigung und kombinierten Maßnahmen mit mehr individualisierter 
und flexibler Unterstützung bzw. finanzielle Anreize, die sich direkt an die behinderten 
Personen und weniger an die Arbeitgeber/Innen richten (i.e., persönliches Budget, „Work 
Choice“, das neue Beschäftigungsprogramm für Menschen mit Behinderungen, gewährt 


Arbeitgeber/Innen nur limitierte finanzielle Unterstützung); 


verstärkter Fokus auf die Unterstützung behinderter Menschen bei der Erlangung von 
Beschäftigung (im Gegensatz zum früheren „Work Step“-Programm bietet „Work 
Choice“ nicht nur Unterstützung bei der Erhaltung, sondern auch bei der Erlangung eines 


Arbeitsplatzes); 


Anreize für behinderte Personen zur Aufnahme und Beibehaltung von Beschäftigung 
durch stärkere Nutzung von „In-Work“-Transfers im Rahmen der sogenannten „Make 
Work Pay“-Strategie (i.e., Reform der Transfers für Arbeitsunfähigkeit, Einführung der 
Beschäftigungsunterstützungsbeihilfe 2008); 


Änderung des Finanzierungsmechanismus‘ von Dienstleistern, um die Wirksamkeit des 
Systems zu erhöhen (i.e., Einführung einer Finanzierung basierend auf tatsächlichen 


Beschäftigungsergebnissen); 
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e Einführung eines neuen Anti-Diskriminierungs-Gesetzes (Equality-Act 2010), um die 


Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen im Arbeitsleben zu gewährleisten. 


3.4.1.2 Definition von Behinderung 


Im Equality Act von 2010 (im Folgenden EA) wird eine Person als behindert definiert, wenn 
sie eine geistige oder körperliche Beeinträchtigung aufweist, die eine erhebliche und 
langfristige negative Auswirkung auf die Fähigkeit der Person zur Durchführung von 
normalen täglichen Aktivitäten hat. Es ist zu beachten, dass diese Definition sich (leicht) von 
der zuvor im Disability Discrimination Act (DDA) von 1995 verwendeten Definition 
unterscheidet, die zusätzlich erforderte, dass die behinderte Person in einer normalen 
täglichen Aktivität beeinträchtigt war, die spezifische Kapazitäten (wie Mobilität, Sprache 


oder Hören) involviert. 


3.4.1.3 Empirische Daten 


Nationale Daten 





Im Vereinigten Königreich gibt es rund 6,7 Millionen behinderte Menschen im 
erwerbsfähigen Alter, die 18% der Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter repräsentieren 
(Ergebnisse Labour Force Survey Mai 2009 zit. nach Employers’ Forum on Disability). Wie 
auch in anderen europäischen Ländern, steigt die Häufigkeit von Behinderungen mit dem 
Alter: eines/r von 20 Kindern bzw. Jugendlichen ist behindert, verglichen mit rund einem von 
sieben Erwachsenen im erwerbsfähigen Alter und fast der Hälfte der Personen im 
Pensionsalter (Ergebnisse Family Resources Survey 2008/2009 zit. nach Employers’ Forum 
on Disability). Auch die Erwerbsquote unterscheidet sich deutlich zwischen behinderten und 


nicht behinderten Personen im erwerbsfähigen Alter: 


e Nur etwa 50% der behinderten Menschen im erwerbsfähigen Alter sind erwerbstätig im 
Vergleich zu 80% der nicht behinderten Personen gleichen Alters (Ergebnisse Labour 
Force Survey Mai 2009 zit. nach Employers’ Forum on Disability). Die Lücke in der 
Erwerbsquote zwischen nicht behinderten und behinderten Personen im erwerbsfähigen 
Alter hat sich allerdings von rund 36 Prozentpunkten im Jahr 2002 auf rund 30 
Prozentpunkte im Jahr 2009 verkleinert. Dieser Trend setzt sich fort: im Jahr 2011 betrug 
die Erwerbsquote von Menschen mit Behinderungen 48,8%, verglichen mit 77,5% der 


nicht behinderten Personen. 
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e Bildung verringert die Differenzen in der Beschäftigung zwischen behinderten und nicht 
behinderten Menschen. Auffällig ist, dass 76% der behinderten Personen mit einem 
Hochschulabschluss erwerbstätig sind, verglichen mit 90% der nicht behinderten 
Menschen. Ohne abgeschlossene Qualifikation sind nur 23% der behinderten Menschen 
in Beschäftigung, im Vergleich zu 60% der nicht behinderten Menschen (Ergebnisse 


Labour Force Survey Juni 2006 zit. nach Employers’ Forum on Disability). 


Die in Umfragen auf Seiten von behinderten Arbeitnehmer/Innen identifizierten Barrieren für 
die Beschäftigung weisen auf die Notwendigkeit von Unterstützung bzw. Verständnis von 
Seiten einer/s Vorgesetzten oder von Kolleg/Innen (in Bezug auf flexible Arbeitszeiten, 
Flexibilität für krankheitsbedingte Auszeiten, Umgang mit Stress oder Inanspruchnahme von 
Pausen) hin. Nur einer von 20 Befragten gab an, dass er/sie tatsächlich Unterstützung bei der 


Durchführung ihrer Arbeit benötigt (Office for Disability Issues 2008).* 


Internationale Daten 





Den EU-SILC-Daten zufolge fällt der Anteil von Personen im Erwerbsalter mit 
gesundheitlichen Einschränkungen im Vereinigten Königreich im Jahr 2009 unter den 
untersuchten Ländern mit 15% vergleichsweise gering aus. Auch der Unterschied zwischen 
Frauen (15%) und Männern (16%) ist mit einem Prozentpunkt sehr gering. Eine relativ 
geringe Prävalenz ergibt sich auch bei Personen ab 45 Jahren, wo weniger als jede/r Vierte 
betroffen ist. Die Raten für Personen im Alter von 16 bis 24 Jahren fallen mit weniger als 7% 
überhaupt am geringsten aus. Die Erwerbsquote von Menschen mit Behinderungen ist mit 
44% von allen untersuchten Ländern die geringste und liegt damit sogar Knapp unter dem EU- 
27-Durchschnitt. Die Teilzeitquote fällt mit 27% eher in den mittleren Bereich der 
untersuchten Länder. Die Erwerbsquote von behinderten Frauen ist mit 42% die geringste von 
den untersuchten Ländern, ebenso mit etwas über 40% jene von behinderten Personen über 45 
Jahren. Die Armutsgefährdungsrate von Personen mit Behinderungen ist mit 22% (Frauen: 
21%) die höchste unter den untersuchten Ländern und liegt sogar über dem EU-27-Schnitt 
von 21%. 





® Diese Statistiken werden vom britischen Arbeitgeber/Innen-Forum für Behinderung bereitgestellt und 


betreffen v.a. Großbritannien ab (Statistiken für Nordirland sind nicht enthalten). 
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3.4.2 Antidiskriminierungs-/Gleichstellungs-Gesetzgebung 


Im Allgemeinen gilt für behinderte Menschen das gleiche allgemeine Arbeitsrecht wie für 
nicht behinderte Menschen. Allerdings sind Menschen mit Behinderungen durch den EA 
geschützt, welcher ungleiche Behandlung verbietet und zu Chancengleichheit in 
Beschäftigung und in anderen Bereichen der Gesellschaft beiträgt. Der EA konsolidiert die 
zahlreichen Gesetze und Verordnungen, die zuvor die Grundlage für Antidiskriminierungs- 
Gesetze bildeten. Unter das Gesetz wurden der Equal Pay Act 1970, der Sex Discrimination 
Act 1975, der Race Relations Act 1976, der Disability Discrimination Act 1995 (DDA) und 
ihre späteren Novellierungen (sowie auch drei wichtige gesetzliche Instrumente zum Schutz 
gegen Diskriminierung in der Beschäftigung aufgrund von Religion oder Weltanschauung, 
sexueller Orientierung und Alter) subsumiert. Der EA widerspiegelt und setzt die Ziele und 
Bestimmungen der wichtigsten jüngsten EU-Richtlinien zur Gleichbehandlung um. Er 
erfordert die Verwirklichung der Gleichbehandlung nicht nur beim Zugang zu Beschäftigung 
sondern auch in der fairen und gerechten Bereitstellung von privaten und öffentlichen 
Dienstleistungen. 

Die Definition von Behinderung (vgl. 3.4.1.2) birgt einige Schwierigkeiten für potentielle 
Beschwerdeführer/Innen im Hinblick auf ungerechtfertigte Behandlung aufgrund von 


Behinderung. 


e Die größte Schwierigkeit ist die Betretenheit, die mit einer öffentlichen Prüfung und dem 
Nachweis der Beeinträchtigung und deren Auswirkungen einhergehen. Im Falle einer 
ungesetzlichen Behandlung von Menschen mit Behinderungen hat sich die Verteidigung 
der mutmaßlich diskriminierenden Person oft bewusst dafür entschieden, im Sinne einer 
Einschüchterungsstrategie den Behinderungsstatus des/r Kläger/In in Frage zu stellen, um 
Druck in Richtung Einigung oder Zurückziehen des Falles auszuüben (Lawson 2011). 
Der Prozess des Nachweises der Beeinträchtigung und der damit verbundenen 
funktionellen Einschränkungen wird z.T. als dermaßen invasiv angesehen, dass er sogar 
mit dem Kreuzverhör der Opfer von Vergewaltigungen verglichen wurde (Burgdorf 


1997). 


e Die Anforderung im EA, dass eine Beeinträchtigung eine erhebliche und längerfristige 
Wirkung haben muss, hat ebenfalls gravierende Implikationen. Diese Anforderung 
bewirkt, dass Diskriminierungsklagen aufgrund von Behinderung von Menschen, die 
aufgrund von nur geringfügigen Beeinträchtigungen oder Beeinträchtigungen, die sich in 


Zukunft auswirken Könnten, weniger günstig behandelt werden. Es gibt Beispiele aus 
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anderen Ländern, in denen gesetzliche Definitionen von Behinderung keine solchen 
Anforderungen aufweisen. Auch die Definition von Behinderung in der UN-Konvention 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (,Menschen mit Behinderungen 
umfassen jene Personen, die langfristige körperliche, geistige, intellektuelle oder 
sensorische Beeinträchtigungen aufweisen, die in Wechselwirkung mit verschiedenen 
Barrieren ihre volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung mit anderen beeinträchtigen könnten“) enthält das Wort „könnten“ 
und impliziert damit, dass eine tatsächliche Hemmnis der Teilhabe an der Gesellschaft 


aufgrund von Beeinträchtigungen nicht erforderlich ist. 


Im EA wird die Vergleichsanforderung (eine behinderte Person wird im Vergleich zu einer 
nicht behinderten Person weniger günstig behandelt) zur Gänze aufgegeben. Die 
behinderungsbezogene Diskriminierungsbestimmung verwendet den Begriff 
„Benachteiligung“ und nicht den bisher verwendeten Begriff „weniger günstige Behandlung“. 
Dies wird als Verbesserung angesehen, da jetzt der/die Beklagte beweisen muss, dass die 
Benachteiligung „ein angemessenes Mittel zur Erreichung eines legitimen Ziels“ gewesen ist. 
Diese Vereinfachung bringt das Gesetz in Einklang mit der UN-Konvention über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen, die einräumt, dass bestimmte Behandlungsformen nur 
dann diskriminierend sind, wenn sie nicht gerechtfertigt sind (Lawson 2011). 

Der EA gewährt den vollen Schutz des Behinderungs-Antidiskriminierungsgesetzes nur 
für jene Personen, die er als derzeit oder ehemals behindert klassifiziert. Er gewährt aber auch 
eine begrenzte Form des Schutzes für diejenigen Personen, die weniger günstig behandelt 
werden, weil sie mit einer behinderten Person assoziiert werden oder fälschlicherweise als 
behindert wahrgenommen werden. Dieser letztgenannte Schutz erstreckt sich nur auf den 
Schutz vor „unmittelbarer Diskriminierung“ und vor Belästigung. 

Der EA verbietet es Arbeitgeber/Innen, Menschen aus einem Grund im Zusammenhang 
mit ihrer Behinderung direkt oder indirekt zu diskriminieren. Er umfasst rechtliche Pflichten 
der Arbeitgeber/Innen in vielfältigen Aspekten der Beschäftigung: ausgehend vom 
Einstellungsprozess (wie z.B. Antragsformulare, Interviewvereinbarungen, 
Eignungsprüfungen, Stellenangebote, einschließlich Arbeitsentgelt), in der 
Karriereentwicklung während einer aufrechten Beschäftigung (z. B. Beförderung), in der 
Retention, bei Training und Personaleinsatz (z.B. Versetzungs- oder 
Ausbildungsmöglichkeiten, arbeitsbedingte Vorteile wie der Zugang zu 


Erholungseinrichtungen) und auch bei Kündigung/Freisetzung (z.B. sollten Arbeitgeber/Innen 
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bei der Heranziehung von Abwesenheitszeiten als Grundlage fiir eine Kiindigung durch 
Behinderung bedingte Krankenstände nicht berücksichtigen). 

Im EA haben die Arbeitgeber/Innen ausdrücklich die Pflicht, „zumutbare Adaptierungen“ 
in den Beschäftigungsarrangements und/oder den physischen Begebenheiten der Arbeitsstätte 
vorzunehmen, um sicherzustellen, dass Personen mit Behinderungen nicht einer erheblichen 
Benachteiligung ausgesetzt sind (Disability Law Service 2010). Ein Verstoß gegen eine 
zumutbare Adaptierungspflicht stellt eine rechtswidrige Diskriminierung durch den/die 
Arbeitgeber/In dar (vgl. auch 3.4.4.3). 

Der EA implementiert auch ein wichtiges Verbot im Rahmen der Gleichstellungsgesetze 
im Vereinigten Königreich: es hindert die Arbeitgeber/Innen, Bewerber/Innen nach ihrer 
Gesundheit zu fragen, bevor sie entscheiden, ob sie diese beschäftigen. Die Kommission für 
Gleichstellung und Menschenrechte (EHRC) kann auch ein Verfahren gegen eine/n 
Arbeitgeber/In anstrengen, der/die verbotene Fragen gestellt hat, unabhängig davon, ob 
seine/ihre Einstellungsentscheidungen sich auf die betreffenden Informationen gestützt haben. 
Ein generelles Verbot dieser Praxis und die Ermächtigung des EHRC, dessen Einhaltung 
(auch ohne die Notwendigkeit der Identifikation konkreter leidtragender Personen) zu 
überwachen, werden als sehr wichtige Ergänzung zur Anti-Diskriminierungsgesetzgebung in 
Bezug auf Behinderung im Vereinigten Königreich angesehen. 

Es gibt allerdings einige Ausnahmen von dieser Regel, auf die sich Arbeitgeber/Innen, 
die nicht bereit sind, auf Gesundheits-Checks vor der Einstellung zu verzichten, z.T. nach wie 
vor stützen. Die wichtigste dieser Ausnahmen betrifft die Abklärung, ob der/die Bewerber/In 
in der Lage sein wird, nach „zumutbaren Adaptierungen“ für die Konkrete Arbeitstätigkeit 
„charakteristische Funktionen“ auszuüben. Weitere, weniger diskriminierende Ausnahmen 


umfassen die folgenden Aspekte: 


e die Notwendigkeit festzustellen, ob Anpassungen des Interviews oder des 


Beurteilungsprozesses vorzunehmen sind, und 


e die Notwendigkeit festzustellen, ob der/die Kandidat/In für „positive“ Maßnahmen in 
Betracht gezogen werden sollte. 
Die Wirksamkeit des Verbots von Gesundheits-Checks vor der Entscheidung über eine 


Einstellung hängt massiv von der rechtlichen Auslegung der Ausnahme bezüglich der für den 
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Arbeitsplatz „charakteristischen Funktionen“ und von der Ausübung der Kontrollfunktion des 
EHRC ab.“ 

Obwohl die angefiihrten Aspekte in einer internationalen Betrachtung nicht ganz neu 
sind, markieren sie doch einen neuen und innovativen Ansatz zur Förderung der 
Gleichstellung in der Arbeitsmarktpolitik im Vereinigten Königreich. Die Wirksamkeit des 
EA wird letztlich davon abhängen, wie sehr sich behinderte Menschen ihrer Rechte bewusst 
sind, und wie sehr Arbeitgeber/Innen ihre Pflichten bewusst gemacht werden. Die 
Arbeitgeber/Innen sind vor allem dafür verantwortlich, dass zumutbare Adaptierungen für 
behinderte Mitarbeiter/Innen erfolgen, um diese auf ein gleichartiges Niveau mit nicht 


behinderten Arbeitnehmer/Innen zu bringen. 


3.4.3 Quotensystem 


Im Jahr 1996 wurde die immer weniger eingehaltene verpflichtende Beschäftigungsquote von 
3% für Arbeitgeber/Innen ab 20 Beschäftigten durch einen Sonderabschnitt zur Beschäftigung 
im neuen Antidiskriminierungsgesetz abgelöst. Innerhalb des Quotensystems bestand 
lediglich die Anforderung, behinderten Personen eine beliebige Beschäftigung zu geben. Die 
Regelungen schützten nicht davor, bei Entlohnung, Arbeitszeit, Art der Arbeit oder Zugang zu 
Trainings- und Promotionsmöglichkeiten diskriminiert zu werden (OECD/Europiisches 
Zentrum 2003, 268/390). Allerdings gibt es im öffentlichen ein vorgegebenes Ziel, dass 3,2% 
aller Senior-Beschäftigten behinderte Personen sein sollen (NDA 2007, 15). 


3.4.4 Aktive arbeitsmarktpolitische Programme und Anreize für Beschäftigung 


Im Vereinigten Königreich erhalten behinderte Menschen sowohl durch Mainstream- als auch 
durch spezifische Programme Unterstützung zur Erlangung und Beibehaltung von 
Beschäftigung. Das größte Mainstream-Schema „Work Programme‘ bietet Unterstützung für 
langzeitarbeitslose Personen sowie Personen mit Risiko für Langzeitarbeitslosigkeit. Es 


wurde im Juni 2011 eingeführt und ersetzt eine Reihe von früheren Welfare-to-Work- 





4 Es ist jedoch zu beachten, dass es keine Regulierung im EA gibt, die Arbeitgeber/Innen davon abhält, 
Gesundheits-Checks zu verlangen, nachdem sie ein Stellenangebot ausgesprochen haben. Diese 
Gesundheitsinformationen werden z.B. dazu verwendet, um zur Vermeidung von substantiellen Nachteilen für 
den/die behinderte/n Arbeitnehmer/In angemessene Adaptierungen am Arbeitsplatz vorzunehmen. Ein wichtiger 
Aspekt in dieser Hinsicht ist, in welchen Fällen die Rücknahme eines Stellenangebots basierend auf den 
Empfehlungen einer/s arbeitsmedizinischen Gutachter/In erfolgreich als Diskriminierung aufgrund einer 
Behinderung angefochten werden kann. 
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Programmen, die im vergangenen Jahrzehnt entwickelt und implementiert wurden.” 
Aufgrund der kürzlich erfolgten Einführung ist noch keine Evaluierung dieses Programms 
verfügbar. Es wird erwartet, dass es Unterstützung für mehr als 500.000 Personen pro Jahr, 
davon 120.000 Menschen mit einer Behinderung oder einem langfristigen gesundheitlichen 
Problem, zwischen 2011/12 und 2013/14 bereitstellen wird (DWP 2011). 

Während die Einrichtung dieses umfangreichen Beschäftigungsprogramms eine Tendenz 
zu verstärkter Einbeziehung von Menschen mit Behinderungen in Mainstream-Programme 
nahelegt, existiert auch eine Reihe von spezifischen Beschäftigungsprogrammen und 
Dienstleistungen, um sicherzustellen, dass den behinderten Personen maßgeschneiderte 
Unterstützung zur Verfügung steht. Dazu gehören die Programme „Work Choice”, „Access to 
Work” und lokale Trainingsorganisationen sowie „Remploy”. Alle vier Programme werden 
von der Abteilung für Arbeit und Pensionen (DWP) aus dem allgemeinen Staatsbudget 
finanziert. 

Von den vier Programmen ist „Work Choice“ in jüngster Zeit (2010) umgesetzt worden. 
Es bietet Hilfe für Menschen mit Behinderungen, die komplexe Unterstützungsbedarfe 
aufweisen, die Barrieren bei der Erlangung und Beibehaltung von Beschäftigung 
gegenüberstehen, und die nicht genügend durch Mainstream-Beschäftigungsprogramme 
erreicht werden. Es verbindet Elemente von unterstützter sowie geschützter Beschäftigung. 

„Access to Work“ ist eine Maßnahme unterstützter Beschäftigung, welche behinderten 
Beschäftigten und ihren Arbeitgeber/Innen praktische Beratung und finanzielle Unterstützung 
(Zuschüsse, Subventionen) bereitstellt, um arbeitsbezogene Barrieren zu beseitigen. 
Spezialisierte Schulungen für arbeitslose behinderte Menschen mit komplexen Bedürfnissen 
mit dem Ziel, unselbständige oder selbständige Erwerbstätigkeit zu sichern und zu erhalten, 
werden von den lokalen Trainingsorganisationen zur Verfügung gestellt. 

Schließlich stellt „Remploy“, eine von der Regierung finanzierte öffentliche Einrichtung, 
welche langfristige Beschäftigung und Arbeitsvermittlung für behinderte Menschen anbietet, 
eine Form von geschützter Beschäftigung dar. 

Das Vereinigte Königreich gab im Jahr 2010 insgesamt 0,02% des BIP für aktive 
Arbeitsmarktprogramme für Menschen mit Behinderungen aus. Es nahmen rund 0,4% der 
Bevölkerung im Erwerbsalter an diesen Programmen teil. Der Schwerpunkt liegt beim 


universellen Programm Work Choice bzw. auf unterstützter Beschäftigung (vgl. Tab. 15). 





® Zu den früheren Programmen zählen New Deal, Flexible New Deal, Pathways to Work und Employment 
Zones. 
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Tab. 15: Teilnehmer/Innen an und Ausgaben für aktive Arbeitsmarktprogramme für Menschen 
mit Behinderungen (2010) 









































Teilnehmer/Innen in % Ausgaben in % BIP 

Bevölkerung 15-64 Jahre 
Umfassende Programme 
Workchoice* 0,29 0,01 
Subventionierte Beschäftigung 
Subventionierte Beschäftigung - 0,00 
Geschützte Beschäftigung 
Remploy 0,03 0,01 
Unterstützte Beschäftigung 
Access to Work 0,09 0,01 
Lokale Trainingsorganisationen 0,00 0,00 
Gesamtsumme 0,41 0,02 











Quelle: DWP 2011; Eurostat Labour Market Policy Database (Subventionierte Beschäftigung, Ausgaben 
unterstützte Beschäftigung) 
* Schätzung pro Jahr 2010/11 bis 2014/15 


Die Finanzierung von nationalen Beschäftigungsprogrammen im Vereinigten Königreich, 
einschließlich jenen, die auf behinderte Menschen abzielen, ist ergebnisorientiert ausgerichtet, 
i.e., die Dienstleister werden nach Maßgabe der Anzahl der Personen, denen sie erfolgreich zu 
einer Beschäftigung verholfen haben, bezahlt. Ergebnisorientierte Finanzierung wird als der 
effektivste Weg angesehen, um sicherzustellen, dass die Dienstleister einen Anreiz zur 
optimalen Nutzung der erhaltenen Mittel haben. Es ist für sie beispielsweise nicht attraktiv, 
Menschen länger als nötig zu betreuen, wodurch auch das System kostengünstiger wird 
(OECD 2010). 

Um einen weiteren Beschäftigungsanreiz für behinderte Menschen anstelle des Bezugs 
von Transferleistungen zu setzen („Make Work Pay“), wurden im Jahr 2008 auch 
Änderungen bei den Leistungen im Falle von Arbeitsunfähigkeit implementiert (OECD 
2010). Die neue Transferleistung „Beschäftigungsunterstützungsbeihilfe“ (ESA) bietet 
finanzielle Unterstützung für Menschen, deren Arbeitsfähigkeit aufgrund einer Behinderung 
oder Krankheit reduziert ist. Anspruchsberechtigte Personen müssen sich einer Bewertung der 
Arbeitsfähigkeit unterziehen und werden bei Bedarf auch von einem/r Ärzt/In untersucht. 
Personen, die über eine bestimmte Arbeitsfähigkeit verfügen, werden im Rahmen einer 
„arbeitsbezogenen Aktivitätsgruppe“ bei der Vorbereitung auf eine angemessene 
Beschäftigung unterstützt. Eine Verweigerung der Teilnahme kann den Anspruch auf die 
Beihilfe verwirken. Einmal in Beschäftigung, kann die Beihilfe über einen Zeitraum von 52 
Wochen weiterbezogen werden, das Arbeitsausmaß darf aber 16 Stunden pro Woche nicht 


überschreiten (DWP 2012). Darüber hinaus gibt es auch „Working Tax Credits“ zur 
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Ergänzung des Erwerbseinkommens, die die Menschen ebenfalls dazu motivieren sollen, in 


den Arbeitsmarkt einzutreten und ihre Invaliditätstransferleistungen aufzugeben. 


3.4.4.1 Das neue umfassende Programm „Work Choice“ 


Im Oktober 2010 wurden mehrere frühere Einzelprogramme (,,Work Step“, „Work 
Preparation” und „Job Introduction Scheme”) durch das neue umfassende Programm ‚Work 
Choice“ ersetzt.” Der Hauptgrund dafür war die Beseitigung von Komplexität und 
Fragmentierung aufgrund des Vorhandenseins von drei spezifischen Programmen mit 
demselben Ziel (DWP 2011). „Work Choice“ unterstützt Menschen mit Behinderungen im 
erwerbsfähigen Alter, deren Bedarf nicht durch andere Arbeitsprogramme des Jobcenters wie 
„Access to Work“ oder Arbeitsplatzadaptierungen (vgl. weiter unten) abgedeckt werden kann. 
Das Programm wird auf die individuellen Bedürfnisse zugeschnitten und konzentriert sich 
darauf, Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit zu geben, ihr volles Potenzial 
auszuschöpfen und selbstbestimmter zu agieren. Es wird vom DWP verwaltet und von 
Organisationen des Öffentlichen, privaten und Dritten Sektors sowie von Remploy (vgl. 
3.4.4.2) angeboten. Eine wichtige Änderung ist, dass das DWP bei „Work Choice“, im 
Gegensatz zu früheren Programmen wie “WorkStep”, Verträge mit einer relativ kleinen Zahl 
von größeren Anbietern abschließt, welche dann ihrerseits Kleinere und mehr spezialisierte 
Dienste beauftragen. 

Das Programm weist einen modularen Ansatz auf, in dem die Selbstbestimmung der 


Klient/Innen sowie ein Übergang in nicht unterstützte Beschäftigung betont werden: 


e Modul 1: Unterstützung bei der Arbeitsaufnahme für eine Dauer von bis zu sechs 
Monaten; Hilfe bei der Entwicklung von persönlichen Fähigkeiten und auch 


arbeitsbezogene Beratung für unterstützte oder nicht unterstützte Beschäftigung. 


e Modul 2: Unterstützung am Arbeitsplatz für eine Dauer von bis zu zwei Jahren; Hilfe bei 


der Arbeitsaufnahme und beim Erhalt einer Beschäftigung. 





“© Das wichtigste frühere Aktivierungsprogramm für behinderte Menschen, „Work Step“, richtete sich an 
Personen, die mit massiven Beschäftigungsbarrieren Konfrontiert waren, aber mit der geeigneten individuellen 
Unterstützung seitens des Jobcenters eine Beschäftigung ausüben konnten. Teilnehmer/Innen wurden im offenen 
Arbeitsmarkt durch unterstützte Beschäftigung oder in geschützten Unternehmen beschäftigt. Das Ziel bestand 
darin, die Klient/Innen in reguläre, nicht unterstützte Beschäftigung zu vermitteln. Die behinderten Personen 
erhielten den gleichen Lohn wie nicht behinderte Kolleg/Innen bei gleicher oder ähnlicher Arbeit. Zu 
Beschäftigungsbeginn stellte der/die Betreuer/In die behinderte Person den Vorgesetzten und den Kolleg/Innen 
am Arbeitsplatz vor. Die behinderte Person vereinbarte einen Entwicklungsplan mit dem/r Betreuer/In und dem/r 
Arbeitgeber/In, um notwendige Schulungen, Einweisungen und Weiterentwicklungen am Arbeitsplatz 
sicherzustellen. 
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e Modul 3: Längerfristige Unterstützung am Arbeitsplatz; Hilfe zur Weiterentwicklung im 
Job und ggf. für den Wechsel in nicht unterstützte Arbeit (Directgov 2012). 


„Work Choice“ zielt auf mehr Unterstützung für behinderte Menschen ab, die am weitesten 
vom Arbeitsmarkt entfernt sind, schlechte Beschäftigungschancen aufweisen und fachliche 
Unterstützung benötigen. Es soll die Inflexibilität, welche früheren Programmen innewohnte, 
vermeiden (z.B. die Erwartung, dass Klient/Innen innerhalb von acht Wochen nach dem Start 
eines Programms eine Beschäftigung aufnehmen) (DWP 2010). 

Zur Erreichung von Personen, die nur wenig Kontakt zu den Jobcentern haben, Personen, 
die keine Sozialhilfe oder ähnliche Leistungen beziehen, Personen, die vor kurzem eine 
Ausbildung abgeschlossen haben, sowie Personen mit Lernschwierigkeiten oder psychischen 
Erkrankungen werden Gemeindebehörden, Betreuungsorganisationen und lokale 
Bildungseinrichtungen aufgefordert, ihre Klient/Innen an „Work Choice“-Anbieter zu 
verweisen. Zusätzlich hat das DWP erhebliche Kommunikations-Aktivitäten in Auftrag 
gegeben, um das Programm zu bewerben. 

Das DWP ist verpflichtet, eine umfassende Evaluierung von „Work Choice“ 
durchzuführen, deren Zeitpunkt jedoch noch nicht feststeht. Die Evaluierung wird auch die 
Erfahrungen und Ansichten der wichtigsten Stakeholder umfassen. Es wird angenommen, 
dass das Programm zwischen 2010/11 und 2014/15 insgesamt 45.000 Menschen zu einer 
Arbeit verhelfen wird, die Gesamtkosten werden mit 450 Millionen Pfund veranschlagt (DWP 
2011). 

Ein wesentliches Merkmal von "Work Choice" ist sein Fokus auf die Aktivierung und 
Beschäftigung von behinderten Arbeitsuchenden durch die Bereitstellung einer flexiblen, 
integrierten und personalisierten Unterstützung. Allerdings wird den Anreizen für 
Arbeitgeber/Innen deutlich weniger Aufmerksamkeit gewidmet. Im Gegensatz zu den 
ersetzten Programmen bietet "Work Choice" im Allgemeinen keine Lohnkostenzuschüsse 


oder andere finanzielle Anreize für Arbeitgeber/Innen (COWI 2011). 


3.4.4.2 Geschützte Beschäftigung 


Remploy bietet Beschäftigungs- und Arbeitsvermittlungsdienste an. Seit seiner Gründung im 
Jahr 1945 hat es eine Vielzahl von Arbeitsstätten im ganzen Vereinigten Königreich sowohl 


im Produktions- als auch im Dienstleistungssektor errichtet. Es ist heute auch ein bedeutender 
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Anbieter von Beschäftigungs-Dienstleistungen für behinderte Menschen und andere Personen 
mit Beschäftigungsbarrieren. 

Entsprechend gibt es innerhalb der Organisation zwei getrennte Programme mit 
unterschiedlichen Zielen. „Remploy Unternehmen“ bzw. „Remploy Betriebsstätten“ ist 
verantwortlich für die Bereitstellung von langfristiger Beschäftigung für behinderte 
Menschen. „Remploy Beschäftigungsdienstleistungen“ bietet hingegen Unterstützung, um 
behinderten Arbeitssuchenden zu einer Beschäftigung auf dem freien Arbeitsmarkt zu 
verhelfen. In der Periode 2009/10 wurden 2.800 Personen in Remploy-Unternehmen 
beschäftigt. Im gleichen Zeitraum erhielten rund 10.600 Menschen mit Behinderungen 
Unterstützung durch Remploy Beschäftigungsdienstleistungen. 

Das Programm bzw. die Organisation, die direkt vom DWP finanziert wird, hat jedoch 
kürzlich aufgrund der hohen Kosten heftige Kritik auf sich gezogen. In der Periode 2009/10 
wurde Remploy mit insgesamt 98 Mio. £ finanziert, ein Großteil davon (63 Mio. £) erging an 
die Remploy-Betriebsstätten. Im Vergleich zu unterstützter Beschäftigung im Rahmen von 
„Access to Work“, für das rund 2.600 £ pro Person aufgewendet werden, belaufen sich die 
Ausgaben pro behinderte Arbeitnehmer/In in einer Remploy-Betriebsstätte auf 25.000 £ 
(DWP 2011). 

Es könnte argumentiert werden, dass die hohen Ausgaben mit dem größeren Anteil von 
Menschen mit schweren Behinderungen, die in solchen Betriebsstätten beschäftigt sind, 
zusammenhängen. Allerdings gibt es dafür keine eindeutigen Hinweise (DWP 2011). 
Beispielsweise ist der Anteil der bei Remploy beschäftigten Personen mit mentalen 
Beeinträchtigungen mit 6% relativ gering und niedriger als bei Personen, die von Remploy- 
Beschäftigungsdiensten unterstützt werden. Die hohen Kosten waren dann auch der 
Hauptgrund dafür, dass die derzeitige Regierung begann, Remploy-Unternehmen bzw. - 
Betriebsstätten abzubauen und die Finanzierung zurückzunehmen. Im Juli 2012 kündigte 


Remploy die Schließung von 27 seiner 54 Betriebsstätten an (Remploy 2012). 


3.4.4.3 Unterstützte Beschäftigung 


Persönliche Assistenz und Adaptierungen am Arbeitsplatz 





Das „Access to Work“-Programm ist ein staatliches Förderprogramm und wird vom Jobcenter 
administriert. Es bietet u.a. finanzielle Hilfen zur Finanzierung von begleitenden 
Mitarbeiter/Innen von behinderten Personen. Das Programm bietet auch finanzielle Hilfen zur 
Deckung der Kosten von (verpflichtenden) Adaptierungen, die ansonsten nicht zumutbar 


wären, wie etwa Adaptierungen bei Räumlichkeiten und Ausstattung, kommunikative 
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Unterstützung sowie spezielle Hilfsmittel und Geräte. Außerdem können Arbeitsanfahrts- 
oder Fahrtkosten zu einem Termin oder einer Schulung gefördert werden. 
Anspruchsberechtigung besteht für arbeitslose Personen, Arbeitnehmer/Innen und 
Selbständige sowohl in Vollzeit- als auch in Teilzeitbeschäftigung (Minimum von 16 Stunden 
pro Woche) (Directgov 2012). 

Die Arbeitgeber/Innen haben die ausdrückliche Pflicht, „zumutbare Adaptierungen“ in 
den Beschäftigungsarrangements und/oder den physischen Begebenheiten der Arbeitsstätte 
vorzunehmen, um sicherzustellen dass Personen mit Behinderungen nicht einer erheblichen 
Benachteiligung ausgesetzt sind. Die betreffende Person kann ein/e Mitarbeiter/In oder ein/e 
Bewerber/In sein. Von besonderer Bedeutung sind die Anforderungen, Kriterien oder 
Verfahren zu adaptieren, physische Begebenheiten zu verändern, zu entfernen oder zu 
umgehen, und unterstützende Hilfsmittel und Dienstleistungen bereitzustellen. Konkrete 
Beispiele für diese Art von Adaptierungen umfassen: Zuweisung eines Teils der Arbeit an 
andere Arbeitnehmer/Innen, die Versetzung auf einen anderen Dienstposten oder an einen 
anderen Arbeitsplatz, Adaptierungen im Bürogebäude, _Arbeitszeitflexibilität 
(Arbeitnehmer/Innen mit Behinderungen können abweichende Kernzeiten haben und zwecks 
Begutachtung, Behandlung oder Rehabilitation vom Arbeitsplatz abwesend sein), die 
Bereitstellung externer Aus- oder Fortbildung, wenn diese im Rahmen der aktuellen 
Beschäftigung nicht möglich sind, die Bereitstellung modifizierter Ausrüstung und die 
Verbesserung der Zugänglichkeit von Anleitungen und Handbüchern (Disability Law Service 
2010). 

Ein Verstoß gegen eine zumutbare Adaptierungspflicht stellt eine rechtswidrige 
Diskriminierung durch den/die Arbeitgeber/In dar (d.h., es gibt keine Rechtfertigungsgründe 
für das Unterlassen einer zumutbaren Adaptierung),'' obwohl die Verwendung des Begriffs 
„wesentlicher Nachteil“ eine geringfügige Benachteiligung für behinderte Menschen 


akzeptabel zu machen scheint.“ 





# Die Pflicht entsteht jedoch nicht, wenn der/die Arbeitgeber/In nicht weiß, dass die betreffende Person 
behindert ist und der relevanten wesentlichen Benachteiligung ausgesetzt ist. 


48 Es ist zu beachten, dass es für Arbeitgeber/Innen zulässig ist, zumutbare medizinische Kriterien für eine 
Beschäftigung anzuwenden, und eine angemessene Leistung von allen Mitarbeiter/Innen zu erwarten, sobald 
zumutbare Adaptierungen vorgenommen wurden. Allerdings gibt es unter den Arbeitgeber/Innen eine Tendenz, 
zumutbare Adaptierungen als eine Form einer speziellen Begünstigung von behinderten Menschen zu betrachten. 
Diese falsche Auffassung hat ihre Grundlage in der restriktiven rechtlichen Auslegung von Behinderung und 
notwendigen Adaptierungen. Tatsächlich sollte eine zumutbare Adaptierung nicht als eine Form der 
Entschädigung oder Subvention angesehen werden, sondern als ein von Arbeitgeber/Innen zu erwartendes 
Instrument, um besondere Nachteile abzubauen, die ansonsten ihren behinderten Mitarbeiter/Innen widerfahren 
würden. 


97 


In der Periode 2009/10 unterstützte das „Access to Work“-Programm 37.300 Menschen 
bei der Beschäftigungserlangung oder -beibehaltung, die Ausgaben betrugen 98 Mio. £ (DWP 
2011). Eine Evaluierung im Jahr 2004 schätzte eine Nettorendite von 1,48 £ pro 100 für das 
Programm ausgegebene Pfund (berechnet auf der Grundlage von bezahlten Abgaben und 
eingesparten Sozialleistungen) (Disability Employment Coalition 2004). Eine neuere 
Bewertung kam auf eine noch höhere soziale Rendite im Sinne von weiteren Einsparungen 
etwa bei Kosten für Gesundheit (DWP 2011). 

Trotz der Belege für die Wirtschaftlichkeit des Programms wurden im „Sayce-Bericht“ 
auch einige Nachteile identifiziert. So berichtete eine überraschend große Zahl von 
Arbeitgeber/Innen und behinderten Arbeitnehmer/Innen in kleinen und mittleren 
Unternehmen, dass sie noch nie von dem Programm gehört hatten, obwohl es seit 1994 zur 
Verfügung steht. Dies deutet auf die Notwendigkeit einer Verbesserung der Publicity des 
Programms hin, z.B. durch mehr und engere Zusammenarbeit zwischen Dienstleistern, 
Arbeitgeber/Innen und behinderten Klient/Innen. 

Ein weiteres Problem betrifft die geringe Zahl von neuen Antragsteller/Innen im 
Vergleich zu bestehenden begünstigten Personen, denen die Unterstützung bereits vor ein 
paar Jahren verliehen wurde. Von den 37.300 Personen, die in der Periode 2009/10 von dem 
Programm profitieren, waren etwas weniger als 50% neue Klient/Innen. Dies scheint erneut 
auf eine Informationslücke hinzuweisen, und wirft einige Zweifel über den gleichberechtigten 
Zugang zu dem Programm auf (DWP 2011). 

Ein potenziell ernsteres Problem mit dem "Access to Work" Programm wurde von einer 
Studie aus dem Jahr 2002 ausgemacht, welche von der Weigerung der Arbeitgeber/Innen (v.a. 
Kleinunternehmern) berichtet, Menschen mit Behinderung einzustellen, wenn nicht klar ist, 
ob für diese Anspruch auf finanzielle Unterstützung für die Adaptierung des Arbeitsplatzes 
oder für persönliche Assistenz besteht (Thornton/Corden 2002). Um dieses Problem zu 
umgehen, hat die Regierung im Jahr 2010 einen Bestätigungsbrief eingeführt, der die 
potentielle Förderfähigkeit für das Programm anzeigt, und den behinderte Bewerber/Innen 


ihrer/m zukünftigen Arbeitgeber/In zeigen können (DWP 2011). 


Lokale Trainingsorganisationen 





Lokale Trainingsorganisationen (RTC) bieten spezifische Ausbildung und Training, um 
Menschen mit Behinderungen in Arbeit zu bringen (Eurostat 2012b). Während Ausbildung 
auch im Rahmen von Mainstream-Programmen angeboten wird, sind RTCs in dem Sinne 


einzigartig, dass sie sich auf individuell zugeschnittene Aus- und Weiterbildung für Menschen 
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mit Behinderungen, die eine angemessene Vorbereitung auf eine arbeitsbezogene Umgebung 
benötigen, konzentrieren. RTCs bieten eine Kombination aus Leistungen wie Begleitung, 
Ausbildung am Arbeitsplatz, Berufserfahrung und Kurse zum Erwerb beruflicher 
Qualifikationen. Die Dauer der Programme beträgt maximal 52 Wochen, die 
durchschnittliche Dauer in der Periode 2009/10 betrug 35 Wochen (DWP 2011). 

Die Zahl der Teilnehmer/Innen ist vergleichsweise gering: in der Periode 2009/10 
nahmen 840 Personen an dem Programm teil, 230 stiegen in Arbeitsverträge ein, wovon zwei 
Drittel die Beschäftigung für mehr als sechs Monate aufrechthalten konnten. Die Ausgaben 
für die Periode 2009/10 betrugen 18 Mio. £ mit einem Kostenaufwand von 78.000 £ für jeden 
Job und von 120.000 £ für jeden länger andauernden Job. RTC ist damit das teuerste der 
spezialisierten Beschäftigungsprogramme für behinderte Menschen. Trotz der relativ hohen 
Kosten äußern sich die Beteiligten einschließlich der Organisationen behinderter Menschen 


sowie involvierter Fachleute positiv über das Programm (DWP 2011). 


Sonstige Maßnahmen 





Die in den Jobcentern tätigen Disability Employment Advisers (DEAs) bieten Beratung und 
Unterstützung für Arbeitgeber/Innen und Antragsteller/Innen, um Menschen mit 
Behinderungen beim Einstieg in oder bei der Fortsetzung einer Arbeit zu helfen. Die Hilfe 
wird auch in jenen Fällen gewährt, in denen die betreffende Person schon lange Zeit nicht in 
Beschäftigung ist, oder keine vorhergehende Berufserfahrung hat. Ausgangspunkt der 
Tätigkeit der DEAs ist eine Beurteilung zur Identifikation der Art von Arbeit oder 
Ausbildung, die am geeignetsten für die behinderte Person ist. Sie soll auch Fähigkeiten und 
Stärken, aber auch Beschäftigungsziele, der behinderten Menschen herausarbeiten, und einen 
Aktionsplan notwendiger Schritte erstellen. Der Aktionsplan kann gegebenenfalls auch eine 
Schulung oder die Teilnahme an anderen Arbeitsmarktprogrammen umfassen. Falls 
erforderlich, kann auch eine Vermittlung zu einer spezialisierten Beschäftigungsbeurteilung 
(mit einer/m Arbeitspsycholog/In) erfolgen. 

Eine unterstützende Funktion könnte auch das Pilotprogramm „Right to Control“ als eine 
Art persönliches Budget haben, das derzeit in sieben ausgewählten Regionen des Vereinigten 
Königreichs angeboten wird. Anspruchsberechtigt sind Personen über 18 Jahre, die u.a. 
„Access to Work“ oder „Work Choice‘ erstmalig beantragt haben. Mit „Right to Control“ 
können behinderte Menschen aus einem breiten Spektrum an Unterstützungen selbst 
auswählen, für welche Leistungen in den Bereichen Betreuung, Pflege, Wohnen, etc. sie ihr 


Geld verwenden wollen (Directgov 2012). 
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3.4.4.4 Uberblick Inanspruchnahme 


Die folgende Grafik zeigt im Überblick die Teilnehmer/Innen an den aktiven 
Arbeitsmarktprogrammen für behinderte Personen in der Periode 2009/10. Für das universelle 
Programm ,,Work-Choice“ wurden dafür die tatsächlichen Zahlen in der Startperiode 2009/10 
(13.000) verwendet, und nicht die Schätzungen des DWP ab 2010/11. Das Programm mit den 
meisten Teilnehmer/Innen ist daher die unterstützte Beschäftigung im Rahmen von „Access to 


Work“ (über 37.000). 


Abb. 9: Zahl der Personen in aktiven Arbeitsmarktprogrammen 2009/10 
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Quelle: DWP 2011 


3.4.4.5 Relevante Institutionen 


Die zentrale Institution für die Finanzierung, Verwaltung und Überwachung der 
Beschäftigungsprogramme für behinderte Menschen im Vereinigten Königreich ist die 
Abteilung für Arbeit und Pensionen (DWP). Die Bereitstellung von 
Beschäftigungsdienstleistungen erfolgt durch das JobCentre Plus, welches eine 
Teilorganisation des DWP darstellt. Über seine lokalen Jobcenter bietet es eine Reihe von 
Dienstleistungen für Arbeitsuchende zur Vorbereitung und Sicherung bezahlter Arbeitsplätze 
im offenen Arbeitsmarkt oder in unterstützter Beschäftigung. JobCentre Plus ist eine relativ 


junge Institution und entstand aus der Zusammenlegung der „Benefits Agency“ und des 
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Arbeitsmarktservices, wodurch eine einzige Servicestelle (“One-Stop-Shop”) sowohl fiir 
Beschäftigungsunterstützung als auch Unterstützung im Rahmen von Transferleistungen 
geschaffen wurde. 

Um spezielle Unterstützung für behinderte Menschen sicherzustellen, gibt es in den 
Jobcentern „Beschäftigungsberater/Innen für behinderte Personen“ (DEAs) (Eurostat 2012b). 
Die DEAs helfen behinderten Arbeitsuchenden und Arbeitnehmer/Innen, einen Arbeitsplatz 
zu erlangen oder zu behalten, sorgen für Assessments und organisieren berufliche 
Rehabilitation. Sie spielen auch eine wichtige Rolle bei der Zusammenarbeit mit den 
Arbeitgeber/Innen, um die Rekrutierung, Ausbildung und Weiterbeschäftigung von Menschen 
mit Behinderungen zu fördern. 

Im Vereinigten Königreich wird auch eine steigende Zahl von 
Beschäftigungsdienstleistungen über Ausschreibungen an den privaten Sektor vergeben. Das 
JobCentre Plus hat selbst mehrere Subunternehmer. Abgesehen von den aus staatlichen 
Mitteln finanzierten Beschäftigungsprogrammen bieten auch lokale Behörden, 
Behindertenorganisationen und NGOs i.d.R. lokal finanzierte Beschäftigungs- und 


Ausbildungsprogramme für Menschen mit Behinderungen an (OECD 2010). 


3.4.5 Kündigungsschutz 


Im Vereinigten Königreich inkludiert eine Kündigung auch Situationen, in denen der/die 
Arbeitgeber/In einen befristeten Vertrag nicht erneuert, in denen der Job des/der 
Arbeitnehmer/In redundant wird oder in denen der/die Arbeitgeber/In sich weigert, den/die 
Mitarbeiter/In nach einem Streik wieder zu beschäftigen. Eine Kündigung (im rechtlichen 
Sinn) Kann auch vorliegen, wenn der/die Arbeitgeber/In es für den/die Mitarbeiter/In faktisch 
unmöglich macht, ihre Tätigkeit weiter auszuüben. In den meisten Fällen muss der/die 
Arbeitgeber/In eine Kündigungsfrist beachten, die davon abhängt, wie lange der/die 
Mitarbeiter/In für diese/n Arbeitgeber/In gearbeitet hat. 

Die Gesetzgebung im Vereinigten Königreich bietet Schutz vor ungerechtfertigten 
Kündigungen für alle Arbeitnehmer/Innen, die kontinuierlich für zwei Jahre beschäftigt 
wurden. Eine Behinderung stellt jedoch eines jener "geschützten Merkmale" dar, die unter 
den Schutz des Gleichbehandlungsgesetzes von 2010 fallen. Wenn ein/e Arbeitnehmer/In der 
Meinung ist, wegen seiner/ihrer Behinderung gekündigt worden zu sein, kann er/sie dagegen 
auch zusätzlich Beschwerde wegen Diskriminierung einlegen. Für den Schutz gegen 


Diskriminierung gibt es keine Anforderung einer bestimmten Beschäftigungsdauer. 
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Ein Antrag auf Feststellung einer ungerechtfertigten Kiindigung wird vor dem 
Arbeitsgericht verhandelt.*” Der/die Arbeitnehmer/In muss einen entsprechenden Nachweis 
erbringen. Anschließend kann der/die Arbeitgeber/In darlegen, dass die Kündigung doch mit 
einem potenziell fairen Grund zusammenhängt. Kündigungen werden jedoch unabhängig von 
ihrer Angemessenheit als „automatisch unlauter“ eingestuft, wenn der/die Arbeitnehmer/In im 
Zuge der Verhandlung ein spezifisches Recht auf Gleichstellung aus Gründen der 
Behinderung geltend macht. 

Arbeitnehmer/Innen mit Behinderung sind auch speziell vor Redundanz geschützt. 
Entsprechende Auswahlkriterien dürfen behinderte Menschen nicht benachteiligen — es sei 
denn, der/die Arbeitgeber/In kann einen triftigen und ausgewogenen Grund angeben — und 
sind, soweit zumutbar, auch zu adaptieren: z.B. sollte der/die Arbeitgeber/In 
behinderungsbezogene Krankenstände bei der Heranziehung von Anwesenheitszeiten als ein 
Kriterium für die Auswahl von zu kündigenden Personen nicht berücksichtigen. Wenn ein/e 
Arbeitgeber/In künftige Redundanzen erwägt, sollte er/sie sicherstellen, dass 
Arbeitnehmer/Innen mit Behinderungen in Konsultationen einbezogen werden. 

Hat ein/e Arbeitnehmer/In Erfolg mit seinem/ihrem Einspruch wegen ungerechtfertigter 
Kündigung, ordnet das Arbeitsgericht i.d.R. eine Entschädigung, bestehend aus einer Basis- 
und einer kompensatorischen Komponente, an.” Da der/die Arbeitnehmer/In sowohl beim 
Tatbestand ungerechtfertigte Kündigung als auch beim Tatbestand rechtswidrige 
Diskriminierung aufgrund einer Behinderung Recht bekommen kann, und bei letzterem keine 
Deckelung zur Anwendung kommt, kann die von dem/der Arbeitgeber/In potentiell zu 
leistende Gesamtentschädigung sehr hoch ausfallen. Möglich sind auch einen 
Wiedereinsetzung in den alten Job und eine Entschädigung für den Einkommensverlust ab 
dem Zeitpunkt der Kündigung sowie Wiederbeschäftigung auf einem vergleichbaren 
Arbeitsplatz und Entschädigung für den Einkommensverlust ab dem Zeitpunkt der 
Kündigung. In der Praxis sind diese Möglichkeiten jedoch nicht sehr verbreitet. 

Das Bürgerberatungsbüro (CAB) bietet Beratungsdienste für alle Personen, die von 
Kündigungen betroffen sind, insbesondere aber für die besonders geschützten Kategorien von 


Arbeitnehmer/Innen. Für den Fall, dass die internen Bemühungen zwischen Arbeitnehmer/In 





* Ab April 2013 sind hiefür Gebühren von dem/der Antragsteller/In zu entrichten. 


°° Die Basisentschädigung ist abhängig von der Dienstzeit und vom Alter. Der maximale Betrag ergibt sich bei 
20 oder mehr Dienstjahren im Alter von über 41 Jahren und beträgt 12.900 £. Die kompensatorische 
Entschädigung soll für den entgangenen Lohn (inkl. Netto-Gehalt, Zusatzleistungen, Überstunden sowie 
Prämien) vergüten. Sie kann auch den Verlust von gesetzlichen Ansprüchen (z.B. auf Rente) umfassen. Der 
Maximalbetrag beläuft sich auf 68.400 £. Potentiell erhaltene Arbeitslosigkeits- und Unterstützungsleistungen 
sind von dieser Summe abzuziehen. 
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und Arbeitgeber/In gescheitert sind, und der Streit voraussichtlich mit einem formalen 
Arbeitsgerichtsantrag enden wird, offeriert das Advisory, Conciliation and Arbitration Service 
(ACAS)”' seit April 2009 mit dem „Vor-Antrags-Vermittlungsservice“ (PCC) ein kostenloses 
Schlichtungsverfahren. Bis Ende des Jahres 2009 sind über 6.000 Streitfälle vom CAB 
zugewiesen worden, von denen rund 40% - i.d.R. in weniger als 3 Wochen - bereinigt 
werden konnten (ACAS 2009). 

Das PCC ist speziell dafür konzipiert, unkomplizierte unlautere Kündigungen abzuklären. 
Es eignet sich insbesondere für Kündigungen, die auf Diskriminierung aufgrund von 
Krankheit oder Behinderung beruhen. Das Service ist schneller und informeller als eine 
Anhörung bei Gericht. Bei einer Entscheidung für das Schlichtungsverfahren verzichtet 
der/die Arbeitnehmer/In auf das Recht, ein Arbeitsgericht anzurufen; es gibt auch kein Recht 
auf Berufung. 


3.4.6 Gesamtbeurteilung 


Nach EU-SILC Daten für 2009 ist die Erwerbsquote von Menschen mit Behinderungen im 
Vereinigten Königreich mit 44% von allen untersuchten Ländern die geringste und liegt damit 
sogar knapp unter dem EU-27-Durchschnitt. Die Teilzeitquote fällt mit 27% eher in den 
mittleren Bereich der untersuchten Länder. Die Erwerbsquote von behinderten Frauen ist mit 
42% ebenfalls die geringste von den untersuchten Ländern, ebenso mit etwas über 40% jene 
von behinderten Personen über 45 Jahren. 

Im Jahr 2010 wurden 0,02% des BIP für aktive Arbeitsmarktprogramme für Menschen 
mit Behinderungen ausgegeben. Es nahmen rund 0,4% der Bevölkerung im Erwerbsalter an 
diesen Programmen teil. Auch nach diesen Statistiken bildet das Vereinigte Königreich das 
Schlusslicht der untersuchten Länder. Der Schwerpunkt liegt beim universellen Programm 
Work Choice bzw. auf unterstützter Beschäftigung. 

Grundsätzlich lässt sich ein Trend dahingehend feststellen, behinderte Menschen mehr im 
Rahmen von Mainstream-Programmen zu betreuen. Es wird erwartet, dass eine große Anzahl 
von Menschen mit Behinderungen am kürzlich eingeführten Mainstream- 
Beschäftigungsprogramm „Work Programme“ teilnehmen wird. Während das Vereinigte 
Königreich nicht das einzige europäische Land ist, das sich in diese Richtung bewegt (z.B. 


auch Dänemark oder die Niederlande), verlangt eine stärkere Betonung auf „Mainstreaming“ 





>! Öffentliche Einrichtung, die mit Arbeitnehmern/Innen und Arbeitgeber/Innen mit dem Ziel der Beilegung von 
Streitigkeiten und der Verbesserung der Arbeitsbeziehungen kooperiert. 
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auch nach Strukturen, die eine verstärkte und bessere Ausrichtung der Maßnahmen auf 
bestimmte Gruppen von Klient/Innen, wie für Menschen mit einer Behinderung oder einem 
gesundheitlichen Problem, sicherstellen. 

Auch wenn die Zahl der spezifischen Beschäftigungsprogramme für behinderte Personen in 
den vergangenen Jahren reduziert wurde, besteht offensichtlich nach wie vor die Notwendigkeit, 
Programme anzubieten, welche den höheren Unterstützungsbedarf von behinderten 
Arbeitsuchenden berücksichtigen. Das neue „Work Choice”-Programm scheint alle zentralen 
Charakteristika aufzuweisen, um diesem Bedarf nach spezifischer Unterstützung erfolgreich zu 
begegnen. Es weist einen integrierten Case-Management-Ansatz für Aktivierung auf Basis 
individualisierter Beratung und Begleitung durch spezielle persönliche Berater/Innen (DEAs) auf, 
die geeignete Maßnahmen für die Teilnehmer/Innen identifizieren und entsprechende 
Unterstützung bei der Job-Suche bieten. Allerdings werden aufgrund des Fehlens signifikanter 
finanzieller Anreize für Arbeitgeber/Innen Investitionen in die Verbesserung der Zusammenarbeit 
und des Informationsaustausches zwischen Dienstleistern und Arbeitgeber/Innen für einen Erfolg 
entscheidend sein. 

Während bis dato keine umfassende Bewertung des „Work Choice”-Programms 
durchgeführt wurde, zeigen Bewertungen von einigen der älteren Beschäftigungsprogramme 
gemischte Ergebnisse: „Access to Work”, ein Programm unterstützter Beschäftigung mit dem 
Ziel, Barrieren in der Arbeitsumgebung durch finanzielle Zuschüsse an behinderte 
Arbeitnehmer/Innen oder ihre Arbeitgeber/Innen zu beseitigen, kann als wichtiger Impuls für 
Menschen mit Behinderungen, die Zugang zum offenen Arbeitsmarkt suchen, betrachtet 
werden. Dies bestätigt sowohl die relativ große Zahl von Menschen, die von diesem 
Programm profitieren, als auch die ausgewiesene Nettorendite bezogen auf bezahlte Abgaben 
und eingesparte Transferleistungen sowie Einsparungen, die sich z.B. bei 
Gesundheitsausgaben ergeben. 

Im Gegensatz dazu hat sich die geschützte Beschäftigung in den Remploy-Betriebsstätten 
nicht nur als teures System sowohl im Hinblick auf die Gesamtausgaben als auch auf die 
durchschnittlichen Ausgaben pro Klient/In erwiesen, sondern zeitigt auch nur sehr geringe 
Abgangsraten in Richtung Beschäftigung am offenen Arbeitsmarkt. Obwohl teilweise von den 
lokalen Trainingsorganisationen angeboten, fehlt es an Praktikumsplätzen, die es behinderten 
Arbeitsuchenden ermöglichen, sich in verschiedenen Job-Situationen zu bewähren und 
Berufserfahrung an einem Probe-Arbeitsplatz zu sammeln. 

Zur Ergänzung von beschäftigungspolitischen Maßnahmen wurde auch eine Reihe von 
Maßnahmen und Reformen mit Anreizwirkung eingeführt. Auf Seiten der 
Arbeitnehmer/Innen betrifft dies Maßnahmen in Folge der Reform der Transfers bei 
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Erwerbsunfähigkeit: Die neue Beschäftigungsunterstützungsbeihilfe soll die Begiinstigten 
dazu motivieren, aktiv nach einer Arbeit zu suchen und fiir eine gewisse Zeit ausziiben, ohne 
dabei den Anspruch auf die Leistung zu verlieren. Mit der Einfiihrung der neuen Leistung 
haben sich auch Anderungen in Hinblick auf die Organisation und Verwaltung von 
Transferleistungen und Beschäftigungsdienstleistungen ergeben. Im Sinne eines One-Stop- 
Shops wurde mit dem JobCentre Plus eine einheitliche öffentliche Behörde geschaffen, die 
sowohl für die Erbringung von Beschäftigungsdienstleistungen als auch für die Bereitstellung 
von Transferleistungen verantwortlich ist. Schließlich ist die ergebnisorientierte Finanzierung 
von (privaten) Anbietern von Beschäftigungsdienstleistungen eine wichtige Maßnahme, um 
sicherzustellen, dass behinderte Menschen die richtigen Leistungen erhalten und diese 


effizient eingesetzt werden. 
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4 Länderübergreifende Analyse von 
Beschaftigungsquoten 


Die Entscheidung für oder gegen Beschäftigungsquoten als Teil der Arbeitsmarktmaßnahmen 
für behinderte Personen wird zu einem beträchtlichen Teil auch durch kulturelle 
Unterschiede, Einstellungen und Erfahrungen bestimmt. So werden etwa in den 
skandinavischen Ländern (Dänemark, Finnland, Island, Norwegen, Schweden) Quoten 
tendenziell als nicht zweckmäßig angesehen. Weitere EU-Länder ohne Quotensysteme sind 
Estland, Lettland, die Niederlande und das Vereinigte Königreich. In Belgien und Irland gibt 
es Quoten nur im öffentlichen Sektor.” Quoten sowohl für private als auch öffentliche 
Unternehmen bzw. Institutionen finden sich hingegen in der einen oder anderen Form in der 
Mehrzahl der EU-Länder: Österreich, Bulgarien, Tschechische Republik, Zypern, 
Deutschland, Griechenland, Spanien, Frankreich, Ungarn, Italien, Litauen, Luxemburg, Malta, 
Polen, Portugal, Rumänien, Slowakische Republik und Slowenien. In Zypern, Malta und 
Portugal sind diese jedoch de facto nicht implementiert. In den vergangen Jahren waren 
sowohl Einführungen von Quotensystemen (z.B. Zypern) als auch Abschaffungen (z.B. 
Vereinigtes Königreich) zu beobachten (Eichhorst et al. 2010, 35; Greve 2009, 14; 
OECD/Europäisches Zentrum 2003, 195f; Aktualisierung Europäisches Zentrum). 

Mehrere Staaten verknüpfen die Quotenregelungen auch mit Managementplänen zur 
Förderung der Beschäftigung. Etwa in Frankreich wird seit Mitte der 1990er Jahre in 
steigendem Maße forciert, die Arbeitgeber/Innen zur Aufstellung von Plänen für die 
Eingliederung behinderter Arbeitnehmer/Innen zu bewegen, und durch Zuschüsse zu 
unterstützen. Initiativen in Österreich und Deutschland sehen ebenfalls die Bereitstellung von 
mehr finanzieller Unterstützung für Unternehmen vor, um die durch die Einstellung von 
behinderten Personen verursachten Kosten auszugleichen. Zur Erreichung von behinderten 
Personen wird zudem stärker darauf geachtet, Stellen zu auszuwählen, die den Fähigkeiten 
und Präferenzen der behinderten Personen entsprechen. Auch in Italien, wo den 
Arbeitgeber/Innen gewisse Entscheidungsbefugnisse eingeräumt werden, eine bestimmte 
Person einzustellen, wurde versucht, die Abstimmung zwischen den registrierten behinderten 
Menschen und den angebotenen Stellen zu verbessern (Europäische Kommission 2002, 60; 


OECD 2010, 135/196). 





>” Wenn davon ausgegangen wird, dass der öffentliche Dienst sich nicht selbst Sanktionen auferlegen kann, 
bleiben diese Quoten effektiv jedoch ohne Durchsetzung (Brennan/Conroy 2009, 5). 
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4.1 Grundlegende Parameter 


Quotensysteme haben das grundsätzliche Ziel, die Arbeitsnachfrage zu stimulieren, indem sie 
Arbeitgeber/Innen verpflichten, einen bestimmten Anteil an Arbeitnehmer/Innen mit 
Behinderungen zu beschäftigen. Beschäftigungsquoten sind zumeist in einem speziellen 
Gesetz über die Beschäftigung bzw. die Förderung der Beschäftigung von behinderten 
Menschen festgeschrieben. 

Typischerweise variiert der vorgeschriebene Anteil zwischen 2% (Spanien) und 7% 
(Italien) der Belegschaft. In einigen Ländern werden bestimmte schwerbehinderte Personen 
doppelt oder sogar dreifach angerechnet (z.B. Österreich, Deutschland, Frankreich, Polen). 
Generell gelten die Quoten erst ab einer bestimmten Belegschaftsschwelle, die sich in einem 
Rahmen zwischen 15 Beschäftigten (Italien) und 50 Beschäftigten (Spanien, Griechenland, 
Litauen) bewegt (Applica/Cesep/European Centre 2007, 75ff; DeVos 2007, 48; 
OECD/Europäisches Zentrum 2003, 193; OECD 2010, 96). Alternativ ist es in einigen der 
existierenden Systeme auch möglich, Subverträge mit Firmen oder Organisationen mit einem 
signifikanten Anteil an Arbeitnehmer/Innen mit Behinderungen oder Ähnliches abzuschließen 
(z.B. Tschechische Republik, Deutschland, Spanien, Frankreich, Slowakische Republik) 
(OECD 2010, 79). 

Werden diese Verpflichtungen von den Arbeitgeber/Innen nicht eingehalten, haben sie 
i.d.R. eine Abgabe an spezielle Fonds zu entrichten (Österreich, Tschechische Republik, 
Deutschland, Griechenland, Spanien, Frankreich, Ungarn, Italien, Litauen, Luxemburg, Polen, 
Slowakische Republik, Slowenien). Diese Fonds verteilen die Ressourcen üblicherweise an 
Arbeitnehmer/Innen mit Behinderungen, Anbieter von spezifischen Leistungen und 
Arbeitgeber/Innen mit behinderten Beschäftigten (OECD 2010, 96). 

Das Spektrum reicht jedoch von fast gänzlich fehlenden Sanktionen in Spanien, über 
geringe Sanktionen in den meisten Ländern — bei denen es sich de facto um eine zusätzliche 
Lohnsummensteuer in einer Größenordnung von rd. 0,5% handelt (z.B. Österreich, 
Deutschland) — bis zu vergleichsweise strengen Sanktionen in Italien (1 bzw. 4%), Frankreich 
(0,9-2,25%) und Polen (2,4% der Lohnsumme). Grundsätzlich stellen ein Mangel an 
Sanktionen bzw. fehlende Instrumente zur ihrer Durchsetzung in vielen Ländern ein Problem 
dar. Stellt ein Unternehmen mehr als die geforderte Anzahl an behinderten Personen ein, 
erhält es in manchen Ländern auch einen Bonus (z.B. Tschechische Republik, Spanien, Polen, 


Slowenien) (OECD/Europäisches Zentrum 2003, 198; Aktualisierung Europäisches Zentrum). 
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4.2 Effektivitat von Quotenregelungen 
4.2.1 Allgemeine Befunde 


Der Erfüllungsgrad der Quoten schwankt in den meisten Ländern zwischen 30% und 70%. 
Länder mit einer relativ hohen Quotenerfüllung um die 60% sind beispielsweise Österreich, 
Deutschland und Frankreich (OECD/Europäisches Zentrum 2003, 193; OECD 2010, 143). 

Die Effektivität von Quotensystemen ist nur wenig analysiert; zusätzlich bleibt dabei das 
Gesamtumfeld der Sozialversicherungs- und Beschäftigungspolitik i.d.R. unberücksichtigt. 
Keinesfalls können auf der Basis vorliegender empirischer Ergebnisse die relativen Effekte 
von Beschäftigungsquoten mit anderen Maßnahmen zur Arbeitsmarktintegration von 
behinderten Personen verglichen werden (Lalive et al. 2009, 24; OECD/Europäisches 
Zentrum 2003, 227). 

Auch ist es für ein bestimmtes Land anhand von Beschäftigungsstatistiken von 
behinderten Personen nicht eindeutig beurteilbar, ob ein Quotensystem erfolgreich ist, da es 
parallel zu anderen fördernden Maßnahmen zum Einsatz kommt. Beschäftigungsraten von 
behinderten Personen können das Ergebnis des Zusammenspiels von Quotenmaßnahmen, 
Anti-Diskriminierungsgesetzgebung, verpflichtenden Adaptierungen am Arbeitsplatz, 
Beschäftigungsförderung, Arbeitsschutzmaßnahmen, etc. sein (Brennan/Conroy 2009, 8/12). 
In einer länderübergreifenden Betrachtung sind höhere Beschäftigungsraten von Personen mit 
Behinderungen ebenfalls nicht systematisch mit einem bestimmten Set an Maßnahmen, wie 
etwa Quotenregelungen, korreliert (OECD 2010, 50). 

Allgemein ist zu vermuten, dass von Quotensystemen (wie von 
Beschäftigungssubventionen generell) starke Mitnahme-, Verdrängungs- und 
Substitutionseffekte ausgehen. Häufig führen solche Programme lediglich zu geringen 
Nettobeschäftigungszuwächsen und lassen sich manchmal nur aus Gerechtigkeitserwägungen 
rechtfertigen. Das Argument, dass sie Arbeitsplätze für benachteiligte Gruppen sichern, 
scheint jedoch im Falle von Menschen mit schweren Behinderungen besonderes Gewicht zu 
haben (OECD/Europäisches Zentrum 2003, 2279). 

Die Erfahrungen zeigen tendenziell, dass es sich bei Quoten-Arbeitsplätzen zumeist um 


gering qualifizierte Tätigkeiten handelt (Brennan/Conroy 2009, 3; Eichhorst et al. 2010, 8). 





> Die annähernd vollständige Quotenerfüllung in Spanien (96%) wird von der OECD (2007, 162f) mit der 
geringen Quote von 2% und dem geringen Ausmaß der Beeinträchtigung (25%), die für eine Zertifizierung 
notwendig ist, erklärt. 
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Bereits beschäftigte Personen, die eine Behinderung erleiden und entsprechend eingerechnet 
werden können, werden mit größerer Wahrscheinlichkeit weiterbeschäftigt. Von der 
Maßnahme geht jedoch wenig Anreiz aus, behinderte Personen neu einzustellen. Dies ist 
jedoch grundsätzlich auch bei auf Freiwilligkeit aufbauenden Systemen und bei 
Regulierungen, die direkt an die Arbeitgeber/Innen gerichtet sind, der Fall (Greve 2009, 14; 
OECD/Europäisches Zentrum 2003, 195; OECD 2010, 135). 

Nach eigenen Aussagen finden Unternehmen auch häufig keine qualifizierten 
behinderten Personen, die für eine Neueinstellung in Frage kommen. Wenn dies auch eine 
Rationalisierung des eigenen Verhaltens darstellen könnte, haben Arbeitgeber/Innen 
jedenfalls i.d.R. die Motivation, wenn überhaupt jene behinderten Arbeitnehmer/Innen für 
eine bestimmte Stelle auszuwählen, deren Beeinträchtigungen bei der konkreten Arbeit am 
wenigsten ins Gewicht fallen (OECD 2009b, 25; Sywottek 2011, 23). Es besteht somit das 
Risiko, dass in erster Linie Personen mit größerer Nähe zum Arbeitsmarkt und 
vergleichsweise leichteren Behinderungen eine Beschäftigung angeboten wird, um die 
Verpflichtung leichter erfüllen zu können (BMASK 2012, 125; Greve 2009, 15). 

Quotenregelungen ermöglichen jedoch prinzipiell, die Arbeitgeber/Innen zu 
sensibilisieren und eine Beschäftigung behinderten Personen zugänglich zu machen. Die 
Integration von relativ leicht integrierbaren Personen könnte dabei den Weg für andere 
Personen ebnen (Greve 2009, 15). 

Grundsätzlich stellen verpflichtende Beschäftigungsquoten für die Regierungen relativ 
günstige Programme dar, die nicht schwer zu finanzieren sind (Greve 2009, 27). Die 
Beschäftigung von behinderten Personen wird entweder durch die Quotenerfüllung oder 
durch die über die Abgaben finanzierten DBeschäftigungsprogramme unterstützt. 
Unternehmen, die lediglich „Strafe“ zahlen, ermöglichen aus dieser Sicht Arbeitsplätze in 
anderen Betrieben, die von Zuschüssen und Hilfen profitieren (Doose 2003, 8; 
OECD/Europäisches Zentrum 2003, 231; Sywottek 2011, 24). 

Allerdings sind für die Durchführung und Kontrolle der Quotenregelung staatliche 
Stellen und Verwaltungsinstitution notwendig (Knöpfel 2011, 7). Wo Ausgleichsabgaben für 
spezielle Trainings- oder Beschäftigungsfonds für behinderte Personen eingehoben werden, 
lässt sich mitunter auch ein gut ausgestatteter Wirtschaftszweig von Trainings- und 
Beschäftigungsunterstützungen beobachten, der rund um die zunehmenden Abgabenfonds 
von die Quote nicht erfüllenden Arbeitgeber/Innen entsteht. Differenzierte Trainings- und 


Beschäftigungsträger haben jedoch u.U. nur wenig Anreize bzw. Eigeninteresse, aufgrund 
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eines erhöhten Erfolges eines Quotensystems ihre Klient/Innen und damit ihre eigenen 


Arbeitsplatze zu verlieren (Brennan/Conroy 2009, 4). 


4.2.2 Spezifische Studien für Österreich und Deutschland 


Für einer Beschäftigungsquote unterliegende Unternehmen kann eine Ausgleichsabgabe mit 
einer Steuer auf die Einstellung einer Person ohne Behinderung gleichgesetzt werden. Die 
Beschäftigungsquote in Österreich (4% ab 25 Beschäftigten) erzeugt Schwellenwerte bei 
einer Anzahl von Dienstnehmer/Innen von jeweils einem Vielfachen von 25. Firmen 
unterhalb eines Schwellenwertes sind im Vergleich zu Firmen darüber mit unterschiedlichen 
relativen Kosten konfrontiert, eine Person mit oder ohne Behinderung einzustellen. 

Auf Basis von Längsschnitts-Daten zur Beschäftigungs- und Einkommenshistorie des 
Hauptverbands der österreichischen Sozialversicherungsträger sowie Daten des 
Bundessozialamts für den Zeitraum Jänner 1999 bis Juni 2003 zeigt sich, dass Unternehmen, 
die auf oder über einem Schwellenwert liegen, signifikant mehr Personen mit Behinderung als 
vergleichbare Firmen darunter beschäftigen. Von 100 Unternehmen der Größenklasse 25-49 
Beschäftigte werden rund 3,7 (jedes 27. Unternehmen) durch die Beschäftigungspflicht 
veranlasst, eine/n begünstigte/n Behinderte/n mehr zu beschäftigen. Für größere Unternehmen 
(50-74, 75-99, 100-124, ... etc. Beschäftigte) beträgt der entsprechende Wert rund 7,8 von 100 
Unternehmen (jedes 13. Unternehmen). 

Der Effekt beruht jedoch nicht auf der Einstellung von begünstigten Behinderten ohne 
Beschäftigung: zwei Drittel kommen durch das Beibehalten von bereits bestehenden 
Anstellungen zustande. Zu einem Drittel rührt der Effekt daher, dass Unternehmen auf oder 
über einem Schwellenwert behinderte Mitarbeiter/Innen von Firmen darunter abwerben. 
Dieses Drittel ist damit überhaupt nicht beschäftigungswirksam. Auf Basis der Daten wird 
insgesamt geschätzt, dass etwa 9,5% aller Stellen für begünstigte Behinderte ohne 
Quotenregelung nicht existieren würden (Lalive et al. 2012). 

Eine Untersuchung für Deutschland geht auf Basis von Daten des Unternehmens-Panels 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Frage nach, ob die 
Beschäftigungspflicht einen Einfluss auf die Job-Dynamik aufweist. Im Ergebnis lässt sich 
keine massive einstellungshemmende Wirkung beobachten, wenn der jeweilige Betrieb den 
(bis zur Reform 2000 geltenden) Quoten-Schwellenwert von 16 Beschäftigen überschreiten 
würde, und damit entweder eine schwerbehinderte Person einstellen oder die 
Ausgleichsabgabe entrichten müsste. Es wird vermutet, dass der (damals) zu entrichtende 


monatliche Betrag von DM 200 (ca. € 100) zu gering sein Könnte, um diesbezügliche Anreize 
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zu bewirken. Schon gar nicht lässt sich beobachten, dass Betriebe versuchen, der 
Beschäftigungspflicht durch Freisetzungen von „oben“ auszuweichen (Braakmann 2008, 14; 
Wagner et al. 2001). 

Von Interesse ist in Folge der jüngsten österreichischen Reformschritte (Erhöhung der 
Ausgleichstaxe für größere Unternehmen” und Ausweitung der Probezeit beim besonderen 
Kiindigungsschutz von 6 Monate auf 4 Jahre im Jahr 2011 bzw. fiir Anstellungen ab 1.1.2011) 
auch, inwieweit eine Erhöhung der Taxen die Effektivität der Beschäftigungspflicht 
beeinflusst. Dazu wurde für Österreich im Rahmen der bereits weiter oben zitierten Studie 
auch die Wirkung der Reform von 2001 untersucht, die die Ausgleichstaxe einheitlich von € 
150 auf € 196 erhöhte und die Probezeit beim Kündigungsschutz von 3 auf 6 Monate 
ausweitete. Der Beschäftigungseffekt ist bei Unternehmen der Größenklasse 25 bis 49 
Beschäftigte mit 6,1 (gegenüber zuvor 3,7) deutlich ausgeprägter. Durch die Reform 
beschäftigt nach den Daten nun jedes 16. Unternehmen (anstelle jedes 27. Unternehmens) 
oberhalb des Schwellenwertes von 25 Beschäftigten eine/n begünstigte/n Behinderte/n mehr 
(Lalive et al. 2012). 

Eine vergleichbare Studie für Deutschland auf Basis von Daten aus administrativen 
Prozessen der Bundesagentur für Arbeit sowie aus Meldungen der Arbeitgeber/Innen zur 
Sozialversicherung (2,2% „Stichprobe der Integrierten Erwerbsbiographien“) untersuchte die 
Wirkungen der Reformschritte im Jahr 2000, bei der die Quote verringert, die 
Beschäftigtenschwelle hinaufgesetzt und die Ausgleichsabgabe mit sinkendem Ausmaß der 
Quotenerfüllung erhöht wurde.” Mit der Reform wurde eine große Zahl von 
Arbeitgeber/Innen (zwischen 16 und 19 Beschäftigten) von der Verpflichtung, 
schwerbehinderte Personen zu beschäftigen, befreit.” Auf der anderen Seite wurde die 
Abgabe je nach Erfüllung der Quote um bis zu 150% erhöht. Im Ergebnis haben die 
gesetzlichen Änderungen die Beschäftigungschancen von schwerbehinderten Personen nicht 
verändert (Braakmann 2008). Auch Verick (2004) legt mit Daten des Sozioökonomischen 


Panels eine derartige Interpretation nahe. 





°* Von einheitlich 223 Euro monatlich im Jahr 2010 steigt Ausgleichstaxe im Jahr 2011 für Dienstgeber/Innen 
von 25 bis 99 Dienstnehmer/Innen auf 226 Euro, ab 100 Dienstnehmer/Innen auf 316 Euro, ab 400 
Dienstnehmer/Innen auf 336 Euro. 


°° Vor der Reform betrug die Beschäftigungspflicht 6% ab 16 Beschäftigten, danach 5% ab 20 Beschäftigten. 
Vor der Reform war für jede nicht besetzte Stelle eine Abgabe von rund 100 € pro Monat zu entrichten. Danach 
mussten Betriebe mit mehr als 60 Beschäftigten, die weniger als 2% ihrer Arbeitsplätze mit Schwerbehinderten 
besetzt haben, eine Abgabe von 250 € je unbesetztem Arbeitsplatz und Monat zahlen. Die Abgabe verringerte 
sich bei einer Beschäftigungsquote von 2 bis 3% auf 175 € und bei einer Quote von 3 bis 5% auf 100 €. Für 
Betriebe unter 60 Beschäftigten wurden Sonderregelungen eingeführt (Braakmann 2008, 13; 
OECD/Europäisches Zentrum 2003, 389). 


°° Von 1999 auf 2001 ist deren Zahl um 35.842 auf 151.595 gesunken (Braakmann 2008, 13). 
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Die empirischen Analysen zeigen in ihrer Gesamtheit, dass sich die Gesamtbeschäftigung 
von behinderten Personen aufgrund von Beschäftigungsquoten leicht erhöhen könnte. Diese 
fördern jedoch in erster Linie die Beschäftigung von bereits bestehenden Arbeitnehmer/Innen 
eines Unternehmens. Die Beschäftigungsaussichten von Personen, die zum Zeitpunkt der 
Zuerkennung des Behindertenstatus‘ keine Beschäftigung aufweisen, werden nicht verbessert. 
Ein bereits Grund dafür könnte sein, dass durch eine Ausgleichsabgabe verursachte Kosten 
durch Kosten negiert werden, die für u.U. nötige Veränderungen im Betrieb bzw. an einzelnen 
Arbeitsplätzen für die Beschäftigung von behinderten Personen anfallen (Braakmann 2008, 


23; Humer et al. 2007, 20f; Lalive et al. 2009, 24; vgl. auch 4.3.3). 


4.3 Bewertung zusätzlicher Aspekte 


4.3.1 Quotenregelungen und Anti-Diskriminierungs-Gesetzgebung 


Quotensysteme und Anti-Diskriminierungs-Gesetzgebung sind prinzipiell zwei 
gegensätzliche Ansätze zur Arbeitsmarktintegration von behinderten Personen. Quoten stellen 
eine Intervention zur Gewährleistung von Arbeitsplätzen dar, tragen jedoch das Risiko von 
Ungleichbehandlung, die aus den Quoten-Einstellungen resultiert, in sich (Eichhorst et al. 
2010, 37; Greve 2009, 14). 

Quoten gehen implizit von der Annahme aus, dass Personen mit Behinderungen nicht in 
der Lage sind, um Beschäftigungsverhältnisse und berufliche Ausbildung auf dem offenen 
Arbeitsmarkt zu konkurrieren. Aus diesem Grund sind bestimmte Arbeitsplätze oder fixe 
Anteile von Arbeitsplätzen zu reservieren. Sie institutionalisieren damit ein doppelgleisiges 
System, das einmal beschritten die Rückkehr in den Mainstream von Beschäftigungen und 
Berufsförderungen schwierig macht. Sie sind damit nur wenig mit dem Prinzip des gleichen 
Zugangs und der gleichen Chancen für alle bzw. mit dem sozialen Modell von Behinderung 
zu vereinbaren, das die Politik in den letzten 20 Jahren wesentlich beeinflusst hat 
(Brennan/Conroy 2009, 3). Allerdings kann ein Ansatz ohne Quoten, bei dem es 
Arbeitgeber/Innen verboten ist, zu diskriminieren und diese gefordert sind, Adaptierungen am 
Arbeitsplatz vorzunehmen, zu wenig in Richtung klar definierter Ziele und Ergebnisse 
ausgerichtet sein (ORC 2011). 

Die Richtlinie 2000/78/EG des Rates zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die 
Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf soll die Gleichbehandlung 
aller Personen in der Beschäftigung und am Arbeitsmarkt gewährleisten und unmittelbare 


sowie mittelbare Diskriminierungen u.a. aufgrund von Behinderung verhindern (BMASK 
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2012, 123). Sie ist inspiriert von einem „Civil Rights“-Zugang zu Behinderung und gewährt 
Personen mit Behinderungen individuelle Rechte zur Gleichbehandlung mit Personen ohne 
Behinderungen. Dabei berücksichtigt sie zumutbare Adaptierungen, die nicht eine 
unverhältnismäßige Belastung ihrer Arbeitgeber/Innen darstellen (Brennan/Conroy 2009, 1). 

Eine Rahmenrichtlinie erlaubt den einzelnen Mitgliedsstaaten stets, über die für sie 
geeignetste Methode einer Implementierung zu entscheiden. Die erwähnte Richtlinie weist 
auch darauf hin, dass weitergehende Maßnahmen in Bezug auf Behinderung erlaubt sind, und 
gewährte somit den Mitgliedsländern die Option, quotenartige Beschäftigungsmaßnahmen 
entlang der Anti-Diskriminierungs-Gesetzgebung, die sie verlangt, fortzusetzen. 
Behinderungen sind auch mehr oder weniger der einzige Grund, bei dem Mitgliedsstaaten 
Quoten oder ähnliche Maßnahmen gesetzt haben (Brennan/Conroy 2009, 12, Eichhorst et al. 
2010, 39). 

In den meisten EU-Mitgliedsländern koexistiert die europäische Behinderungs- 
Rahmenrichtlinie mit anderen Ansätzen, die in bereits zuvor existierenden Beschäftigungs- 
und Wohlfahrtsmaßnahmen eingebettet sind, darunter Beschäftigungsquoten in 20 von 27 
Ländern. Die Mehrzahl der EU-Länder hat somit zusätzlich zu Quotensystemen Politikansätze 
zur Verhinderung von Diskriminierung implementiert. Das Vereinigte Königreich stellt 
insofern eine Ausnahme dar, als es noch (vor Verabschiedung der Rahmenrichtlinie) in den 
1990er-Jahren seine Quotenpolitik mit der Inkraftsetzung seines Behinderungs-Anti- 
Diskriminierungs-Gesetzes aufhob (Brennan/Conroy 2009, 2). 


4.3.2 Definition und Registrierung von behinderten Personen 


Fast alle Länder mit Quotenauflagen haben Systeme für die Registrierung von behinderten 
Personen bei staatlichen Institutionen eingerichtet. Sie dient primär dazu, den Anspruch auf 
behinderten Personen vorbehaltene Arbeitsplätze festzustellen, kann aber unabhängig vom 
aktuellen Erwerbsstatus erfolgen. In die Quote dürfen nur jene als behindert gemeldete 
Personen eingerechnet werden, die die festgelegten Kriterien erfüllen (OECD/Europäisches 
Zentrum 2003, 193/231; NDA 2007, 2). 

Der gesetzlich registrierte Behinderungsstatus definiert Behinderung in einem eher 
engeren Sinn. Es handelt sich um eindeutige und messbare Definitionen für Menschen mit 
Behinderungen, die in das Erwerbsleben eingegliedert werden sollen. Die Folge davon ist die 
intensive Beschäftigung mit dem betroffenen Personenkreis, unter geringerer Aufmerksamkeit 
für weitere Menschen mit Behinderungen. Für diese u.U. weit größere Gruppe von Personen 


mit geringeren gesundheitlichen Problemen sind Beschäftigungsquoten daher unerheblich. 
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Eine breite Definition ware jedoch keine sinnvolle Grundlage, da Quoten in gewisser Weise 
selektiv sein müssen (Knöpfel 2011; NDA 2007, 2; OECD 2010, 143). 

Tendenziell liegt bei Quotensystemen die Betonung stärker auf dem Konzept des 
„Andersseins“ und der „Einschränkung von Fähigkeiten“ und weniger auf dem der 
„Befähigung“ (vgl. auch 4.3.1). Entsprechend stoßen die notwendige Erfassung von 
betroffenen Personen und der Einstufungsprozess z.T. auf die Kritik, dass diese selbst eine 
Form diskriminierender Behandlung darstellen könnten (Europäische Kommission 2002, 59ff; 
OECD 2010, 196). 

Tatsächlich haben behinderte Personen, die von den Quoten profitieren sollen, einer 
Reihe von sozialen Handlungen zuzustimmen. Damit letztlich die Einhaltung der Quoten 
überwacht werden kann, beurteilen Ärzt/Innen den Grad der Behinderung und quantifizieren 
jede Beeinträchtigung oder Krankheit. Die betroffenen Personen müssen sich registrieren 
lassen und medizinische Zertifikate bzw. Ausweise führen, die sie — noch unabhängig von 
einer Beschäftigung — als behindert kennzeichnen und u.U. auch die Behinderung 
klassifizieren. Schließlich müssen sie sich über spezielle Eingangs- oder Bewerbungsschemen 
als behindert outen. Dies kann aus Gründen der Privatsphäre und aus 
Gleichbehandlungsgründen als benachteiligend oder sogar unzulässig empfunden werden. 
Darüber hinaus sind behinderte Personen auf Quotenarbeitsplätzen in den Unternehmen u.U. 
einer gewissen Exklusivität ausgesetzt, und werden nicht als vollwertig in die Belegschaft 
integriert. 

Allerdings sind einige dieser sozialen Handlungen bzw. Problemfelder auch ein 
Bestandteil von Anti-Diskriminierungs-Ansätzen (z.B. notwendige Offenlegung des 
Behindertenstatus, um von zumutbaren Adaptierungen zu profitieren) (Brennan/Conroy 2009, 


5; Knöpfel 2011, 8; NDA 2007, 17). 


4.3.3 Abwägungen auf Seiten von Unternehmen 


Verpflichtende Beschäftigungsquoten sind generell besser durchgesetzt als Anti- 
Diskriminierungs-Gesetze. In vielen europäischen Ländern ist das Ausmaß an Anreizen oder 
Sanktionen jedoch häufig eher gering. Die Sanktionen werden von vielen Arbeitgeber/Innen 
nur als geringe zusätzliche Lohnnebenkosten und z.T. auch als Einkommensbeschaffung der 
Regierung angesehen. Aber selbst Adjustierungen bei Beschäftigungsquoten (z.B. eine 
Erhöhung der Sanktion) garantieren nicht den gewünschten Effekt (OECD/Europäisches 
Zentrum 2003, 231; OECD 2009b, 25; OECD 2010, 135). 
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Nach deutschen Unternehmensbefragungen in den Regionen Bremen, Rheinhessen und 
Trier/Koblenz diirften die reinen Kosten der Ausgleichsabgabe bei der Entscheidung fiir oder 
wider die Einstellung von behinderten Personen fiir Betriebe nicht zentral sein. Sie stellt in 
den Abwägungen lediglich eine von vielen Variablen der Kalkulation eines wirtschaftlich 
lohnenden Einsatzes dar. Die Kosten der Beschäftigung behinderter Personen, die durch 
Umbaumaßnahmen, Arbeitsplatzadaptierungen und weitere gesetzliche Sonderregelungen 
(z.B. besonderer Kündigungsschutz, zusätzlicher Urlaubsanspruch, etc.) anfallen, werden als 
weitaus bedeutsamer bewertet (Diery, Schubert und Zink 1997 zit. nach Braakmann 2008, 14; 
Fietz et al. 2011, 68). 

Grundsätzlich setzt ein wirtschaftlich lohnender Einsatz von behinderten Personen als 
zentrales Entscheidungskriterium für eine Einstellung Leistungsfähigkeit und passende 
Qualifikation voraus. Von den Betrieben im Land Bremen, die die Quote nicht erfüllen, 
werden hohe Leistungs-, Flexibilitäts- und Qualifikationsanforderungen als nicht kompatibel 
mit den Voraussetzungen schwerbehinderter arbeitsuchender Personen gesehen. Diese 
Einschätzung basiert in vielen Fällen auf Einzelerfahrungen, in denen der Einsatz zu 
Problemen führte bzw. als nicht wirtschaftlich erfahren wurde. Eine Differenzierung nach 
unterschiedlichen Arbeitsplätzen und eine Prüfung im Einzelfall, ob diese für 
schwerbehinderte Arbeitsuchende geeignet sein Könnten, wird vielfach nicht vorgenommen. 

Den Maßstab einer wirtschaftlich lohnenden Beschäftigung verwenden auch jene 
Betriebe, die die Quote erfüllen. In diesen Betrieben arbeitet eine Vielzahl von 
schwerbehinderten Beschäftigten, die sich in ihrer Leistungsfähigkeit von nicht behinderten 
Beschäftigten nicht unterscheiden (i.d.R. Menschen mit inneren Erkrankungen). Eine 
Beschäftigung wird aber aufgrund der Inanspruchnahme von unterstützenden Leistungen des 
Integrationsamtes auch dort als lohnend empfunden, wo besondere Unterstützungen oder 
besondere Vorkehrungen am Arbeitsplatz erforderlich sind. Die Unterstützungsleistungen 
spielen eine entscheidende Rolle in der Wirtschaftlichkeitsrechnung der Betriebe. 

Eine kooperative Zusammenarbeit mit dem Integrationsamt ist i.d.R. die Voraussetzung 
für das Gelingen einer Eingliederung von behinderten Personen in das Unternehmen. Die 
Schranke zwischen einer positiven und einer negativen Beurteilung liegt dort, wo die 
Aktivitäten eines Amtes mit einer sozialpolitischen Steuerungsfunktion von den Betrieben als 
Einmischung in originäre Personal- und betriebswirtschaftliche Entscheidungen empfunden 
werden. Dass das Integrationsamt immer auch die wirtschaftlichen Belange der Unternehmen 
zu berücksichtigen hat, wird dabei insbesondere bei den die Quote nicht erfüllenden Betrieben 


nicht berücksichtigt. 
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Bei den die Quote erfüllenden Betrieben treten positive Beurteilungen in den 
Vordergrund, wenn der persönliche Kontakt mit dem Integrationsamt erfolgreiche Lösungen 
für beide Seiten — die schwerbehinderten Beschäftigten und das Unternehmen - zeitigte. Dann 
dominieren die Dienstleistungen für die Beschäftigung schwerbehinderter Menschen die 
Perspektive. Diese Unternehmen begreifen soziale Verantwortung auch eher als ein 
Handlungsfeld, in das sie die Beschäftigung schwerbehinderter Mitarbeiter/innen inkludieren 


(Fietz et al. 2011, 68ff). 


4.3.4 Demographischer Wandel 


Differenziert zu beurteilen sind Beschäftigungsquoten im Lichte des demographischen 
Wandels. Die eigene Belegschaft altert und erhöht in der Folge die Zahl bereits beschäftigter 
behinderter Mitarbeiter/Innen, womit Betriebe eine etwaige Beschäftigungsquote eher ohne 
eigenes Zutun erfüllen. Auf die Erfahrung und Qualifikation langjähriger Mitarbeiter/Innen 
kann in vielen Fällen ohnehin nicht verzichtet werden; eine Kündigung ist angesichts eines 
häufig zusätzlich vorliegenden Schutzrechtes auch nicht ohne Weiteres durchführbar. Im 
Unternehmen beschäftigte Personen könnten nunmehr zu einer Untersuchung bzw. 
Registrierung veranlasst werden, und dann mit einer entsprechenden Behinderung geführt 
werden. Werden auch Unterstützungen für beschäftigte behinderte Personen aus einer 
Ausgleichsabgabe gewährt, entstehen Mitnahmeeffekte, wenn diese Personen ohnehin nicht 
gekündigt worden wären (OECD 2010, 135; Sywottek 2011, 23f). 

Dies weist dann auch auf die „inhärente Ambivalenz des Quotensystems* (Deutscher 
Bundestag 2008, 12) hin. Wenn zunehmend Arbeitnehmer/Innen aufgrund ihres Alters einen 
Behindertenstatus erlangen, haben die Arbeitgeber/Innen weniger Pflichtabgaben zu 
entrichten. In der Folge steht immer weniger Geld für die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen 
für behinderte Personen zur Verfügung, während sich i.d.R. die Ausgaben für dauerhafte 
Lohnsubventionen erhöhen (Sywottek 2011, 25). 

Dies zeigt sich auch konkret anhand der Unternehmensbefragung im Land Bremen: 
zunehmend mehr ältere Mitarbeiter/Innen benötigen noch jenseits des 
Schwerbehindertenstatus* veränderte bzw. adaptierte Arbeitsplätze. Diese Entwicklung 
kumuliert mit der wachsenden Zahl schwerbehinderter Beschäftigter. Für beide Gruppen gilt 
es, die Arbeitsorganisation zu verändern oder überhaupt neue Arbeitsplätze zu schaffen, die 
der Leistungsfähigkeit angepasst und zugleich wirtschaftlich sind. 

Großbetriebe des verarbeitenden Gewerbes haben eine hohe Bedeutung für die 


Beschäftigung im Land Bremen und (über)erfüllen im Durchschnitt die Beschäftigungsquote. 
116 


Diese Unternehmen kommen nun fiir Neueinstellungen von behinderten Personen immer 
weniger infrage; der Arbeitsplatzerhalt für bereits beschäftigte schwerbehinderte sowie 
leistungseingeschränkte Arbeitnehmer/innen stellt mehr und mehr das zentrale Aufgabenfeld 
dar. Ahnliche Entwicklungen zeigen sich tendenziell auch in kleineren Betrieben, die i.d.R. 
ebenfalls schwerbehinderte Menschen, aber unterhalb der gesetzlichen 5%-Quote, 
beschäftigen. Die Nichtaufnahme von schwerbehinderten Personen wird hier mit 
Arbeitsplätzen begründet, die mit leistungseingeschränkten Mitarbeiter/innen besetzt sind 


(Fietz et al. 2011, 67). 


4.4 Anhang: Zentrale Parameter von Quotensystemen in einzelnen 
EU-Ländern 


4.4.1 Definition und Registrierung von „anspruchsberechtigten“ Personen 


- AT: Die Definition im Behinderteneinstellungsgesetz ist nicht mehr auf die 
Beeinträchtigung, sondern auf ihre Auswirkung ausgerichtet, womit der soziale 
Aspekt im Gegensatz zur früheren medizinischen Charakteristik eine dominierende 
Stellung einnimmt: „Auswirkung einer nicht nur vorübergehenden körperlichen, 
geistigen oder psychischen Funktionsbeeinträchtigung oder Beeinträchtigung der 
Sinnesfunktionen, die geeignet ist, die Teilhabe am Arbeitsleben zu erschweren.“ 
Erforderlich für die Einrechnung in die Quote ist eine registrierte Behinderung von 
mindestens 50% (,,begiinstigte/r Behinderte/r“). Die Feststellung erfolgt durch 
ärztliche Sachverständige des Bundessozialamtes (BMASK 2012, 41; 
OECD/Europäisches Zentrum 2003, 403). 

- DE: „Wenn die körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische Gesundheit 
mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als 6 Monate von dem für das Lebensalter 
typischen Zustand abweicht und daher die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
beeinträchtigt ist.“ Eingerechnet in die Quote werden schwerbehinderte Personen 
(Grad der Behinderung mindestens 50) bzw. auf Antrag von der Agentur für Arbeit 
gleichgestellte Personen (Grad der Behinderung mindestens 30, wenn wegen 
Funktionsbeeinträchtigung(en) ansonsten kein geeigneter Arbeitsplatz erlangt oder 
behalten werden kann). Als Grundlage für die Beurteilung dienen die 


„Versorgungsmedizinischen Grundsätze“ (Knöpfel 2011, 2; BMAS 2011, 2.1/2.2). 
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EL: Anspruchsberechtigt sind Personen mit speziellen Bedarfen sowie andere 
Personengruppen wie Kriegsinvalide, Mitglieder der Familie einer behinderten 
Person, Eltern in Mehrkindfamilien (Brennan/Conroy 2009, 2f). 

ES: Die Einstufung durch IMSERSO (Institut für Soziale Dienste) basiert auf der 
standardisierten WHO-Klassifikation “Ausmaß der Beeinträchtigung“. Erforderlich 
ist eine Beeinträchtigung von mindestens 25% bezogen auf tägliche Aktivitäten 
unabhängig von Erwerbsstatus (OECD 2007, 97). 

FR: “Jede Aktivitätseinschränkung oder Einschränkung der Teilhabe am sozialen 
Leben aufgrund einer substantiellen, dauerhaften oder ausgeprägten Veränderung in 
einer oder mehreren physischen, sensorischen, mentalen, kognitiven oder 
psychologischen Funktionen oder aufgrund einer behindernden Krankheit.“ Es ist 
keine Mindestdauer der Behinderung spezifiziert. Anspruchsberechtigt sind neben 
historisch bedingten Gruppen wie Kriegsveteranen und Opfer eines Arbeitsunfalls 
oder einer Berufskrankheit Arbeitnehmer/Innen, die durch COTOREP (Kommission 
für die Beurteilung des Invaliditätsstatus‘) registriert wurden, sowie jene Personen, 
die auf eine Invaliditätspension Anspruch haben, wenn die Arbeitsfähigkeit 
zumindest zu zwei Dritteln reduziert ist (NDA 2007, 13). 

IE: Es gibt weder eine medizinische Zertifizierung noch eine Registrierung. Die 
Betonung liegt auf einer substantiellen Einschränkung (NDA 2007, 2/17). 

IT: Der Status „registrierte behinderte Person“ verlangt eine 45%ige Einschränkung 
der allgemeinen oder eine 33%ige Einschränkung der berufsspezifischen 
Arbeitsfähigkeit oder eine Seh-, Hör- oder Sprachbehinderung. Anträge werden von 
einer Ärztekommission überprüft (Gesetz Nr. 68/99; OECD/Europäisches Zentrum 
2003, 402). 

LT: Mindestgrad 60% oder moderate Behinderung (Applica/Cesep/European Centre 
2007, 77). 

LU: Der Status „behinderte Erwerbsperson“ umfasst eine Behinderung, die die 
täglichen Aktivitäten um mindestens 30% einschränkt. Antragsteller/Innen müssen 
entweder beschäftigt oder registriert arbeitslos sein. Die Einstufung erfolgt durch eine 
Medizinische Kommission (OECD 2007, 97). 

PL: Die Zertifizierung “gesetzliche Behinderung” basiert auf einer medizinischen 
Definition. Die Feststellung des Schweregrads erfolgt durch lokale 


Beurteilungsteams. Eine Beurteilung, die einen Anspruch auf Sozialversicherungs- 
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Leistungen begründet, wird ebenfalls anerkannt (NDA 2007, 10; OECD/Europäisches 
Zentrum 2003, 403). 
- PT: Personen mit Behinderungen oder mit einer zerebralen Paralyse mit einem Grad 


von mindestens 60% (Brennan/Conroy 2009, 2f). 


4.4.2 Ausmaß der Quote 


- AT: Quote von 4%. Öffentliche und private Dienstgeber/Innen, die 25 oder mehr 
Dienstnehmer/Innen beschäftigen, sind verpflichtet, auf je 25 eine/n nach dem 
Behinderteneinstellungsgesetz begünstigte/n Behinderte/n zu beschäftigen. 
Bestimmte behinderte Dienstnehmer/Innen zählen doppelt: Blinde, Personen unter 19 
Jahren und Ältere (über 50 Jahre mit einem Grad der Behinderung von mindestens 
70% bzw. über 55 Jahre), Personen in einem Ausbildungsverhältnis sowie auf die 
Benützung eines Rollstuhls angewiesene Personen. Dies soll u.a. einen Anreiz 
darstellen, junge und ältere behinderte Personen anzustellen (BMASK 2010; NDA 
2007, 10). 

- BE: Einige föderale und regionale Vorschriften enthalten Quoten im öffentlichen 
Sektor. Sie betragen i.d.R. 2 bis 2,5% (DeVos 2007, 47; OECD/Europäisches 
Zentrum 2003, 389). 

- CZ: Arbeitgeber/Innen mit 25 oder mehr Beschäftigten müssen entweder eine Quote 
von 4% einhalten oder Waren oder Arbeitsprogramme bei Arbeitgeber/Innen in 
Auftrag geben, die mindestens zu 50% behinderte Arbeitnehmer/Innen beschäftigen 
(DeVos 2007, 47). 

- CY: Es gibt einige Quotenregelungen: Beschäftigte im Bildungsbereich, unbefristete 
Beschäftigung von befristet oder auf Stundenbasis beschäftigten Beamt/Innen mit 
Behinderung, Beschäftigung von blinden Telefonist/Innen im öffentlichen Sektor; 
Beschäftigung in privaten Unternehmen mit mehr als zehn Beschäftigten (DeVos 
2007, 47). Im öffentlichen Dienst soll eine Quote von 10% für Neueinstellungen 
eingeführt werden (ANED 2009, 11/23). 

- DE: Alle privaten und öffentlichen Arbeitgeber/Innen mit mindestens 20 
Arbeitsplätzen sind verpflichtet, 5% mit schwerbehinderten Menschen zu besetzen. 
Unter 60 Beschäftigten gibt es Sonderregelungen: Unternehmen mit 20 bis 39 
Beschäftigten müssen 1 Arbeitsplatz besetzen, Unternehmen mit 40 bis 59 
Beschäftigten 2 Arbeitsplätze. Die Agentur für Arbeit kann eine schwerbehinderte 


Person auf mehr als einem Pflichtarbeitsplatz anrechnen, wenn eine Eingliederung in 
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das Arbeitsleben besonders schwierig ist. Ausbildungsplätze werden bei der 
Berechnung der Pflichtarbeitsplätze nicht berücksichtigt, jedoch schwerbehinderte 
Auszubildende auf 2 Pflichtarbeitsplätze angerechnet. Den Unternehmen ist es 
weitgehend freigestellt, welche Stellen sie mit Schwerbehinderten besetzen. Es 
besteht nur die grundsätzliche Verpflichtung, nach Fähigkeiten und Fertigkeiten 
einzusetzen. Es gibt auch weder spezifische gesetzliche noch spezifische 
kollektivvertragliche Vorgaben zur Entlohnung. Wer einer anerkannten Werkstatt für 
behinderte Menschen Aufträge erteilt, Kann die Arbeitsleistung zu 50% auf die 
Ausgleichsabgabe anrechnen (Braakmann 2008, 12; BMAS 2011, 8.2). 

EL: Öffentliche und private Arbeitgeber/Innen mit 50 oder mehr Arbeitnehmer/Innen 
sind verpflichtet, behinderte Personen zu übernehmen, die von einer Behörde 
vermittelt werden. Die globale Quote beträgt 5%, davon 2% für Personen mit 
speziellen Bedarfen. Im öffentlichen Sektor besteht eine Quote von 3% 
(Brennan/Conroy 2009, 2f; DeVos 2007, 48). 

ES: Die Quotenregelung verpflichtet öffentliche und private Unternehmen mit 50 
oder mehr Arbeitnehmer/Innen, 2% behinderte Personen zu beschäftigen. 
Stellenangebote im öffentlichen Dienst müssen eine Quote von 5% beinhalten. 
Alternativ können Liefer- und Dienstleistungsverträge mit 
Sonderarbeitseinrichtungen abgeschlossen oder Spenden an Stiftungen und 
öffentliche Vereinigungen geleistet werden, die die berufliche Integration von 
behinderten Personen fördern. In Ausnahmefällen kann eine partielle oder völlige 
Befreiung bei produktiven, organisationstechnischen oder finanziellen Gründen sowie 
der Unmöglichkeit, freie Stellen mit qualifizierten behinderten Personen zu besetzen, 
gewährt werden (DeVos 2007, 48; OECD 2007, 170). 

FR: Unternehmen mit 20 oder mehr Beschäftigten benötigen in ihrer Belegschaft 
einen Anteil von 6% an behinderten Personen. Die Quote kann auch indirekt über 
Subverträge mit geschützten Werkstätten oder der Implementierung eines Programms 
für behinderte Arbeitnehmer/Innen erfüllt werden. Ein Gewichtungssystem rechnet 
Arbeitnehmer/Innen mit schweren Behinderungen auf mehr als eine Stelle an. Seit 
2006 müssen auch öffentliche Einrichtungen deklarieren, wie viele Personen mit 
Behinderungen sie beschäftigen, und das Ausmaß der jeweiligen Behinderung 
bekanntgeben (NDA 2007, 125). 

HU: Arbeitgeber/Innen mit 20 oder mehr Arbeitnehmer/Innen haben eine Quote von 


5% einzuhalten (Applica/Cesep/European Centre 2007, 77). 
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IE: Es besteht ein 3%-Ziel für die Beschäftigung von behinderten Personen im 
öffentlichen Dienst, das auf eine verpflichtende Basis gehoben wurde. Allerdings ist 
die Situation de facto eher mit Ländern zu vergleichen, die bestimmte Anteile von 
behinderten Personen an den Beschäftigten ohne Implementierung einer Quote 
kontrollieren (Brennan/Conroy 2009, 11; NDA 2007, 17). 

IT: Private und öffentliche Arbeitgeber/Innen mit über 50 Arbeitnehmer/Innen haben 
eine Quote von 7% zu erfüllen. Bei 15 bis 35 Arbeitnehmer/Innen ist 1 behinderte 
Person zu beschäftigen (für private Arbeitgeber/Innen besteht eine derartige Pflicht 
nur bei Neueinstellungen), bei 36 bis 50 Arbeitnehmer/Innen sind 2 behinderte 
Personen zu beschäftigen (Autonome Provinz Bozen - Südtirol 2003, 10; Gesetz Nr. 
68/99). 

LT: Unternehmen mit 50 oder mehr Beschäftigten sind verpflichtet, 2 bis 5% 
behinderte Arbeitnehmer/Innen zu beschäftigen (Applica/Cesep/European Centre 
2007, 77). 

LU: Für Unternehmen mit 50 oder mehr Arbeitnehmer/Innen gilt eine Quote von 3%. 
In Unternehmen zwischen 25 und 49 Beschäftigten ist 1 behinderte Person 
anzustellen. Aus Krankheits- bzw. Behinderungsgründen intern umgeschichtete 
Arbeitnehmer/Innen können auf die Quote angerechnet werden 
(Applica/Cesep/European Centre 2007, 77; OECD 2007, 72/162). Im Staatsdienst gilt 
eine verpflichtende Quote von 5% (ANED 2009, 56). 

MT: Für Arbeitgeber/Innen mit mindestens 20 Arbeitnehmer/Innen besteht die Pflicht 
zur Einstellung eines bestimmten Anteils an behinderten Personen, die beim 
Arbeitsamt gemeldet sind. Der/die zuständige Minister/In soll in einer Verordnung 
einen Standardprozentsatz festlegen (DeVos 2007, 48). Es wurde vorgeschlagen, die 
Quote mit 4%, allerdings auf freiwilliger Basis, festzulegen (ANED 2009, 60). 

PL: Es ist eine verpflichtende Quote von 6% für private Arbeitgeber/Innen mit 25 
oder mehr Arbeitnehmer/Innen normiert. Für bestimmte Kategorien von 
Behinderungen besteht eine Doppel- und Dreifachzählung. Um die 6% auch im 
öffentlichen Sektor zu erfüllen, wurde die Quote graduell von 3% angehoben (NDA 
2007, 10; OECD 2006, 96). 

PT: Quoten bis zu 2 % für private Unternehmen und bis zu 5 % für den öffentlichen 
Sektor wurden vereinbart, doch nie implementiert (DeVos 2007, 48). 

SK: Jede/r Arbeitgeber/In mit 20 oder mehr Beschäftigten ist verpflichtet, behinderte 


Arbeitnehmer/Innen einzustellen, wenn beim Arbeitsamt vor Ort ein bestimmter 
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Anteil an Arbeitsuchenden mit Behinderung gemeldet ist. Die Erfüllung der Quote 
kann auch indirekt über eine Auftragsvergabe an eine externe geschützte Werkstatt 
oder Arbeitsstätte erfolgen (Applica/Cesep/European Centre 2007, 79; DeVos 2007, 
48). 

SI: Arbeitgeber/Innen mit 20 oder mehr Arbeitnehmer/Innen sind je nach Art ihrer 
Tätigkeit verpflichtet, 2 bis 6% behinderte Personen zu beschäftigen (DeVos 2007, 
48). 


4.4.3 Sanktionen, Ausmaß der Ausgleichsabgabe 


AT: Für jede nicht besetzte Pflichtstelle muss eine Ausgleichstaxe entrichtet werden. 
Diese beträgt im Jahr 2012 für Dienstgeber/Innen von 25 bis 99 Beschäftigten 232 €, 
ab 100 Beschäftigten 325 € und ab 400 Beschäftigten 345 € pro Monat. Je nach 
Betriebsgröße beträgt sie damit rund 0,4 bis 0,6% der Lohnsumme. Die 
Ausgleichstaxe wird jährlich im Nachhinein vom Bundessozialamt vorgeschrieben. 
(BMASK 2010, 90; OECD/Europäisches Zentrum 2003, 390; Aktualisierung 
Europäisches Zentrum). 

CZ: Für jede nicht besetzte Pflichtstelle ist die Hälfte des nationalen 
Durchschnittslohns zu entrichten (Applica/Cesep/European Centre 2007, 74). 

DE: Die Ausgleichsabgabe ist an das Ausmaß der Quotenerfüllung geknüpft. Im Jahr 
2012 beträgt sie bei einer Erfüllungsquote von 0 bis unter 2% 290 € pro Monat und 
nicht besetztem Platz, bei einer Erfüllungsquote von 2 bis unter 3% 200 € sowie bei 
einer Erfüllungsquote von 3 bis unter 5% 115 €. Für Betriebe unter 60 Beschäftigten 
gelten Sonderregelungen.”’ Die Ausgleichsabgabe ist in einer Summe bis 31.3. für 
das vorangegangene Jahr an das Integrationsamt abzuführen. Sie beträgt je nach 
Erfüllungsgrad rund 0,25% bis 0,65% der Lohnsumme. Grundsätzlich besteht jedoch 
keine ,„Wahlfreiheit“ zwischen Erfüllung der Quote und Zahlung der 
Ausgleichsabgabe: Arbeitgeber/Innen, die der Beschäftigungspflicht schuldhaft nicht 
(in vollem Umfang) nachkommen, müssen zusätzlich mit einem Bußgeld rechnen 
(BMAS 2011, 8.2; OECD/Europäisches Zentrum 2003, 389). 

EL: Im Jahr 1995 wurden bestimmte Sanktionen eingeführt (Applica/Cesep/European 
Centre 2007, 75). 





>’ Unternehmen von 20 bis 39 Beschäftigen zahlen bei Nichtbesetzung des 1 Pflichtplatzes 115 € pro Monat. 
Unternehmen von 40 bis 59 Beschäftigen zahlen bei 1 (von 2) besetzen Pflichtplätzen ebenfalls 115 € pro 
Monat, bei keinem besetzen Pflichtplatz pro nicht besetztem Pflichtplatz 200 € pro Monat. 
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ES: Verpflichtung zur Meldung behinderter Beschäftigter und Überprüfung durch 
Arbeitsinspekteure. Disziplinarmaßnahmen werden nicht umgesetzt, obwohl eine 
Nicht-Erfüllung als schweres Vergehen angesehen wird (OECD/Europäisches 
Zentrum 2003, 390; NDA 2007, 11). 

FR: Die jährliche Sanktion beträgt 600mal den Mindeststundenlohn pro nicht 
angestellte behinderte Person, abhängig von der Größe des Unternehmens. Sie wird 
für Unternehmen, die die Quote über drei Jahre nicht erfüllt haben, auf das 1.500- 
fache des Mindeststundenlohns erhöht. Bei einem Unternehmen mit 50 
Arbeitnehmer/Innen, das keine einzige behinderte Person über drei Jahre beschäftigt, 
ergibt dies rund 40.000 € pro Jahr. Die Sanktion beträgt bei 50 Arbeitnehmer/In ohne 
behinderte Person rund 0,9% der Lohnsumme, bei über drei Jahren rund 2,25% der 
Lohnsumme (Agile 2011; NDA 2007, 12; OECD/Europäisches Zentrum 2003, 389; 
Aktualisierung Europäisches Zentrum). 

HU: Im Jahr 2005 pro Person und Jahr 521 € an den Rehabilitationsfonds des 
Arbeitsmarktfonds (Applica/Cesep/European Centre 2007, 77). 

IE: Wenn eine öffentliche Institution die Quote in zwei aufeinanderfolgenden Jahren 
nicht erfüllt, Können die nationale Behörde für Behinderung und der/die relevante 
Minister/In Auflagen erteilen. De facto ist die Quote jedoch nicht von Sanktionen 
begleitet, da sich der öffentliche Dienst nicht selbst sanktionieren kann 
(Brennan/Conroy 2009, 11). 

IT: 62,77 € pro Kalendertag und unbesetzter Stelle (ein Viertel davon, wenn kein/e 
geeignete/r Kandidat/In vorhanden ist, was leicht nachzuweisen ist). Die Sanktion 
beträgt damit rund 4% bzw. 1% der Lohnsumme. Ein/e Arbeitgeber/In kann einen 
Antrag auf vorübergehende Aussetzung bei Kurzarbeit, Solidaritätsvertrag zur 
Vermeidung von Personalabbau, Eröffnungsverfahren Mobilität sowie Notwendigkeit 
kollektiver Kündigungen stellen. Private Betriebe können weiters um eine teilweise 
Befreiung bei besonderen Arbeitsanforderungen ansuchen: Beschwerlichkeit der 
Betriebstätigkeit, Gefährlichkeit der Tätigkeit (z.B. Umweltbedingungen) sowie Art 
(Besonderheit) der Tätigkeit. Die maximale Befreiung beträgt 60%, in 
Ausnahmefällen 80%. Für die teilweise Befreiung ist eine Gebühr von 30,64 € pro 
Arbeitstag und nichtbeschäftigter behinderter Person zu entrichten (Gesetz Nr. 68/99; 
OECD/Europäisches Zentrum 2003, 389). 

LT: Die Sanktion beträgt das 15-fache des offiziellen Mindestlohns und ist an den 


Beschäftigungsfonds zu zahlen (Applica/Cesep/European Centre 2007, 77). 
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LU: Die Sanktionen sind generell gering. Wenn Verpflichtungen zur internen 
Umschichtung einer/s Arbeitnehmer/In mit Behinderung nicht erfüllt werden, kann 
eine Strafe von 50% des gesetzlichen Mindestlohns (für bis zu 24 Monate) verhängt 
werden (OECD 2007, 72/162). 

PL: Die Sanktion beläuft sich pro Monat auf 40,65% des Durchschnittslohns für 
jeden nicht besetzten Arbeitsplatz. Sie beträgt damit rund 2,4% der Lohnsumme 
(OECD/Europäisches Zentrum 2003, 390). 

SK: An das Arbeitsamt sind drei monatliche Mindestlöhne (€ 547) pro Jahr für jede 
nicht beschäftigte Person zu entrichten (DeVos 2007, 48). 

SI: Es sind 70 % des Mindestlohns für jede behinderte Person, die der/die 
Arbeitgeber/In hätte einstellen sollen, zu entrichten (DeVos 2007, 48). 


4.4.4 Verwendungszweck 


AT: Die Mittel des Ausgleichstaxfonds sind für Leistungen direkt an behinderte 
Menschen sowie an jene Dienstgeber/Innen, die behinderte Menschen beschäftigen, 
zweckgebunden (BMASK 2010, 90). 

DE: Aus Mitteln der Ausgleichsabgabe werden zusätzliche 
Eingliederungsmöglichkeiten gefördert, wie etwa Integrationsfachdienste oder 
Leistungen der Agentur für Arbeit an schwerbehinderte Menschen (BMAS 2011). 

ES: Es werden Beschäftigungsaktivitäten von nichtstaatlichen Organisationen und 
Organisationen ohne Erwerbscharakter finanziert (OECD/Europäisches Zentrum 
2003, 390). 

FR: Der Fonds für die berufliche Integration von Personen mit Behinderungen 
finanziert Maßnahmen zur Fortbildung, zur Erhaltung des Arbeitsplatzes und zur 
Beschäftigung von behinderten Personen (OECD/Europäisches Zentrum 2003, 390; 
NDA 2007, 12). 

IT: Der Regionalfonds zur Beschäftigung von behinderten Personen sorgt für die 
Finanzierung von regionalen Programmen zur Arbeitseingliederung und von 
entsprechenden Diensten (Arbeitsamt Bozen 2003, 36). 

PL: Der staatliche Fonds für die Beschäftigung und berufliche Rehabilitation von 
behinderten Personen (PFRON) führt Programme für die Rehabilitation und 
Beschäftigung von behinderten Personen durch (OECD 2006, 110). 

SI: Die Ausgleichsabgabe ergeht an einen Fonds zur Förderung der Beschäftigung 


von Menschen mit Behinderung (DeVos 2007, 48). 
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4.4.5 


Erfullungsgrad 


AT: Im Jahr 2008 wurde die Beschäftigungspflicht zu 66% erfüllt (66.400 von 
101.100 Pflichtstellen). Die Einstellungsquote ist in den Jahren davor leicht gestiegen 
(BMASK 2010, 90). 

BE: recht hoch (OECD/Europiisches Zentrum 2003, 389). 

CZ: Gering. Die Arbeitgeber/Innen ziehen häufig die Zahlung der Abgabe vor 
(DeVos 2007, 47). Im öffentlichen Dienst erfüllen die meisten Ministerien, 
regionalen Behörden und Gemeinden die Beschäftigungsquote (ANED 2009, 25). 
CY: Der Einsatz der Quote ist aufgrund verfassungsrechtlicher Bedenken verzögert 
(DeVos 2007, 47). 

DE: Anfang der 2000er-Jahre wurde die Quote zu 57% erfüllt. Im Jahr 2010 waren in 
Unternehmen ab 20 Arbeitsplätzen 4,5% aller Beschäftigten schwerbehindert (BA 
2011; OECD/Europäisches Zentrum 2003, 389). 

EL: Die Nachfrage nach Quotenplätzen übersteigt die freien Stellen (DeVos 2007, 
48). 

ES: 96%. Die hohe Quotenerfüllung wird z.T. mit den geringen Anforderungen für 
ein legales Behinderungszertifikat in Kombination mit dem geringen 
Quotenprozentsatz erklärt (OECD 2007, 162f). 

FR: Anfang der 2000er-Jahre 67% (OECD/Europäisches Zentrum 2003, 389). Die 
Beschäftigungsrate liegt nach wie vor deutlich unter der vorgeschriebenen Quote 
(ANED 2009, 35). 

IE: Eine Umfrage im öffentlichen Dienst im Jahr 2002 ergab einen Anteil von 2,7% 
an Personen mit Behinderungen. Diese waren in niedrigen Verwendungsgruppen 
konzentriert (Brennan/Conroy 2009, 7). 

IT: 1986-1998 rund 50% (OECD/Europäisches Zentrum 2003, 389). 

LU: 44% (OECD 2007, 163). Auch der öffentliche Dienst erfüllt die verpflichtende 
Beschäftigungsquote nicht (ANED 2009, 56). 

PL: Anfang der 2000er-Jahre rund 33%. Die Mehrzahl stellen Personen mit einer 
leichten Behinderung. 70% der betroffenen Unternehmen erfüllen die Quote nicht. Es 
gibt Hinweise darauf, dass den Arbeitgeber/Innen bestimmte Informationen fehlen 
und sie die Sanktion nur als eine weitere Steuer auf die Löhne betrachten. Weiters 
könnten die administrativen Kosten für einen Antrag auf Subventionen für 


Arbeitsplatzadaptierungen für die Betriebe zu hoch sein. Es gibt auch eine 
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4.4.6 


Konkurrenz mit jungen und hochqualifizierten Arbeitslosen, fiir die ebenfalls hohe 
Subventionen bereitgestellt werden (OECD/Europäisches Zentrum 2003, 390; OECD 
2006, 91/110/159). 


Sonstiges 


AT: Vorteile für „begünstigte Behinderte“ umfassen: Förderungen im Beruf (z.B. 
Lohnförderungen zur Erlangung und Sicherung von Arbeitsplätzen, Mobilitatshilfen, 
technische Arbeitshilfen, Arbeitsplatzadaptierungen oder berufliche Aus- und 
Weiterbildung), den besonderen Kündigungsschutz sowie einen Anspruch auf 
Zusatzurlaub, sofern dieser im Kollektivvertrag, im Dienstrecht oder in der 
Betriebsvereinbarung vorgesehen ist. 

BE: Das Quotensystem im öffentlichen Dienst ist i.d.R. von Maßnahmen begleitet, 
mit denen für Anerkennung von Menschen mit Behinderung geworben wird. Bei den 
Auswahlverfahren werden behinderte Personen auf einer gesonderten Liste geführt, 
um die Einhaltung der Quoten zu erleichtern (DeVos 2007, 47). 

CZ: Unternehmen mit einem Anteil an Personen mit Behinderungen von mehr als 
50% können finanzielle Unterstützung zur Adaptierung der Arbeitsbedingungen 
erhalten (in der Höhe des tatsächlichen Lohns der betroffenen Person einschließlich 
Sozialversicherungsabgaben; allerdings gibt es eine Höchstgrenze von € 327 pro 
Monat) (Applica/Cesep/European Centre 2007, 60/74). 

DE: Unternehmen, die schwerbehinderte Personen beschäftigen, erhalten aus der 
Ausgleichsabgabe Hilfen in Form von Beratung, begleitenden Diensten oder 
Zuschüssen, etwa beim Lohn oder für die Einrichtung eines weiteren Arbeitsplatzes. 
Für einen begrenzten Zeitraum gibt es Lohnzuschüsse der Bundesagentur für Arbeit 
bis zu 70% des Arbeitsentgeltes (Eingliederungszuschüsse für Schwerbehinderte). 
Bei schwerbehinderten Personen ist eine Kündigung nur nach Zustimmung des 
Integrationsamtes erlaubt. In bestimmten Fällen bestehen auch Ansprüche auf 
steuerliche Vergünstigungen, zusätzliche Urlaubsansprüche sowie Ansprüche auf 
Frühverrentung (Braakmann 2008, 12; Sywottek 2011, 22). 

ES: Unternehmen, die die Quoten einhalten, genießen eine Vorzugsbehandlung bei 
der öffentlichen Auftragsvergabe (NDA 2007, 11). 

FR: Es gibt finanzielle Unterstützungen für die Anstellung und Weiterbeschäftigung 
von Personen mit Behinderungen (NDA 2007, 12). 
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PL: Es wird eine Lohnsubvention von 50% des Durchschnittslohns pro 
Arbeitnehmer/In mit Behinderung gewährt. Diese wurde von den Arbeitgeber/Innen 
tendenziell dazu verwendet, die Löhne von behinderten Personen niedrig zu halten. 
Für Arbeitgeber/Innen mit weniger als 25 Beschäftigten bzw. 25 oder mehr 
Beschäftigten, die die Quote erfüllen, gibt es differenzierte Förderungen bis zu 90% 
des Mindestlohns. Eine  Riickerstattlung von Alterspensionsbeiträgen der 
Arbeitgeber/Innen ist bei schwer und moderat behinderten Personen möglich, von 
Unfallversicherungsbeiträgen der Arbeitgeber/Innen bei leicht behinderten Personen. 
Unternehmen, die eine behinderte Person anstellen wollen, aber die Quote nicht 
erfüllen, erhalten jedoch keinerlei Lohnsubvention und müssen gleichzeitig die 
Ausgleichsabgabe entrichten (NDA 2007, 10; OECD 2006, 96/110). 

SI: Arbeitgeber/Innen, die die Quote übererfüllen, werden von Beiträgen zur 
Pensions- und Invaliditätsversicherung befreit (Applica/Cesep/European Centre 2007, 
79). 
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5 Zusammenfassung und Empfehlungen 


Den vergleichbaren Daten von EU-SILC zufolge betragen die Erwerbsquoten von behinderten 
Personen im Erwerbsalter im Jahr 2009 in Dänemark und in den Niederlanden knapp mehr als 
50%, in Schweden und Österreich knapp weniger als 50%. Am geringsten fallen diese im 
Vereinigten Königreich mit 44% aus (EU-27 ebenfalls 44%).” Die höchste Teilzeitquote bei 
den behinderten Beschäftigten weisen von den untersuchten Ländern (bei einer hohen 
Teilzeitquote aller erwerbstätigen Personen) mit 43% die Niederlande, gefolgt von Schweden 
mit 40% auf. Eine Teilzeitquote bei behinderten Personen von 27% verzeichnet das 
Vereinigte Königreich, lediglich um die 20% Dänemark und Österreich. 

Grundsätzlich lassen sich jedoch auf empirischer Ebene aus den Beschäftigungsraten 
keine eindeutigen Empfehlungen für bestimmte Maßnahmenkomplexe für behinderte 
Personen ableiten. Höhere Beschäftigungsraten werden in Ländern mit einer verpflichtenden 
Beschäftigungsquote, mit anderen Arbeitgeber/Innenverpflichtungen und -anreizen, mit 
weitverbreiteter subventionierter Beschäftigung oder mit einem starken Fokus auf beruflicher 
Rehabilitation gefunden, aber auch dort, wo keine dieser Maßnahmen implementiert ist. Die 
eingeschränkte empirische Evidenz legt nahe, dass die meisten Maßnahmen inkl. Anti- 
Diskriminierungs-Gesetzgebung, Beschäftigungsquoten und Regulierungen, die finanzielle 
Anreize implizieren, häufig dazu dienen, die Arbeitsplätze von bereits beschäftigten Personen 
zu sichern, aber vergleichsweise wenig zur Neubeschäftigung von behinderten Personen 


beitragen (OECD 2010, 50/135). 


5.1 Anti-Diskriminierungsgesetzgebung 


Die meisten Länder haben eine Anti-Diskriminierungsgesetzgebung eingeführt, um die 
Gleichbehandlung von Personen mit Behinderungen (und anderen Benachteiligungen) in 
Stellenausschreibungen, Aufnahme- und Kündigungsverfahren sowie in einem aufrechten 
Dienstverhältnis sicherzustellen. In vielen europäischen Ländern wurde in jüngerer Zeit ein 
Diskriminierungsverbot von behinderten Personen als Teil der EU-Verpflichtung zur 


Ratifizierung von Gemeinschaftsgesetzgebung implementiert (OECD 2010, 78). 





°® Zum Vergleich Beschäftigungsquoten von Personen mit Behinderungen 2007 basierend auf EU-SILC 2007 
und Arbeitskräfteerhebung 2005/6: Schweden 62%, Dänemark 52%, Vereinigtes Königreich 45%, Niederlande 
44%; Österreich 44% (OECD 2010, 51). Für Schweden ergibt sich die geringere Gesamterwerbsquote in EU- 
SILC 2009 aus der niedrigen Erwerbsquote in der Altersgruppe 16-24 Jahre. 
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Die Anti-Diskriminierungsgesetzgebung weist in den vier untersuchten Ländern ähnliche 
Grundzüge auf. Ein zentraler Bestandteil ist jeweils die Verpflichtung der Arbeitgeber/Innen 
zu zumutbaren Adaptierungen am Arbeitsplatz. In Dänemark werden die Rechte von 
behinderten Menschen auf Aktivierung und Beschäftigung im Rahmen der 
Gleichbehandlungsvorschriften sichergestellt. Abgesehen vom bevorzugten Zugang im Falle 
von Öffentlichen Arbeitgeber/Innen werden keine spezifischen Regeln für die Beschäftigung 
behinderter Menschen angewandt. Gleichzeitig findet sich eine starke Betonung von 
rechtlichen Verpflichtungen für die Arbeitgeber/Innen im Hinblick auf die Adaptierung von 
Arbeitsplätzen. 

In Schweden hat der/die Arbeitgeber/In nach dem Discrimination Act von 2008 die 
Pflicht zu prüfen und gegebenenfalls Maßnahmen zu ergreifen, wenn er/sie Kenntnis davon 
erlangt, dass ein/e Mitarbeiter/In einer Diskriminierung oder Belästigung am Arbeitsplatz 
ausgesetzt ist. Auch die Verpflichtung zu einer zumutbaren Adaption des Arbeitsplatzes ist 
durch das Antidiskriminierungsgesetz abgedeckt. 

In den Niederlanden wurde im Jahr 2003 das Gesetz über die „Gleichbehandlung 
aufgrund einer Behinderung oder chronischen Krankheit“ erlassen. Es bietet Schutz vor 
Diskriminierung aufgrund jeglicher Art von Behinderung oder chronischen Erkrankung. Im 
Gesetz wird explizit festgehalten, dass ein wesentlicher Teil zur Gewährung von Nicht- 
Diskriminierung aufgrund von Behinderung am Arbeitsplatz als die Verpflichtung zur 
Bereitstellung von „wirksamen und notwendigen“ Adaptierungen erachtet wird. 

Der Equality Act von 2010 im Vereinigten Königreich umfasst rechtliche Pflichten der 
Arbeitgeber/Innen in vielfältigen Aspekten der Beschäftigung. Die Arbeitgeber/Innen haben 
ausdrücklich die Pflicht, „zumutbare Adaptierungen“ in den Beschäftigungsarrangements 
und/oder den physischen Begebenheiten der Arbeitsstätte vorzunehmen, um sicherzustellen, 


dass Personen mit Behinderungen nicht einer erheblichen Benachteiligung ausgesetzt sind. 


5.2 Beschäftigungspflicht bzw. Einstellungsquoten für 
Unternehmen 


Quotensysteme für private und/oder öffentliche Unternehmen bzw. Institutionen finden sich 
in der einen oder anderen Form in der Mehrzahl der EU-Länder, nicht jedoch in den vier 
untersuchten Ländern. Sie haben das Ziel, die Arbeitsnachfrage zu stimulieren, indem sie die 
Arbeitgeber/Innen verpflichten, einen bestimmten Anteil an Arbeitnehmer/Innen mit 


Behinderungen zu beschäftigen. Typischerweise variiert der vorgeschriebene Anteil zwischen 
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2% und 7% der Belegschaft. Generell gelten die Quoten erst ab einer bestimmten 
Belegschaftsschwelle, die sich in einem Rahmen zwischen 15 und 50 Beschäftigten bewegt. 
Das Spektrum der Sanktionen reicht von fast gänzlich fehlenden Strafen, über geringe 
Sanktionen in den meisten Ländern (zusätzliche Lohnsummensteuer in einer Größenordnung 
von rd. 0,5%) bis zu im Ausmaß vergleichsweise hohen Sanktionen (1 bis 4% der 
Lohnsumme). Der Erfüllungsgrad der Quoten schwankt in den meisten Ländern zwischen 
30% und 70%. 

Der gesetzlich registrierte Status definiert Behinderung in einem eher engeren Sinn. Für 
Menschen mit leichteren Behinderungen bzw. Gesundheitseinschränkungen sind 
Beschäftigungsquoten daher unerheblich. Eine breite Definition wäre jedoch keine sinnvolle 
Grundlage, da Quoten in gewisser Weise selektiv sein müssen. Tendenziell liegt bei 
Quotensystemen die Betonung auf dem Konzept der „Einschränkung von Fähigkeiten“ und 
weniger auf dem der „Befähigung“. Sie sind daher nur bedingt mit dem Prinzip des gleichen 
Zugangs für alle bzw. mit dem sozialen Modell von Behinderung zu vereinbaren. 
Entsprechend stoßen die notwendige Erfassung von betroffenen Personen und der 
Einstufungsprozess z.T. auf die Kritik, dass diese selbst eine Form diskriminierender 
Behandlung darstellen könnten. Allerdings sind einige dieser Problemfelder auch ein 
Bestandteil von Anti-Diskriminierungs-Ansätzen. 

Allgemein ist zu vermuten, dass von Quotensystemen (wie von 
Beschäftigungssubventionen generell) Mitnahme-, Verdrängungs- und Substitutionseffekte 
ausgehen. Nach den verfügbaren empirischen Daten führen solche Programme lediglich zu 
geringen Nettobeschäftigungszuwächsen und lassen sich manchmal nur aus 
Gerechtigkeitserwägungen rechtfertigen. Tendenziell handelt es sich bei Quoten- 
Arbeitsplätzen um gering qualifizierte Tätigkeiten. Bereits beschäftigte Personen, die eine 
Behinderung erleiden und entsprechend eingerechnet werden können, werden mit größerer 
Wahrscheinlichkeit weiterbeschäftigt. Von der Maßnahme gehen jedoch geringe Anreize aus, 
behinderte Personen neu einzustellen. Dies ist jedoch auch etwa bei Regulierungen, die direkt 
an die Arbeitgeber/Innen gerichtet sind, der Fall. Auf der anderen Seite ermöglichen 
Quotenregelungen eine Sensibilisierung der Arbeitgeber/Innen. Auch kann ein 
ausschließlicher Anti-Diskriminierungs-Ansatz zu wenig in Richtung klar definierter Ziele 
ausgerichtet sein. 

Verpflichtende Beschäftigungsquoten stellen für die Regierungen relativ günstige 
Programme dar, die nicht schwer zu finanzieren sind. Die Beschäftigung von behinderten 


Personen wird entweder durch die Quotenerfüllung oder durch die über die Abgaben 
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finanzierten Programme unterstützt. Allerdings sind für die Durchführung und Kontrolle der 
Quotenregelung staatliche Stellen erforderlich. Wo Ausgleichsabgaben eingehoben werden, 
lässt sich mitunter auch ein  Wirtschaftszweig von Trainings- und 
Beschäftigungsunterstützungen beobachten. Die Träger haben jedoch u.U. nur wenig 
Interesse, aufgrund eines erhöhten Erfolges eines Quotensystems ihre Klient/Innen zu 
verlieren. 

Grundsätzlich stellen ein Mangel an Sanktionen bzw. fehlende Instrumente zur ihrer 
Durchsetzung ein Problem bei Quotensystemen dar. Nach Unternehmensbefragungen dürften 
jedoch die reinen Kosten einer Ausgleichsabgabe bei der Entscheidung für oder wider die 
Einstellung von behinderten Personen für Betriebe nicht zentral sein. Kosten der 
Beschäftigung behinderter Personen, die durch Umbaumaßnahmen, 
Arbeitsplatzadaptierungen und weitere gesetzliche Sonderregelungen anfallen, werden als 
weitaus bedeutsamer bewertet. Ein wirtschaftlich lohnender Einsatz von behinderten Personen 
als zentrales Entscheidungskriterium setzt Leistungsfähigkeit und passende Qualifikation 
voraus. Potentielle Unterstützungsleistungen spielen dabei eine entscheidende Rolle. Eine 
kooperative Zusammenarbeit mit staatlichen bzw. unterstützenden Institutionen ist i.d.R. die 
Voraussetzung für das Gelingen einer Eingliederung in das Unternehmen. Es bleibt daher 
abzuwarten, ob die Erhöhung der Ausgleichstaxe für größere Unternehmen im Jahr 2011 in 
Österreich positive Auswirkungen auf die Beschäftigungsquoten von begünstigten 
Behinderten haben wird. Einer spezifischen Studie zufolge zeigte die Reform 2001, bei der 
die Ausgleichstaxe einheitlich erhöht wurde, positive Ergebnisse.” 

Differenziert zu beurteilen sind Beschäftigungsquoten im Lichte des demographischen 
Wandels. Die eigene Belegschaft altert und erhöht in der Folge die Zahl bereits beschäftigter 
behinderter Mitarbeiter/Innen, womit Betriebe eine etwaige Beschäftigungsquote eher ohne 
eigenes Zutun erfüllen. Werden auch Unterstützungen für beschäftigte behinderte Personen 
aus einer Ausgleichsabgabe gewährt, entstehen Mitnahmeeffekte, wenn diese Personen 
ohnehin nicht gekündigt worden wären. Dies weist dann auch auf die „inhärente Ambivalenz 
des Quotensystems“ hin. Wenn zunehmend Arbeitnehmer/Innen aufgrund ihres Alters einen 
Behindertenstatus erlangen, haben die Arbeitgeber/Innen weniger Pflichtabgaben zu 
entrichten. In der Folge steht immer weniger Geld für die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen 
für behinderte Personen zur Verfügung, während sich i.d.R. die Ausgaben für dauerhafte 


Lohnsubventionen erhöhen. 





°° Sowohl bei der Reform 2001 als auch bei jener 2011 wurde gleichzeitig die Probezeit beim Besonderen 
Kündigungsschutz ausgeweitet. 
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Als Reaktion auf diese Entwicklung könnten Konzepte zu  alternsgerechter 
Personalentwicklung, Arbeitsorganisation und Arbeitsplatzgestaltung, die im Rahmen der 
Bewältigung des demografischen Wandels eingesetzt werden, mit Integrationsmaßnahmen für 
behinderte Personen in den ersten Arbeitsmarkt koordiniert werden (Fietz et al. 2011, 67). 
Einem Vorschlag der OECD (2007, 163) zufolge könnte der vorgeschriebene 
Quotenprozentsatz an die Prävalenz eines bestimmten Grades an Behinderung in der 
Erwerbsbevölkerung (z.B. Anteil schwerbehinderter Personen im jeweiligen Land) angepasst 
werden. Es sind auch weitere Anstrengungen zu unternehmen, das Niveau der Beschäftigung 
von behinderten Personen im öffentlichen Sektor zu erhöhen, der in den meisten Ländern als 
beispielgebender Vorreiter in puncto Integration angesehen wird (OECD 2006, 159). 
Insgesamt wäre es auch unglaubwürdig und ein schlechtes Vorbild, wenn Staaten eine Politik 
der Eingliederung von behinderten Personen durch private Unternehmen vorgeben, deren 


Eckpfeiler dann von den eigenen Institutionen nicht oder nur knapp erfüllt werden. 


5.3 Maßnahmenblock: Harmonisierung von Leistungen, 
Zusammenarbeit maßgeblicher Institutionen 


In den meisten europäischen Ländern finden sich zwischen Invaliditaéts- und anderen 
Transferleistungen für Personen im Erwerbsalter erhebliche Unterschiede in puncto 
Generosität, Verpflichtungen zur Arbeitssuche sowie der Art und Weise, wie Bezieher/Innen 
aktiviert und für eine Arbeitsaufnahme unterstützt werden. Ein richtungsweisender Ansatz 
besteht in der Vereinfachung und Harmonisierung der verschiedenen Unterstützungssysteme. 
Der Hauptvorteil wäre die Anwendung eines identen Prozesses für alle arbeitslosen Personen 
im Erwerbsalter (OECD 2010, 17%). 

Im Vereinigten Königreich sowie auch in Dänemark und den Niederlanden lässt sich 
entsprechend ein Trend dahingehend feststellen, behinderte Menschen mehr im Rahmen von 
Mainstream-Programmen anstatt in spezialisierten Beschäftigungsprogrammen zu betreuen. 
Allerdings verlangt eine stärkere Betonung auf „Mainstreaming“ auch nach Strukturen, die 
eine verstärkte und bessere Ausrichtung der Maßnahmen auf bestimmte Gruppen von 
Klient/Innen, wie für Menschen mit einer Behinderung oder einem gesundheitlichen Problem, 
sicherstellen. 

Für einen raschen Verweis zur geeignetsten Unterstützungsleistung ist eine bessere 
Koordination zwischen den transferauszahlenden Stellen, den öffentlichen 


Arbeitsmarktservices und den verschiedenen Dienstleistern (im Idealfall One-Stop-Shops) 
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erforderlich. Die Koordination und Förderung von Partnerschaften zwischen Organisationen 
gelten als wichtige organisatorische Aspekte, die einen positiven Einfluss auf den Erfolg von 
Beschäftigungsmaßnahmen haben (OECD 2010, 13/16). 

Die Bereitstellung von Dienstleistungen für behinderte Menschen ist in Dänemark seit 
Jahrzehnten durch einen dezentralen Ansatz und eine enge Zusammenarbeit von lokalen 
Kommunen und Arbeitsämtern gekennzeichnet. Es wurden Strukturen zur Verbesserung der 
Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Akteuren und eine Harmonisierung von 
Maßnahmen eingerichtet. 

In Schweden stellt die enge Zusammenarbeit zwischen den wichtigsten öffentlichen 
Akteuren (öffentliche Arbeitsvermittlung und Sozialversicherung) durch regelmäßige Treffen, 
Austausch von Informationen und Quersubventionierung sicher, dass Menschen mit 
Behinderungen die richtige Unterstützung zum richtigen Zeitpunkt bekommen. Investitionen 
in engere und bessere Arbeitsbeziehungen mit Arbeitgeber/Innenorganisationen könnten sich 
wiederum als effektive Werkzeuge erweisen, um die Verantwortlichkeit und die Anreize für 
Arbeitgeber/Innen weiter zu stärken. 

In den Niederlanden wurden seit 2002 die Agenden der Sozialversicherung und des 
Arbeitsmarktservices mehr und mehr integriert, im Jahr 2009 fand eine völlige Fusion statt. 
Bereits seit 2002 fungiert die Sozialversicherung auch für Angelegenheiten der Kommunen 
als One-Stop-Shop-Erstbehörde und verweist in dieser Funktion z.B. Bewerber/Innen an den 
zuständigen Leistungsträger. Das Ziel ist, die Klient/Innenorientierung der Dienste zu 
erhöhen. 

Ebenfalls im Sinne eines One-Stop-Shops wurde mit dem JobCentre Plus im Vereinigten 
Königreich eine einheitliche öffentliche Behörde bzw. Servicestelle geschaffen, die sowohl 
für die Erbringung von Beschäftigungsdienstleistungen als auch für die Bereitstellung von 
Transferleistungen verantwortlich ist. Sie entstand aus der Zusammenlegung der „Benefits 
Agency“ und des Arbeitsmarktservices. 

Zu überlegen wäre auch die Änderung der Finanzierungsmechanismen, weg von Block- 
oder Output-Finanzierung hin zu einer Finanzierung basierend auf aktuellen 
Beschäftigungserfolgen (OECD 2010, 16). Die Finanzierung von nationalen 
Beschäftigungsprogrammen im Vereinigten Königreich, einschließlich jenen, die auf 
behinderte Menschen abzielen, ist ergebnisorientiert ausgerichtet, i.e., die Dienstleister 
werden nach Maßgabe der Anzahl der Personen, denen sie erfolgreich zu einer Beschäftigung 


verholfen haben, bezahlt. Ergebnisorientierte Finanzierung wird als der effektivste Weg 
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angesehen, um sicherzustellen, dass die Dienstleister einen Anreiz zur optimalen Nutzung der 
erhaltenen Mittel haben. 

In Dänemark wurden Anreize eingeführt, um die Aktionen der beteiligten verwaltenden 
und durchführenden Institutionen zu beeinflussen: die Kommunen erhalten höhere staatliche 
Rückerstattungen für Kosten aktiver Maßnahmen (z.B. subventionierte Beschäftigung, 
berufliche Rehabilitation) als für Kosten passiver Maßnahmen (z.B. Auszahlung einer 


Invaliditätsleistung). 


5.4 Maßnahmenblock: Finanzielle Anreize für Arbeitgeber/Innen 
und Arbeitnehmer/Innen 


Als Inhaber von Schlüsselpositionen sind Arbeitgeber/Innen darin zu bestärken, behinderte 
Arbeitnehmer/Innen einzustellen bzw. weiter zu beschäftigten. Sie sind in einer guten 
Position, die Beschäftigungsfähigkeit von Arbeitnehmer/Innen mit gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen aufrechtzuerhalten bzw. zu verbessern, im Idealfall mit der Unterstützung 
eines beschäftigungsorientierten Gesundheitsservices (Reformschritte in diese Richtung gibt 
es jüngst auch in Österreich) (OECD 2010, 14). 

Zu Maßnahmen für die Aufrechterhaltung von Arbeitsplätzen zählen in Schweden 
Regulierungen, die ihren Fokus auf der Krankenstandsphase haben, sowie die Bereitstellung 
von Anreizen für Arbeitgeber/Innen und Arbeitnehmer/Innen, auch bei einer Historie von 
längeren Fehlzeiten aufgrund gesundheitlicher Probleme im Job zu verbleiben. Dies ist das 
Ziel der sogenannten Rehabilitationskette, die im Jahr 2008 implementiert wurde. Während 
dieses Prozesses sind Arbeitgeber/Innen und Arbeitnehmer/Innen gemeinsam für die zu 
treffenden Maßnahmen verantwortlich. Während der/die Arbeitgeber/In für rehabilitative 
Maßnahmen zuständig ist und alle erforderlichen Adaptierungen vorzunehmen hat, um eine 
adäquatere Beschäftigung für seine/n Mitarbeiter/In am Arbeitsplatz zu gewähren (oder dabei 
zu helfen, einen Arbeitsplatz bei einem/r anderen Arbeitgeber/In zu sichern), wird auch von 
dem/r Arbeitnehmer/In eine aktive Beteiligung an diesem Prozess erwartet. 

Auch in den Niederlanden werden Arbeitgeber/Innen und Mitarbeiter/Innen gemeinsam 
dazu angehalten, einen Plan zur Rückkehr von gesundheitlich beeinträchtigten 
Arbeitnehmer/Innen in den Arbeitsalltag zu entwickeln und damit einen Übergang in die 
Invaliditätspension zu verhindern. Aufgrund einer zweijährigen Verpflichtung zur 
Entgeltfortzahlung haben die Arbeitgeber/Innen dazu einen starken finanziellen Anreiz. 


Zusätzlich müssen beim Experience-Rating Unternehmen bzw. Sektoren, deren 
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Arbeitnehmer/Innen häufiger eine Invaliditätsleistung in Anspruch nehmen, nach einem 
„Verursacherprinzip“ höhere Sozialbeiträge entrichten, was die Anreize für präventive 
Maßnahmen erhöht. Nach empirischen Daten kehrt in den Niederlanden ein großer Anteil 
kranker Arbeitnehmer/Innen wieder zu ihren Arbeitgeber/Innen zurück (OECD 2010, 135). 
Allerdings stehen die Maßnahmen aufgrund der Erhöhung der Arbeitskosten im Verdacht, die 
Beschäftigung von Personen, die von den Arbeitgeber/Innen als „anfällig“ für eine zukünftige 
Krankheit oder Behinderung eingestuft werden, zu erschweren. 

Für Arbeitnehmer/Innen sollten Transferleistungen einen Grenzsteuersatz von deutlich 
unter 100% aufweisen, um sicherzustellen, dass sich eine Arbeitsaufnahme lohnt. Als 
finanzieller Anreiz für kranke Arbeitnehmer/Innen wird in den Niederlanden die 
Lohnfortzahlung mit fortschreitender Krankenstandsdauer gesenkt, bei mangelnder 
Kooperation auch weiter gekürzt. Für bereits eine Invaliditätsleistung beziehende Personen 
mit teilweiser Arbeitseinschränkung ist es wiederum aufgrund von Zuschüssen wirtschaftlich 
vorteilhaft, das Leistungssystem zu verlassen und einen Job anzunehmen, während an 
Personen, die nach einer bestimmten Zeit nicht „ausreichend“ beschäftigt sind, nur eine 
minimale Leistung ausbezahlt wird. 

Die Aufhebung von bestimmten Elementen in Politik oder Gesetzgebung in Schweden, 
die behinderte Menschen z.B. aus Angst, dauerhaft Rentenansprüche oder andere 
Sozialleistungen zu verlieren, von einer Beschäftigung abhalten könnten, sollte ebenfalls 
dabei helfen, Menschen mehr Anreize für eine Beschäftigungsaufnahme zu bieten. Die 
Bezieher/Innen von Invalidenrenten haben die Möglichkeit, auf Basis ihrer verbliebenen 
Arbeitsfähigkeit einer bezahlten Beschäftigung nachzugehen. Selbst Personen, die zu einer 
vollen Invalidenrente berechtigt sind, können eine Stunde pro Tag arbeiten. Darüber hinaus 
wurde das sogenannte ruhende Krankengeld im Jahr 2009 eingeführt, das Anreize zur 
Arbeitsrückkehr für Menschen, die für mindestens ein Jahr Invalidenrente bezogen haben, 
bereitstellt. Begünstigte können für maximal zwei Jahre ohne Verlust ihres Anspruchs auf 
Invalidenrente arbeiten und während dieses Zeitraums die Beschäftigung jederzeit beenden. 
Zusätzlich haben Personen, die diese Maßnahme beantragen wollen, auch die Möglichkeit, 
um eine Testphase von bis zu drei Monaten anzusuchen. 

Im Vereinigten Königreich bietet die neue Transferleistung 
„Beschäftigungsunterstützungsbeihilfe“ finanzielle Unterstützung für Menschen, deren 
Arbeitsfähigkeit aufgrund einer Behinderung oder Krankheit reduziert ist. 
Anspruchsberechtigte Personen müssen sich einer Bewertung der Arbeitsfähigkeit 


unterziehen. Personen, die über eine bestimmte Arbeitsfähigkeit verfügen, werden im Rahmen 
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einer „arbeitsbezogenen Aktivitätsgruppe“ bei der Vorbereitung auf eine angemessene 
Beschäftigung unterstützt. Die neue Beschäftigungsunterstützungsbeihilfe soll die 
Begünstigten dazu motivieren, aktiv nach einer Arbeit zu suchen und für eine gewisse Zeit 
auszuüben, ohne dabei den Anspruch auf die Leistung zu verlieren. Darüber hinaus gibt es 
auch „Working Tax Credits“ zur Ergänzung des Erwerbseinkommens, die die Menschen 
ebenfalls dazu motivieren sollen, in den Arbeitsmarkt einzutreten und ihre 


Invaliditätstransferleistungen aufzugeben. 


5.5 Maßnahmenblock aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 


Von den untersuchten Ländern weist im Jahr 2010 Dänemark mit Abstand die meisten 
Teilnehmer/Innen (2,2% aller Personen im Erwerbsalter) und die höchsten Ausgaben (0,8% 
des BIP) bei aktiven Arbeitsmarktprogrammen für Menschen mit Behinderungen auf. In 
Schweden und in den Niederlanden nehmen 1,6 bis 1,7% aller Personen im Erwerbsalter an 
entsprechenden Maßnahmen teil, die Ausgaben dafür betragen jeweils rund 0,5% des BIP. In 
Österreich beträgt die Teilnahmequote 0,5%, die Ausgaben erreichen rund 0,1% des BIP. Die 
geringsten Teilnehmer/Innenzahlen (0,4%) und Ausgaben (0,0%) ergeben sich für das 
Vereinigte Königreich. 

Während der Programmschwerpunkt in Dänemark eindeutig bei subventionierter 
Beschäftigung und in den Niederlanden bei geschützter Beschäftigung liegt (unter den 
untersuchten Ländern finden sich im jeweiligen Bereich die mit Abstand höchsten 
Teilnehmer/Innenzahlen und Ausgaben), weist Schweden in beiden dieser Bereiche jeweils 
die zweithöchsten Teilnehmer/Innenzahlen und Ausgaben auf. Unterstützte Beschäftigung 
wird im Ländervergleich vor allem von den Niederlanden und dem Vereinigten Königreich 
forciert, während berufliche Rehabilitation insbesondere in Dänemark (und gemessen an den 
Teilnehmer/Innenzahlen auch in Schweden) verfolgt wird. 

Bei insgesamt vergleichsweise geringen Ausgaben in Österreich liegt der relative 
Ausgabenschwerpunkt bei subventionierter und unterstützter Beschäftigung; die Anreize zur 
Förderung der Eingliederung sind auf den ersten Arbeitsmarkt ausgerichtet. Ein inhaltlicher 


Schwerpunkt liegt in den „Begleitenden Hilfen“ (BMASK 2009; BMASK 2010, 91ff). 


Subventionierte Beschäftigung 





Gehaltszuschiisse, Reduktionen der Lohnnebenkosten und andere finanzielle 


Förderungsmaßnahmen spielen eine entscheidende Rolle für die zunehmende Bereitschaft der 
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Arbeitgeber/Innen, Menschen mit reduzierter Arbeitsfähigkeit anzustellen oder an einer 
anderen Position innerhalb des Unternehmens einzusetzen (European Commission 2012, 28) 
Führend bei Kompensationen für eingeschränkte Arbeitsfähigkeit sind die Nordischen 
Länder. Allerdings sind diese Förderungen zielgenau auszugestalten, um Mitnahmeeffekte 
und Missbrauch hintanzuhalten (OECD 2010, 14f). 

Lohnkostenzuschüsse an Arbeitgeber/Innen werden in Dänemark massiv eingesetzt, in 
einigen Fällen bieten diese eine permanente Unterstützung. Die Möglichkeit, während 
subventionierter Beschäftigung an Programmen beruflicher Rehabilitation oder 
Ausbildungsprogrammen teilzunehmen, sorgt nicht nur für berufliche Integration, sondern 
adressiert auch das Moral-Hazard-Problem im Hinblick auf fehlende Anreize seitens des/r 
Arbeitgeber/In oder des/r behinderten Arbeitnehmer/In, in eine Verbesserung seiner/ihrer 
Beschäftigungsfähigkeit zu investieren. Während die individuellen und fallbezogenen 
Maßnahmen zweifellos zur Steigerung der Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen 
beigetragen haben, werfen die hohen öffentlichen Aufgaben die Frage auf, ob sich andere 
Länder ein derart teures System leisten können bzw. sollen. Erkenntnisse aus der Analyse und 
Evaluation des Programms haben auch auf nicht unbeträchtliche Mitnahmeeffekte 
hingewiesen. Die Regelung soll so geändert werden, dass die höchsten Subventionen auf die 
Personen mit der geringsten Arbeitsfähigkeit ausgerichtet sind. 

Eines der Programme subventionierter Beschäftigung in Schweden, die Entwicklung am 
Arbeitsplatz, bietet jungen Menschen mit Behinderungen Ausbildung am Arbeitsplatz an, die 
Qualifikationslücken, die zu Kündigung oder zu Frühverrentung wegen unzureichender 
Fähigkeiten führen können, vorbeugen soll. 

In den Niederlanden besteht die Möglichkeit von subventionierten flexiblen 
Arbeitsverträgen. Die ersten drei Monate einer Beschäftigung Können als Probezeit gelten, 
während der der/die Arbeitgeber/In keine Entlohnung leisten muss. Zusätzlich ist es möglich, 
für Empfänger/Innen von Invaliditätsleistungen Löhne unter dem Mindestniveau zu zahlen, 
wenn dies aufgrund der geringen Produktivität gerechtfertigt ist. Die Maßnahmen haben sich 
jedoch bei der Verbesserung der Beschäftigungsaussichten für Menschen mit Behinderungen 


noch nicht als wirksam erwiesen. 





Geschützte Beschäftigung 
Geschützte Beschäftigung wurde dahingehend kritisiert, dass sie die Segregation von 
Personen mit Behinderungen zementiert und ihre Integration in den regulären Arbeitsmarkt 


erschwert. Einige Länder haben in der Folge die entsprechenden Regulierungen adaptiert und 
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neue Formen mit größerer Nähe zum ersten Arbeitsmarkt entwickelt oder den Fokus auf den 
Übertritt in den ersten Arbeitsmarkt verstärkt. In beiden Fällen wird der professionellen 
Entwicklung und den erlernten Fähigkeiten während des Verweilens in geschützter 
Beschäftigung mehr Aufmerksamkeit gewidmet (OECD 2010, 80). 

In Schweden wurde das Angebot von unterstützter Beschäftigung zugunsten 
subventionierter und unterstützter Beschäftigung zurückgefahren, stellt jedoch auch heute 
noch eines der größten Programme zur Förderung der Beschäftigung für Menschen mit 
insbesondere schweren Behinderungen dar. Die hohe Zahl der Teilnehmer/Innen an 
Beschäftigung im staatseigenen Unternehmen Samhall verweist auch auf den Mangel an 
Anreizen für Arbeitgeber/Innen, die am meisten benachteiligten Personen mit schwerer 
körperlicher oder geistiger Behinderung einzustellen. 

In den Niederlanden haben die geringe Anzahl von Personen, die geschützte Werkstätten 
verlassen, und die relativ hohen Kosten zu einer Neubewertung geführt. Entsprechend hat sich 
der Schwerpunkt mehr auf die Platzierung in geeignete subventionierte Arbeitsplätze bei 
Arbeitgeber/Innen im offenen Markt verschoben. Die Erfolge einer Transformation in den 
offenen Arbeitsmarkt sind angesichts der lang anhaltenden Behinderungen von Personen 


innerhalb der Zielgruppe allerdings gering. 


Unterstützte Beschäftigung, begleitende Hilfen, individuelle Stellenvermittlung 





Bei der unterstützten Beschäftigung werden Menschen mit Behinderungen unterstützt, 
bezahlte Beschäftigung auf dem regulären Arbeitsmarkt zu erhalten bzw. zu behalten.° Die 
Rolle einer Agentur für Unterstützte Beschäftigung und insbesondere das Eingreifen eines 
Job-Coachs ist für den Erfolg ausschlaggebend. Die Job-Coachs befassen sich mit den 
Arbeitserwartungen der Klient/Innen und koordinieren verschiedene 
Unterstützungsmaßnahmen zwischen involvierten Dienstleistern, von denen sowohl 
Arbeitgeber/In als auch Arbeitnehmer/In profitieren. Das Ziel besteht darin, Kompetenzen 
und Fähigkeiten mit dem Bedarf des/r Arbeitgeber/In zusammenzubringen Sie führen 
Angebot und Nachfrage flexibel zusammen und bieten Orientierungshilfe für Arbeitgeber/In 
und Arbeitnehmer/In. 

Von Bedeutung ist Kontinuierliche intensive Unterstützung, Betreuung und Training am 
Arbeitsplatz durch den Job-Coach über einen längeren Zeitraum nach der Anstellung bzw. 


Weiterbeschäftigung. Entscheidend sind die landesweite Verfügbarkeit von entsprechenden 





60 Es existieren in den einzelnen Ländern jedoch auch Varianten, bei denen eher Beschäftigungsmaßnahmen 
und/oder finanzielle Hilfen zum Lebensunterhalt bereitgestellt werden (European Commission 2012, 24). 
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Dienstleistungen, ein langfristiger Strategieansatz (z.B. in Osterreich und Schweden) sowie 
ein gesetzlicher Rahmen, der die Teilhabe aller Bürger/Innen am regulären Arbeitsmarkt 
fördert. Die Maßnahmen sollten unter der Verantwortung der öffentlichen Arbeitsvermittlung 
implementiert werden, dennoch können die ausführenden Agenturen auch in privater Hand 
sein. Eine gebührende Aufmerksamkeit sollte der Sicherstellung von Übergangsmechanismen 
(z.B. von Sozialleistungen in eine Erwerbstätigkeit und zurück sowie von betreuten 
Werkstätten in Unterstützte Beschäftigung) gelten. In vielen Erfolgsbeispielen wurden die 
Arbeitsplätze auch individuell geschaffen (European Commission 2012, 22ff). 

Obwohl Programme der individuellen Stellenvermittlung sehr Ressourcen- und 
personalintensiv sind, lässt sich deren Effektivität belegen. Sie zielen derzeit vorwiegend auf 
Personen mit massiven gesundheitlichen Problemen ab, sind aber ggf. an neue Zielgruppen, 
wie Personen mit mentalen Gesundheitsproblemen, zu adaptieren (OECD 2010 79/159). In 
Schweden wird eingehende Beurteilung und anleitende Beratung geboten, bei der behinderte 
Arbeitssuchende in verschiedenen beruflichen Situationen getestet werden und 
Berufserfahrung an einem Probearbeitsplatz sammeln können. Die Zahl jener Personen, die 
persönliche Assistenz in Anspruch nehmen, hat sich seit 2007 mehr als verdoppelt. Das neue 
„Work Choice”-Programm im Vereinigten Königreich weist einen integrierten Case- 
Management-Ansatz für Aktivierung auf Basis individualisierter Beratung und Begleitung durch 
spezielle persönliche Berater/Innen auf, die geeignete Maßnahmen für die Teilnehmer/Innen 
identifizieren und entsprechende Unterstützung bei der Job-Suche bieten. 

Die Niederlande verwenden ein nationales landesweites System von privaten 
(Wieder)Eingliederungsdiensten und Job Coach-Organisationen. Der Fokus liegt auf der 
Bereitstellung von bezahlter Arbeit im offenen Arbeitsmarkt (alternativ können die 
Gemeinden Unterstützte Beschäftigung auch an Unternehmen im geschützten Sektor 
delegieren). Ein genereller Schwachpunkt ist jedoch, dass zu wenige behinderte 
Arbeitnehmer/Innen in Beschäftigung verbleiben. Aus budgettechnischen Gründen wird 
vorgeschlagen, die Bereitstellung von Dienstleistungen wieder vom öffentlichen Sektor 
durchführen zu lassen. Derzeit wird ein experimentelles Projekt zur Beratung über „Job 
Carving“ (Zuschneidung eines individuellen Arbeitsplatzes) durchgeführt. Es existiert auch 
die Möglichkeit eines zweckgebundenen persönlichen Budgets für 


Wiedereingliederungsaktivitäten. 
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5.6 Besonderer Kundigungsschutz 


Ein strikter (allgemeiner) Kündigungsschutz hat i.d.R. zwei unterschiedliche Effekte auf die 
Arbeitsmarktsituation von Arbeitnehmer/Innen, die aber beide die Flexibilität des 
Beschäftigungssystems reduzieren: auf der einen Seite kann dieser zu einer höheren 
Weiterbeschäftigung führen, da die Kündigungskosten erhöht werden. Auf der anderen Seite 
erhöhen sich auch die effektiven Kosten der Einstellung von Arbeitskräften und könnten 
daher Einstellbarrieren bewirken. 

Eine verstärkte Ausgestaltung des Kündigungsschutzes für behinderte 
Arbeitnehmer/Innen und die daraus resultierenden Kosten für die Unternehmen tragen 
grundsätzlich dazu bei, dass behinderte Arbeitnehmer/Innen weniger leichtfertig gekündigt 
werden, und dass die Unternehmen die negativen gesamtwirtschaftlichen Effekte von 
Kündigungen behinderter Arbeitnehmer/Innen teilweise internalisieren. Allerdings kann eine 
derartige Maßnahme die Anstellungschancen von Arbeitssuchenden mit gesundheitlichen 
Einschränkungen oder Behinderungen reduzieren. Arbeitgeber/Innen könnten das Risiko 
zukünftig entstehender Kosten aufgrund von Bestimmungen, die im Kündigungsfall etwa ein 
Gerichtsverfahren oder die Zustimmung einer Behörde erfordern so hoch einschätzen, dass 
sicherheitshalber keine Arbeitskräfte mit potentiellen Gesundheitsrisiken eingestellt werden 
(OECD 2010, 135; Pointner 2006, 63). 

Zum Effekt von Kündigungsbestimmungen besteht nur wenig empirische Evidenz, der 
Nettoeffekt auf die Gesamtbeschäftigung bzw. -arbeitslosigkeit ist nicht eindeutig. Gewisse 
Befunde zeigen jedoch, dass durch eine Arbeitsschutzgesetzgebung bestimmte benachteiligte 
Gruppen, insbesondere schlecht ausgebildete Personen und jene mit chronischen Krankheiten, 
verstärkt dem Risiko von weiterer Benachteiligung im Sinne von geringen 
Beschäftigungsraten ausgesetzt sind (OECD 2008a, 139ff). 

Alle vier in dieser Studie betrachteten Länder haben abgesehen von Anti- 
Diskriminierungs-Schutzbestimmungen nur wenige spezielle Kündigungsregelungen für 
behinderte Personen. In Schweden ist der Kündigungsschutz traditionell stark ausgeprägt. 
Während im Falle von Freisetzungen üblicherweise das Senioritätsprinzip angewendet wird, 
erhält eine Person mit verminderter Erwerbsfähigkeit Priorität für eine Weiterbeschäftigung 
unabhängig von ihrem Dienstalter, wenn dies ohne erheblichen Nachteil für den/die 
Arbeitgeber/In erreicht werden kann. Im Vereinigten Königreich dürfen Auswahlkriterien für 
eine Kündigung behinderte Menschen grundsätzlich nicht benachteiligen, und sind, soweit 
zumutbar, auch zu adaptieren: z.B. sollte der/die Arbeitgeber/In behinderungsbezogene 
Krankenstände bei der Heranziehung von Anwesenheitszeiten als ein Kriterium für die 
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Auswahl von zu kiindigenden Personen nicht beriicksichtigen. Wenn ein/e Arbeitgeber/In 
künftige Redundanzen erwägt, sollte er/sie sicherstellen, dass Arbeitnehmer/Innen mit 
Behinderungen in Konsultationen einbezogen werden. 

Aufgrund des im Rahmen des Flexicurity-Modells relativ schwach ausgeprägten 
allgemeinen Kündigungsschutzes in Dänemark, sind Unternehmen potentiell eher bereit, 
behinderte Arbeitnehmer/Innen zu beschäftigen. Dies trägt auch zur Verhinderung eines 
dualen Arbeitsmarktes bei. Im Falle von Arbeitslosigkeit erhalten Arbeitnehmer/Innen relativ 
großzügige Unterstützungen, wodurch das individuelle Risiko abgemildert wird. Gleichzeitig 
sorgen die aktiven arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen dafür, dass Arbeitssuchende und 
Arbeitslose die notwendigen Fähigkeiten zur Erlangung einer (Wieder)-Beschäftigung 
erhalten und dass sie dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. In Dänemark ist eine 
Kündigung auch während eines Krankenstands (nach den meisten Kollektivverträgen nach 
120 Tagen Abwesenheit) und aufgrund der Krankheit möglich. 

Die Kündigungsbestimmungen in den Niederlanden zählen hingegen zu den strengsten 
innerhalb der OECD (OECD 2008a, 141). Die Niederlande sind spezifisch darin, öffentliche 
Behörden zu befähigen, eine präventive Überprüfung der Rechtmäßigkeit von Kündigungen 
vorzunehmen. Die Folge ist, dass die Arbeitgeber/Innen bereits aufgrund der allgemeinen 
Schwierigkeit von Kündigungen zögern, Menschen mit Behinderungen eine feste Anstellung 
zu geben. Hinzu kommt, dass während der Zeit der verlängerten Entgeltfortzahlung von zwei 


Jahren im Krankheitsfall (Gatekeeper-Gesetz) eine Kündigung grundsätzlich unmöglich ist. 
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Tab. 16: Übersicht allgemeine Kündigungsregelungen in den untersuchten Ländern 
































Dänemark Schweden Niederlande Vereinigtes 
Königreich 
Mindest- Angestellte: 1 Mo- 1 Monat 1 Monat 1 Woche 
Kündigungsfrist nat; Arbeiter/Innen: 
7-14 Tage je nach 
Kollektivvertrag 
Schriftliche Kün- Nein Ja Nein Ja 
digung erforderlich 
Begründung Auf Ersuchen des/r | Auf Ersuchen des/r | Auf Ersuchen des/r | Auf Ersuchen des/r 
erforderlich Arbeitnehmer/In Arbeitnehmer/In Arbeitnehmer/In Arbeitnehmer/In 
Maximale Probezeit | 3 Monate 6 Monate 2 Monate Keine Probezeit 
(Angestellte) 
Prozess- Zivil-/ordentliches Arbeitsgericht, Zivil-/ordentliches Tribunal, 
möglichkeiten Gericht, Arbeits- Schlichtung* Gericht Schlichtung** 
gericht, Tribunal, 
Schlichtung 
Beweislast Arbeitgeber/In Arbeitgeber/In Arbeitgeber/In Zwischen Arbeit- 
(Ausnahme: bei nehmer/In und 
eindeutig unange- Arbeitgeber/In 
messenem Kündi- aufgeteilt 
gungsverfahren) 
Kündigungsstatus Vertrag wurde Vertrag läuft weiter | Mit Erlaubnis der Vertrag wurde 
während Rechts- aufgelöst (Beendi- (Beendigung ist un- | Behörde oder aufgelöst (Beendi- 
verfahren gung ist gültig) gültig) Auflösung durch gung ist gültig) 
lokales Gericht: 
Vertrag wurde 
aufgelöst (Beendi- 
gung ist gültig), 
ohne: Vertrag läuft 
weiter (Beendigung 
ist ungültig) 
Maßnahmen im Wiedereinsetzung, Wiedereinsetzung, Wiedereinsetzung, Kündigungsent- 
Falle rechtswidriger | Kündigungsent- Kündigungsent- Kündigungsent- schädigung, 
Kündigung schädigung schädigung, schädigung, Schadenersatz 
Schadenersatz Schadenersatz statt 
Kündigungsfrist, 
Schmerzensgeld 

















Quelle: ELLN 2011 


* Die Verhandlungen müssen gescheitert sein, bevor der Fall an das Arbeitsgericht gehen kann; ** Schlichtung 
ist obligatorisch, wenn der Fall an das Arbeitstribunal geht. 





Die wenigen verfügbaren empirischen Untersuchungen legen nahe, dass in Dänemark eine 
Kündigung während einer Krankheit wesentlich verbreiteter als in den Niederlanden ist. 
Entsprechend kehrt in den Niederlanden ein weit höherer Anteil von Arbeitnehmer/Innen aus 
einem längeren Krankenstand zu ihren Arbeitgeber/Innen zurück als in Dänemark. Umgekehrt 
scheint die Kündigung eines/r kranken Arbeitnehmer/In in Dänemark keinerlei negativen 
Effekt auf die Wahrscheinlichkeit für die Rückkehr in den Arbeitsmarkt zu haben, während 
sich in den Niederlanden ein deutlich negativer Effekt zeigt (OECD 2008a, 141; OECD 2010, 
134f). 

Eine zentrale Herausforderung ist es demnach, Kündigungsschutzmaßnahmen zu 


entwickeln, die die Beschäftigungskontinuität von Personen mit Behinderungen sichern, aber 
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nicht in einem Ausmaß, das gleichzeitig die Anstellung von Arbeitnehmer/Innen mit 
Behinderungen oder gesundheitlichen Einschränkungen erschwert wird. Um die 
Beschäftigung von behinderten Personen zu erleichtern, könnten Länder mit besonders 
strengen Kündigungsschutzbestimmungen Reformen in Richtung des Flexicurity- Ansatzes 
erwägen. Erforderlich ist ein flexibler Arbeitsmarkt, der aber auch den Bedürfnissen von 
gesundheitlich beeinträchtigten Personen Rechnung trägt. Dazu zählen strenge Auflagen für 
Arbeitgeber/Innen, sichere und gesunde Arbeitsplätze anzubieten sowie Krankheiten und 
Arbeitsunfähigkeit präventiv zu vermeiden. Weiters sind effektive Arbeitslosenleistungen und 
aktive Arbeitsmarktmaßnahmen vonnöten, um ein hohes Niveau an Flexibilität für die 
Arbeitgeber/Innen mit der ökonomischen Sicherheit für behinderte Arbeitnehmer/Innen zu 
vereinbaren (OECD 2010, 126; Pointner 2006, 55f). 

In Osterreich wurde die Wartefrist fiir den besonderen Kiindigungsschutz (Erfordernis 
der Zustimmung des Behindertenausschusses zur Kiindigung) von sechs Monaten auf vier 
Jahre fiir Dienstverhältnisse, die nach dem 1.1.2011 abgeschlossen wurden, erhöht. Zusätzlich 
gibt es einen Pilotversuch im Rahmen von „Disability Flexicurity“, der eine gemeinnützige 
Arbeitskräfteüberlassung vorsieht. Gegebenenfalls wäre jedoch zu überlegen, den besonderen 
Kündigungsschutz ganz aufzuheben. Zumindest würden damit den Unternehmen Argumente 
und Vorbehalte genommen, Menschen mit Behinderungen einzustellen, da diese aus ihrer 


Sicht nur schwer kündbar sind (BMASK 2012, 131).°' 


5.7 Sonstige Maßnahmenblöcke 


5.7.1 Information und Kooperation 


Erfolgsversprechend erscheinen auch kooperative Strategien zur Einbindung der 
Arbeitgeber/Innen. Die Betriebe sollen sensibilisierend aktiviert werden, damit sie freiwillig 
vermehrt behinderte Personen einstellen (Knöpfel 2011, 1). Zunächst erscheint ein vermehrter 
Informationsbedarf hinsichtlich Gesetzeslage, konkreter Unterstützung am Arbeitsplatz, 
Auswirkungen von bestimmten Regelungen wie z.B. Kündigungsschutz, etc. zu bestehen. 
Darüber hinaus sind im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit Good-Practice-Beispiele in 


unterschiedlichen Berufen und Arbeitskontexten und positive Beispiele für die gelungene 





6l So lehnt etwa bei einer Unternehmensbefragung in Bremen die Mehrheit der Betriebe — unabhängig von der 
Erfüllung der Beschäftigungsquote — den besonderen Kündigungsschutz ab. Es wird kritisiert, dass durch die 
Einschaltung bzw. Zustimmungspflicht des Integrationsamtes externe Gesichtspunkte bei originär betrieblichen 
Entscheidungen geltend gemacht werden. Der Einwand besteht trotz einer hohen Zustimmungsrate zu 
Kündigungen durch die Integrationsämter (aktuell fast 80%). Es wird auf den Verwaltungs- und Kostenaufwand 
verwiesen, der bei jedem Kündigungsverfahren drohen kann (Fietz et al. 2011, 68). 
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Integration von behinderten Arbeitnehmer/Innen in den Arbeitsmarkt aufzuzeigen. Der 
vorherrschenden Defizitorientierung mit einer vermuteten geringeren Leistungsfahigkeit ist 
mit einer verstärkten Potenzialorientierung zu begegnen (BMASK 2012, 129/132). 
Entsprechend erscheint eine intensivierte Politik der Ermunterung, Information und 
Aufklärung über den sozialen und ökonomischen Wert von behinderten Arbeitnehmer/Innen 
notwendig (Galeziak 2009, 34; Sywottek 2011, 23). Auch dem Instrumentarium 
unterstützender staatlicher bzw. öffentlicher Leistungen ist eine starke Repräsentanz bei den 
Arbeitgeber/Innen zu verschaffen (Fietz et al. 2011, 68f). 

Auch auf der Basis einer Expert/Innen-Befragung in Österreich, die zeigt, dass bei den 
Unternehmen große Unsicherheit besteht, wie mit Arbeitnehmer/Innen mit Behinderung 
generell umzugehen ist, durch welche Maßnahmen nicht behinderte Kolleg/Innen 
sensibilisiert werden könnten, oder wie etwa die geforderte Barrierefreiheit umzusetzen ist 
(BMASK 2012, 123/126), ist davon auszugehen, dass mehr Informationen bzw. eine gute 
Kooperation mit dem Bundessozialamt wichtige Schritte in Richtung mehr Beschäftigung von 


behinderten Personen sein könnten. 


5.7.2 Aus- und Weiterbildung 


Grundsätzlich ist auch verstärkt in die Aus- und Weiterbildung von behinderten Personen zu 
investieren, um objektiven Qualifikationsnachteilen entgegenzuwirken. Eine Gleichstellung 
mit nicht behinderten Personen ist teilweise auch heute noch bei vielen Ausbildungen nicht 
gewährleistet. Zudem existieren Barrieren im schulischen und universitären Bereich sowie bei 
Ausbildungen. Für junge Menschen ist es aufgrund der hohen Barrieren auf dem 
Ausbildungsmarkt schwierig, eine Berufsausbildung zu beginnen. Es ist auf eine bessere 
Durchlässigkeit zwischen Schule, Ausbildung und Arbeit zu achten. Schlechtere 
Qualifikationen von behinderten Personen führen letztlich zu schlechteren Chancen am 


Arbeitsmarkt und zu geringeren Ersatz-Sozialleistungen (BMASK 2012, 127/131). 


5.8 Zusammenspiel von Maßnahmenblöcken 


Grundsätzlich sind für eine erfolgreiche Politik der Arbeitsmarktintegration von behinderten 
Personen Strategien zu entwickeln, die eine bessere Abstimmung zwischen dem Verhalten 
von Arbeitgeber/Innen, Arbeitnehmer/Innen, beteiligten Institutionen und den politischen 


Zielen gewährleisten. Es müssten ganz allgemein für alle beteiligten Akteure (Betroffene, 
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Arbeitgeber/Innen, Institutionen und Dienstleister) mehr Anreize und Unterstiitzungen 
geschaffen werden, um behinderte Personen in Beschäftigung zu halten, ihnen die Aufnahme 
von neuen Beschäftigungen zu ermöglichen und ihre Arbeitsanstrengungen zu erhöhen. Dies 
müsste mit intensiveren Beschäftigungserwartungen sowohl auf Seite der Arbeitnehmer/Innen 
mit gesundheitlichen Problemen als auch bei jenen, die sie bei einer Beschäftigung 
unterstützen, sowie wechselseitigen Verantwortlichkeiten verknüpft werden. Da derartige 
Maßnahmen jedoch nicht immer populär sind, wäre die Verantwortung auf Regierungen, 
Sozialpartner, Arbeitgeber/Innen, Arbeitnehmer/Innen und die Zivilgesellschaft aufzuteilen 
(OECD 2010, 12/19). 

Die Regierungen müssen ein balanciertes Setting an Sanktionen, Anreizen und 
Unterstützungen bereitstellen, die sich im Idealfall sinnvoll ergänzen. Um etwaige negative 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und das soziale Sicherungssystem zu vermeiden, ist 
letztlich ein koordiniertes und umfassendes Paket an Beschäftigungs- und anderen 
Maßnahmen erforderlich. Anzuführen ist hier beispielsweise das Insider/Outsider-Problem 
der Arbeitsmarktregulierung. Verschärfte Pflichten für Arbeitgeber/Innen können ein 
Hindernis bei der Aufnahme von neuen Arbeitskräften darstellen. In diesem Fall müssten u.U. 
zusätzliche Mechanismen für die Stimulierung der Arbeitsnachfrage (z.B. Unterstützungen für 
zumutbare Adaptierungen bei Arbeitsplätzen und Arbeitsbedingungen) eingeführt werden, um 


auch die Aufnahme von weiteren Arbeitnehmer/Innen zu fördern (OECD 2010, 17). 
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